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Seschichte des Antisemitismus vor 1933 
-erweitertes Referat der Veranstaltung 


Auszug aus :Ein Berater der Macht- Helmut Meinhold 
von Susanne Heim und Götz Aly 


Sonderausgabe des Antifa InfoBlatt und Antifa Jugendinfo 
zu DEGESCH ,„ DEGUSSA und IG Farben 


Aufruf zur antifaschistischen Demonstration am 9. November 1988 


Am 9. November dieses Jahres jährt sich zum 50. Mal 
die von den Nazis organisierte Reichspogromnacht ge- 
gen die jüdische Bevölkerung. In dieser Nacht wurden 
Synagogen und Geschäfte geplündert und in Brand 
gesteckt, jüdsche Menschen mißhandelt und ermordet. 
30 000 wurden verhaftet und in die KZs verschleppt. 
Die Bevölkerung hat größtenteils dazu geschwiegen. Aus: ER Er ; 
Die Nacht vom 9. auf den 10. November 1938 war kei- . E22 Ian 
neswegs ein spontaner Ausbruch deutscher Bevölke- en Re tn 2 
rungsschichten gegen ihre jüdischen Mitbürger, wie es 
von den Nazis dargestellt wurde. Die Pogromnacht war 
der Übergang von der Verfolgung zur systematischen 
Vernichtung der jüdischen Bevölkerungen Europas, 
andere Bevölkerungsgruppen folgten. 

Durch die Zerschlagung der organisierten Arbeiterbewegung war der von den Nazis planmäßig 
betriebene Massenmord möglich, aber gerade über die Hauptverantwortlichen wird ein Maniel 
des Schweigens ausgebreitet. Als besonders krasses, aber durchaus typisches Beispiel greifen 
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wir die Firma DEGESCH heraus - bzw. die DEGESCH-Eigner DEGUSSA und die IG Farben. 


DEGESCH, die 'Deutsche Gesellschaft für 
Schädlingsbekämpfung', stellte das Schäd- 
lingsbekämpfungsmittel ZyklonB her - bis 
heute. Alleine an das KZ Auschwitz verkaufte 
DEGESCH 23,2t Zyklon’B. Damit wurden 
dort an die zwei Millionen Menschen umge- 
bracht. Der Vernichtung von 6 Millionen Ju- 
den, der Sinti und Roma, der Homosexuel- 
len, der Behinderten und vieler anderer war 
die rassistische Nazi-Propaganda vorange- 


gangen, die sie als 'Rassenschädlinge’ be- 


zeichnete. | 

Einer der Eigner von DEGESCH war der Rie- 
sen-Chemie-Konzern IG FARBEN (IG steht 
für Interessen-Gemeinschaft). Sie sorgte be- 
reits im 1.Weltkrieg dafür, daß die deutsche 
Kriegsfront nicht nach einem halben Jahr 
zusammenbrach. Ab 1915 produzierte IG 
FARBEN Massen von synthetischem Salpe- 
ter, das für das Schießpulver gebraucht wur- 
de. Mit einem Kriegsende zu diesem Zeit- 
punkt hätten mehrere Millionen Menschen 
überleben können. Auch für den 2.Weltkrieg 
war die IG FARBEN wieder von entscheiden- 
der Bedeutung. Die IG produzierte das syn- 
thetische Benzin und den künstlichen Kaut- 
schuk, damit die deutschen Militärfahrzeuge 
rollen konnten. Und natürlich auch Giftgase 
für den Krieg. 


Als ein viertes Werk zur Kautschuk-Produk- 


tion für die Wehrmacht wählte die IG FAR- 
BEN Auschwitz aus. Sie war direkt am Aus- 
bau des Lagers beteiligt und stellte auch 
zwei Millionen Mark zur Verfügung. Um den 
7 km langen Fußmarsch der Häftlinge zum IG 
FARBEN-Werk einzusparen, errichtete sie 
Später ein eigenes KZ auf dem Firmengelän- 


de. Die Häftlinge, die zu ausgelaugt waren. 


um weiterzuarbeiten, wurden vernichtet. 


Auch daran verdiente die IG FARBEN noch- 
mal aufgrund ihrer Anteile an DEGESCH. 


‚Direkt nach der Währungsreform 1948 konn- 


te die IG Bilanz ziehen: Größtenteils unbe- 


 schädigte Produktionsanlagen im Wert von 6 


Milliarden DM. IG FARBEN wurden nach 
dem Krieg in ihre Einzelkonzerne aufgelöst. 
Inzwischen sind ihre Nachfolger BASF, 
HOECHST und die BAYER AG im Chemie- 
sektor weltweit wieder an vorderster Stelle. 
Die zweite große DEGESCH-Eignerin war 
(ebenfalls bis 1986) die "Deutsche Gold- und 
Silberscheideanstalt'! DEGUSSA. Bei uns 
sind heute eher ihre Tochterfirmen NUKEM 
und ALKEM bekannt, wenn es um Pluto- 
niummißwirtschaft, Uran-Raubbau und den 
Griff zur Atombombe geht. Auch damals war 
DEGUSSA schon am deutschen Atombom- 
benprojekt beteiligt, das heute in Wackers- 
dorf kurz vor der Vollendung steht. 

Neben dem direkten Vernichtungsgeschäft 
mit dem ZyklonB war DEGUSSA an dem 
Ein- und Umschmelzen der geraubten Wert- 
stücke von jüdischen Menschen beteiligt. 
Das ging bis zu den Eheringen, die den Ver- 
schleppten im KZ abgenommen wurden. Die 
100 %-ige DEGUSSA-Tochter ’Auergesell- 
schaft’ war bis zum Zusammenbruch des 
deutschen Faschismus aktiv für den Bau der 
Atombombe. Daß diese Bombe nicht fertig- 
gestellt wurde, lag sicherlich nicht am feh- 
lenden Engagement der Auer/DEGUSSA. Sie 
waren während des Krieges eifrig dabei, sich 
möglichst alle wichtigen radioaktiven Stoffe 
Europas unter den Nagel zu reißen. 

Am Zyklon B-Geschäft war auch Auer betei- 
ligt - sie lieferte die Spezialgasmasken an die 
SS, die beim Zyklon-Einsatz schützen soll- 
ten. 
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Diese Konzerne, wie das deutsche Großkapital überhaupt, haben die Nazis an die Macht finan- 


ziert. Für ihre Kriegsverbrechen und zentrale Rolle im deutschen Faschismus ist kaum jemand. 


bestraft worden. Von einer Entnazifizierung nach dem Krieg kann keine Rede sein. DEGESCH 
und DEGUSSA haben .die Nachkriegsprozesse völlig unbeschadet überstanden. Der DE- 
GESCH-Geschäftsführer wurde von einem bundesdeutschen Gericht 1955 freigesprochen. Le- 
diglich einige IG FARBEN-Angehörige aus der Führungsetage wurden zu wenigen Jahren 
. Knast verurteilt. | 

Die alten Nazis und Wirtschaftsexperten wurden von der US-Regierung gebraucht und kamen 
deshalb gleich wieder zu Amt und Würden. Mit der Eröffnung des ’Kalten Krieges’ gegen die 
Sovjetunion wurden die Kriegsverbrecher schnellstens wieder im Militär- und Wirtschaftsappa- 
rat gebraucht. | 

An der Macht der Großkonzerne hat sich auch nach dem Zusammenbruch des Faschismus in 
der BRD und WB nichts geändert. Für sie ist entscheidend, wer ihre Interessen am besten ver- 


tritt. Dies ist auch ein Hintergrund für das staatlich geduldete, verstärkte Auftreten von Faschi- 
sten und Rassisten. Die Herrschenden setzen verstärkt auf Spaltung der Bevölkerung. Dies, ge- 


rade auf dem Hintergrund der Arbeitslosigkeit, gibt faschistischen Organisationen neuen Raum 
zur Entfaltung. Das ist eine große Gefahr für uns alle. 

Ausländerhaß als eine Form des Rassismus ist das Thema, wo sich die Faschisten in ganz West- 
europa eine neue Massenbasis erhoffen. Der Rassismus richtet sich gegen die (meistens türki- 
schen) Arbeiterinnen und Arbeiter und die Flüchtlinge aus der sogenannten Dritten Welt. Was 
aber keineswegs bedeutet, daß die Nazis den Antisemitismus fallengelassen hätten; der ist 
nach wie vor ein Bindeglied aller faschistischen Organsiationen und in Teilen der Bevölkerung 
immer noch verbreitet. 

Bei der Verbreitung einer rassistischen Ideologie bekommen die Nazis heute Schützenhilfe von 
staatlicher Seite. Abschiebungen und Sondergesetze verstärken die Außenseiterrolle von 
Flüchtlingen und hier lebenden Ausländerinnen und damit auch den Rassismus in der deut- 
schen Bevölkerung. Der wird dann vonn den bürgerlichen Parteien wiederum allzugern als 
„Bürgerzorn“ aufgegriffen und dient zur Rechtfertigung von verschärfter Politik gegen Auslän- 
derInnen. 

Die bürgerlichen Parteien des Abgeordnetenhauses werden bei ihrem Marsch am 8. November 
schweigen. Und zwar gerade über den Zusammenhang von wirtschaftlichen Interessen, zu- 
nehmend rassistischer staatlicher Politik und dem Erstarken der Nazi-Gruppen. 

Für uns ist der Schwur der Häftlinge des KZ Buchenwald nach wie vor aktuell: 


„Wir stellen den Kampf erst ein, wenn auch der letzte Schuldige vor den Richtern der Völker 
steht. Die Vernichtung des Nazismus mit seinen Wurzeln ist unsere Losung!“ 
Kein Vergeben, kein Vergessen ... keine Am- 


nestie für das Kapital: | Ä ey Al j T- 2 
Auflösung und Zerschlagung aller faschisti- 1 ir a8 
schen Verbände und Organisationen! BNR RN EEE 
Kampf dem Rassismus! 

Demo am 9. 11. 88 17 Uhr Olivaer Platz, Zwi- 
schenkundgebung vor dem DEGESCH- und 
DEGUSSA-Büro, Abschlußkundgebung 


Veranstaltung über Antisemitismus, Judenpogrome 
durch die Nazis und die Deutsche Industrie am Freitag, 
4.November 18 Uhr in der Technischen Universität, 
Straße des 17. Juni 135, TU-Hauptgebäude. Veranstal- 
ter ASTA TU mit Unterstützung des Antifaschistischen 
ınfo-Blatts. 

Aufrufer: Antifa WB, Antifa-Jugendkoordination (JAKOB), Antifa Jugendfront, 
Bündnis gegen Rassismus, Faschismus und Sexismus, Asyl e.V., ASTA der kirchli- 
chen Hochschule, Antifa AG der AL, Künstler für den Frieden, Anti AKW Plenum 
West Berlin, AK Reaktoren u. Raketen, Autonome Jugendgruppe Neukölln, ASTA 
der TU, Spandauer gegen faschistische Aktivitäten und Ausländerfeindlichkeit, 
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DIE GESCHICHTE DES 


Wir sehen den antisemitismus als 
zweierlei. zum einen ist er eine 
rassistische ideologie, die in 
deutschland mit anderen verfol- 
gungs- und wernichtungsideen ge- 
Koppelt wer. zum anderen steht er 
Für eine genz konkrete politik 
und wurde zu den jeweiligen zesi- 
ten durch wirtschaftliche und 
soziale interessen bestimmt, 

cie jüdischen menschen wurden 

in der geschichte immer wieder 
verfölot, 

zeitweise benutzte sie der fau 
daladel, um sich drohender hau- 
ernaufstänce pdzu, steigender 
Schulaen zu eruwehren, dieser alte 
antisemitismus wurde denn auch 
hauptsächlich religiös bzw. wirt- 
schaftlich begründet, 

im 19, jahrhundert änderten sich 
aber die gesellschaftlichen ver- 
hältnisse durch den übergang vom 
Feudalismus zum kapitalismus ganz 
entschieden. das bürgertum wurde 


zur beherrschenden kraft in der 


gesellschaft, die Juden als volks- 


gruppe erlangten, zumindest rein 
Techtlich, eine gleichstellung, 


was für sie z.b. freie berufsw=ahl 


und gleiche bürgerrechte bedeutete. 
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ANTISEMITISMUS VOR 1933 


so kam es, daß reaktionäre teil. 
des adels, offizierskorps, der he- 
smtenschaft und kirche versuchten, 
den einfluß der jüdischen kaufkeute 
und Fabrikbesitzer einzuschränken, 
gerade im aufstieg der juden sanen 


sie den zerfall der 


göttlichen schöpfungsordnung, aus der 
der adel als krönung hervargegangen 
sein wollte, 

dieser neue antisemitismus fruchtete, 
gerade in den wirtschaftlich rückstän- 
aigen provinzen knüpfte er an alte 
bilder an, die Jie Juden als wuüucherer, 
als kredithaie d=ss kleinsn Dauern Sa- 
hen. disss ideen waren e:folgreicen, 
weil von der inmaustrialisierung nur 
gie klasse der pr :duktionsmittelbe- 
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diese tendenz verstärkte sich mit der 
sog. gründerkrise von 1573-96. 

dies> zeit war der übergang des kapi- 
talismus der freien konkurrenz zum 
imperialismus, d.h. der herrschaft der 
großen hank- unG industriemonopole, 


den mittelständischen schichten drohte WÄHLT Pr ACHRISTLICHSOzIaL 


immer mehr, von den großen gefressen 
zu werden. gerade diese. unsichsrheit 
ihrer lebenssituation trieb diese 
akademiker, beamten, bauern und klein- 
unternehmer in die ablehnung dieser 
neuen bürgerlichen gesellschaft. 
jedoch im gegensatz zur stärker uer- 
„genden arbeiter/innenbewegung, rebel- 
lierten diese mittelklassen nicht von 
einem antikspitalistischen beuwußtsein 


euSs gegen die wirtschaftliche ent- 
CT Elan 1878 gründete der berliner hofpre- 


diger STOECKER die „christlich so- 
'ziale arbeiterpartei". auf 
der einen seite”HLFER BISMARCK mit 


oen sozialistengesetzen alle sozial- 


sondern, der seit mitte der 70 er 
jehre von nun an rassisch begründete 
antisemitismus hatte zuai krisenfunk- 
tionen. 

zum einen sollt= er dis unzufrieden- 


demokratischen, kommunistischen und 


neit gegen solche opfer richten, revolutionären organisationen und 


deren ausgrenzung dem gesamtsysten 


druckschriften verboten,um den mitt- 
nicht gefährlich werden konnte. 


lerweile 50000 organisierten gewerk- 
zum anderen wurde er von den herr- schaftern zu begegnen. auf der an- 
deren seite versuchte STOECKER ge- 
rade in berlin, der sozialdemokratie 


oie von ihr beeinflußten arbeiter/ 


schenden ganz oezielt gegen die 
organisierte arbeiter/innenbaue- 
gung eingesetzt,als spaltungs- 


nittel. innen abspenstig zu machen. 
vemagogischs hetzschrif+tsn gegen bei den wahlen 1878 in berlin er- 
die jüdische Sevölkerung schossen erhielt die „christlich soziale ar- 

beiterpartei" jedoch keine 15008 stim- 


men, die sozialdemokratie aber 56000. 


wie pilzs aus dem boden, die aber 
ganz geschick\ an den alltagsnöten 


ger menschen ansetzten. 


es begenn cie zsit,in der die"ju- Hafen! Lolksgenossen!  Weitengeheat 
denfrage" zur sozialen-frage er- Dies Eure jeizigen Führer sad" Seoarmsean 
:Dyr 


klärt wurde; „das judentum ist das 
angewandte, biszum extrem durchge- 
führte manchestertum. es kennt nur 
noch den handel und auch davon nur 
den schacher und wucher,.es arbeitet 
nicht selber, sondern lässt andere 
für sich arbeiten, es handelt und 
spekuliert mit den arbeits- und 
geistesprodukten anderer."(1) 

Joch es sollte nicht bei bloßer 


j dere? Damm wähle deutschcheistlich wad gebe 
propaganda bleiben, eo .. ie verluderen Internationalen Sozlaldemokrate: 
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nach diesem mißerfolg kam es zur kurs- 
aenderung im rechten lager; von nun 
an sollte der antisemitismus nicht 
mehr neben- sondern hauptideologie 
sein, um eine massenbasis zu schaffen 
STOECKER verkündete noch im selben 
jahr, daß die juden ein fremdes volk 
seien, die mit dem deutschen nicht 
eins werden könnten, 

oder RICHARD WAGNER schrieb 1881: 
„daß ich die Jüdische rasse für den 
geborenma feind der menschheit und al- 
lenedlen in ihr halte: daß namentlich 
wir deutschen an ihr zugrunde gehen 
werden, ist gewiß... ." 

und der antisemitismus griff auf an- 
dere um sich. 1880 wurde per peti- 
tionseingabe an den reichskanzler der 
ausschluß aller juden aus staatlichen 


Stellen und speziell den justiz-und 
lehrerberufen gefordert, 
Hey 
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Jedoch: waren all die neu entstandenen 


antisemitischen organisationen und 
zirkel von ihrer sozialen stellung 
her zu verschieden, um wirklich ent- 
scheidenes leisten zu können, sie wa- 
ren,sich einig im gegner, nicht aber 


darin was sie eigentlich wollten. 


so mußten sie in den Büer jahren, allı 


für sich, ideologische kleinarbeit 
leisten; sie wichen dazu meist auf's 


land aus, da sie beim organisierten 


städtischen proletariat eh keine chan- 


cen hatten eine massenbasis zu krieger 
so wurde 1886 die „deutsche antisenmi- 
tenvereinigung"gegründet, die mit den 
parolen:„bauern! macht euch frei vom 
jüdischen zwischenhandel!", bzw. der 
Forderung nach "judenfreien märkten" 


bei den kleinbauern große popula- 
rität genoß, 

die juden machten 1871 lediglich 
1,2% der gesamtbevölkerung aus, 

und waren auch über alle klassen 
verteiltzsund trotzdem schafften es 
die rassisten sie zum Zerstöreri- 
schen gegentypus, zum sündenbock 
der nation hochzupuschen, 

was die juden alles unternommen 
haben sollen um das deutsche volk 
zu zersetzen, log THEDDOR FRITSCH 
1893 in seinem „antisemitenkate- 
chismus; 

ul. sie haben .„.. viele bauern, ge- 
werbetreibende, beamte, offiziere 
usw. vollständig ruiniert und...den 
moralischen untergang preisgegeben... 
2. sie haben,.. den soliden handels- 
und gewerbestand...vollständig in 
ihre hände gebracht.... 

3. sie haben das ehrliche handwerk 
fast vollstäncig vernichtet... 

4. sie haben die arbeitslöhne und 
die preise aller produkte so sehr 
heruntergedrückt, daß es immer un- 
möglicher wird, sich durch ehrliche 
arbeit zu ernähren. das soziale 
elend und die gesellschaftliche un 
zufriedenheit wird dadurch immer 
größer und die gefahr blutiger volks- 
aufstände immer näher gerückt. 
S.sie haben sich der öffentlichen 
presse bemächtigt, und bedienen 
sich derselben dazu, das volk über 
die wahren ursachen des allgemeinen 


noatstandes zu tTäuschen,.,. 


8. sie haben durch jüdische parl:- diese funktion des rassismus war für 


mentarier sowie durch nicht jü- die herrschenden bitter nötig, denn 


dische bezahlte subjekte in in der 


volksvertretung die gesetzgebung 
dahingehend beeinflußt, daß den Jü- dauer. 


dischen gelüsten möglichst viel 


die soziale lage verschärfte sich sei 


ger 90er jahre mit anhaltender kriser 


spielraum gegeben wurde...» 

diese umfassendere propaganda war in 
diesen krisenjahren wieder recht er- 
Folgreich,. 

ım schlepptau dieser ideen verfolgter. 
Organisationen wie der „bund der 


landuwirte" oder der „deutschnationale 


Nand lun 0509 ehilfenverband t eine klare Polnische Saisonarbeiter vor einem Berliner Bahnhof 


antisemitische linie. curch rationalisierungen und mechani- 


sierungen wurden aus den ostgebieten 
ces reiches, polen und rußlands die 


fichtungDrutfche: BSD .. we 
Fu 1nhknen Jababer PEN RE nun "überflüssigen!" landarbeiter/inne 


autieline > Br nach westen in die großstädte getrie- 
Vetengnuber re tranıca SEP VEREINE 


Syandurrte! . 
ben. gerade nach berlin kamen woche 


Für woche’ tausende tagelöhner, bank- 
rotte handwerker usuw.. sie wohnten in 
sen dreckigsten und kleinsten wohnun- 


gen, verdingten sich als gelegenheits 


ardeiter/innen, als nausangestell:ts 
oder kellnerinnen. 


neben ihrem elend hatten viele von 


y 


ihnen „Sch eine gemeinsame kenn- 


es wurde von ihnen zum wirtschafts- zeichnung: sie waren jüdischer her- 
boykott der juden aufgerufen; diese kunft, 
durften auch nicht mitglieder der gegen ende des jahrhunderts reichte 


organisation sein. es immer mehr menschen: die streiks 


1893 erlebten dann die konservativen häuften sich, die aufstände wurden 


auch parlamentarische erfolge: bei militanter. das kapital reagierte 


den Teichstagswahlen erhielten sie neben verstärkter rTepression mit 


150000 stimmen menr als1890 und zoger einer immer aggressiveren aussen- 
damit als drittstärkste partei in der BUOIIEIK, 
Teichstag. 


die„kreuzzeitung" brachte all diese 


vorgänge einmal auf den nenner: 


„es lässt sich nicht verkennen, daß 


>» 


gtulSCHEs > 


die gewaltige werbende kraft des anti 


semitismus viele ins königtreue lager 
zufückführt, welche sonst unrettbar 
gem freisinn oder der sozialdemokra- 


tie Verfal]len sind."(2) 


deutschland war ja bei der kolonia- darin forderte er, innenpolitische | 


len aufteilung der welt weit hinter herrschaftssicherung und außenpoli- 


england, frankreich und den usa tische machterweiterung zu garantie- | 


zurückgeblieben. die expansion nach ren, die errichtung einer diktatur 


aussen erschien so aus zwei grüncen unter einem "starken!" führer. die 
. . e ’ 
notwenaig. neben profitsteigerung liquidierung der arbeiterbewegung 
r .. ’ 
und sicherung neuer märkte,rohstoffe generelles streikverbot, eroberungs- 
und arbeitskräfte kam noch das, was feldzüge nach südosteuropa 


der englische staatsmann CECIL RHRÜDES 
sagte: „ ich...besuchte eine arbeiis- 
losenversammlung und als ich nach .den 
dort gehörten wilcaen reden, die nur 
ein geschrei nach brot waren, nacı 
hause ging, da war ich von der uwich- 
tigkeit des imperialismus mehr denn 
je überzeugt.... d.h. um die ..,‚ein- 


wohner „..vor einem mörcderischen biür- 


gerkrieg zu schützen, müssen wir ko- 


lonialpolitiker neue länder erschlies- u. sowie die 
sen"(3) lösung der judenfrage mit den radi- 
kalsten mitteln, 


schen krupp, blohm&voß auf der einen 


5 .gö Kol Ei 2 \ \ Pr Y en . . 
FON En BR; \ZETZ.N: seite sowie den großbanken und wa- 
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al . Ye an renhausern auf der anderen. dıes ent 
age Er Re SER . i 
| len an at NHENE Re Irdım sprach voll cen späteren vergleichen 


Pe der nazi-faschisten zwischen dem„jü- 


k) 
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rag 


disch raffenden"bzw. dem "arisch 


schaffenden"kapital und geht genauso 
Se 


he a 
Ten 


auf die demagogen der 7er undz8D er 


a 


jahre zurück. 


dieser situation trugen denn auch die Ger „alldeutsche verband" förderte 


antisemiten rechnung. seit der jahr- schon vor dem 1.weltkrieg die ent- 
hundertwende schickten sie sich an, wicklung einer nationalistischen 
ihre volksverhetzungen mit nationa- arbeiter/innenbewegung. sie sollte 
lismus und diesen welteroberungs- unter dem banner von rassismus und 
träumen zu paaren, antisemitismus für das kapital in 
beispielhaft für diese entwicklunc den krieg ziehen. diese beiden ideo- 
steht der „alldeutsche verband", logien behaupteten zum einen die min 


sein vorsitzender, justizrat der-wert-igkeit der im Folgenden 


krieg zu erobernden und zu koloniali 
HEINRICH CLASS, beschrieb all diese 


gedanken in seinem buch „wenn ich 


sierenden völker, zum anderen sollte 


sie dem revolutinanären proletarijat 


der kaiser wär", das auch noch gros- 
u E den boden abgraben, jegliche gefiühle 


se verbreit fand. an 
au internationaler solidarität er 


sticken, 


den verlorenen KELED» 


die gebiets- 

abtretungen, den versailler frie- 
densvertrag und die reparations-: 
zahlungen empfanden alle nationa- 


listen als schmachlose nationale 


schande. dazu kamen die revolutio- 
nären kämpfe seit dem 9.november 
1918, sowie die seit 1919 bestehen- 
de bürgerliche republik. 
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all oies wollten die rechten und 
kapitalisten nicht kampflos hinnen- 


men; sie fühlten sich verraten uno 


verkauft, 


‘wieder mußte jemand herhalten für 


die nachkriegskrisenjahre (bis 1923) 
und all den ganzen "untergang" 
deutschlands. 

und das waren die siegermächtz so- 
wie das revolutionäre proletariat. 


die novemberaufstände, die ruhr- 


kämpfe ,„ die zerschlagung des kapp- 


putsches 1920 durch den general- 
streik und die darauffolgenden wil- 


den, militanten streiks zeigten 


wohin der weg der befreiung führen 


musste, 


die kapitalisten waren gezwungen, 


nun in die offensive zu gehen, woll- 


ten sie den gang der geschichte 
noch einmal aufhalten; sollten die 
an die republik gemachten zugeständ- 


nisse wie der 8-stundentag, streik- 


recht und sozialleistungen rückgän- 


gig gemacht werden können. 


es mussten also nationale, militan- 
te kräfte her, oie die sache ves 


Kapitals ideologisch unc militärisch 


erledigen würden. 


ein meilenstein auf diesem weg war 


gie gründung und das parteiprogramm 


der NSDAP, 1920. 


dort stand für alle sichtbar: 

3. wir fordern land und boden(kolo- 
nien) zur ernährung unseres volkes 
und ansiedlung unseres bevölkerungs- 
überschusses, 

und wieder tritt. der antisemitismus 
als begleitideologie dazu: 

4. staatsbürger kann nur sein, wer 
volksgenosse ist. volksgenosse kann 
nur sein, wer deutschen blutes ist. 
... kein jude kann daher volksgenos- 
se sein. 

S.wer nicht staatsbürger ist soll 
nur als gast in weutschland leben 
lönnen und muß unter fremden-gesetz- 
gebung stehen. 

11.dahsr forcern wir: 

abschaffung oes arbeits- und miühe- 
losen einkommens. brechung der zins- 
knechtschaft. 

in wirklichkeit konnte die großindu- 
strie ihren im krieg zerstörten 
Produktionsapparat unter besten vo- 
Taussetzungen neuaufbauen, der zins- 
satz blieb weit hinter der geldent- 
wertung zurück, so konnte mit bil- 
ligem geld investiert werden auf 
kosten der massen, denn deren real- 
löhne blieben aufgrund der geldent- 
wertung total gering. während also 
die reichen mal wieder reicher WUT- 


den, bekam das volk arbeitslosiog- 


keit, hunger und not, 


aus dem leben 
einer bergarbeiterfamilie von 1921: 
„das frühstück bestand stets aus 
schwarzbrot mit sehr wenig schmalz 
bestrichen und sogenanntem kaffee. 
die brotration ist ein halbes pfund 
täglich. Die Haupimahlzeit ...be- 


stand... aus kohl und kartoffeln 
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oder erbsen und kartoffeln...:» 

ser mangel an wäsche war noch 
schlimmer als der an nahrung. «++ 
hunderte von bergleuten sind jetz: 
auf aas einhemdsystem herunterge” 
kommen.sie gehen sonnabend zu bett 
und können nicht aufstehen, ehe das 
eine hemd gewaschen und getrocknet 
ist. was die kinoer betrifft, SO 
können viele unter ihnen einfach 
nicht zur schule gehen, weil sie 
keine unterwäsche haben."(4) 

aber den reaktionären ging es ja 
nicht darum die armut so zu erklä- 
ren, daß sich für das volk etwas 
geändert hätte. 

im gegenteil: nach all den klassen- 
kämpfen während und nach dem welt- 
krieg gab es für ihre zukunft nur 
eine parole: rassenkampf statt 


klassenkampf. 
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nun wurde in der weimarer republik 


daran gearbeitet den antisemitismus 
in ein geschlossenes weltbild zu 
passen. | 

wieder einmal wuroe er zur krisen- 
ideologie. die schuldigen und ur- 
sachen der krisen 1919-23 bzw.'29-33 
wurden verschwiegen; das kapitalis- 
tische system durfte ja nicht be- 
rührt werden. und wieder richtete 
sich der kampf der reaktion gegen 
links, wieder sollten die mittel- 
klassen an das großkapital gebuncen 
bleiben. 

dieser nationalistischen mobilisi=s- 
rung ciente der antisemitismus. 
welches waren nun diesmal seine in- 


halte? 


zum ersten wurde die höherwertigkeit 


der eigenen, nordischen oder ariscnen 
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rasse behauptet. der nordische mensen 


genauer gesagt mann; war der lels- 
jerjen!i berufen 
tungsmensch, derjenl9g6; der 


ist, die ganze welt zu beherrschen. 


leben hiesse inm: in der vordersten 


reihe kämpfen. der arier besässe die 
ererbte künhnheit, tapferkeit und ziel 
bewußtheit; er träte am meisten auS 

jedem massendasein heraus und mar- 
schiere hinsichtlich der geistigen 


begabung an der spitze der menschheit 


oder: 

„es blieb der nordischen seele, der 
raumbedürftigen keine wahl; sie mußte 
die ganze welt umschaffen, nach ihrer 
bilde. die welt wird nordisch, d.h. 
unzählige verborgene werte werden er- 
schlossen und nutzbar gemacht- erzla- 
ger, ölquellen, wasserkräfte auch 
tier-und menschenkräfte- sie wercen 
nutzbar gemacht im nordischen sinne, 


sie werden stoff in nordischer hand." 
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(5) als totale yeganrasse zu diesen 
allmächtigkeitsphantasien wurden die 
jüdischen menschen beschrieben. 

als erstes stellten sie keine eigene 
rasse dar, sondern ein Tassengemisch. 
sie hätten, von vorderasien kommend, 
die rassen südost- und osteuropas 
unterwandert und ihnen das eigene 
zuwiespältige gepräge aufgedrückt. 
entschlußunfähig, hinterhältig, gren- 
zenlos unzufrieden, anarchistisch 
oder zu liberalistischen gleichheits- 
lehre strebend, ohne neigung zu jeg- 
lichem heldentum, unsauber, gehässig, 
unfähig zur fünraschaft, dumpf trieb- 
haft und in jeder hinsicht mittel- 
mässig; all dies sollten diese "hor- 


den der steppe" sein. 


oaß es dann zu dem bewußtsein kam, wiederzubeleben, das sich über an- 


oäß es "nordische pflicht" sei den dere völker stellte und den unter- 

krieg gegen all diese minderwertigen drückten so falsche feinde zeigte, | 
zu führen, ist nicht allein dem ras- PD | Fe Zu Er | 
sismus zu "veroanken", HEREIN Nr | 


durch den sozialcarwinismus kam ei- 


ne art zu denken hinzu, die zum 
krieg auffordert. dieser überträgt 


völlig falsch biologische gesetze 


auf die menschliche gesellschaft. 


menschliche geschichte wird als 


kampf ums dasein, "iüslesekampf zwi- 
schen den "bzsten" und den "schwäch- 
sten" verdreht. die gesellschaft- 
lichen beziehungen werden aus® 


schließlich als kriegerische in- 


durch den neubelebten antisemitis- 


u Msn nen 


mus wurden die juden zu den"rasse- 


schädlingen"gemacht. 


terpretiert, es geht nur um über- durch mischehen würden sie das 


leben oder vernichten. die gesell- deutsche blut, die nordische rasse 
schaft der rassisch wert-vollen, verseuchen., 
deren alleiniges überleben die 


faschisten faorderten,soll als or- 


daneben hätten sie das gesamte 


presse- und nachrichtenwesen in 


ganisches ganzes erscheinen. ihren händen konzentriert, mit 


wie beine oder gehirn sollen 

die menschen darin ihren festen, 

e ungehindert verbreiten würcen. die 
unverrückbaren platz haben, oben 3 


oder unten. jüdische intelligenz wurde zur welt- 


dem sie ihren "jüdischen geist" 
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weiten geheimverscnwörung auserkorer 
„man weiss, daß überall die juden 
drei- bis viermal so Teich sind wie 
christen"; oder 

kein europäisches volk sei vom jüdi- 
schen geist stärker beeinflußt wor- 
den als das deutsche volk; oser 
cie juden seien die dunkelmänner der 


macht, die drahtzieher von politik 


und wirtschaft. 
so mache den kern cer juaenfrage de- 


ren eindringen in die "kultur"kreis: 


Im Berliner Kaiser-Wilhelm-Institut für Anthropologie wurden in ganzen Serien 


Schädel mt Bleiband nachgetormt, um Unterlagen für die Unterscheidung des abend landes aus; ihr TrTassisch 
' der «Arier« von »Nichtariern« zu schaffen. 


bedinater trieb zur weltherrschaft, 
so wurde versucht in allen "rassisch Q' 


wert-vollen deutschen" ein gemein- 


schafts- und nationalgefühl 


| 
nit hilfe des antisemitismus machte 
die rechte genauso propaganda gegen | 


die sozialistische bewegung, 


einer derjenigen .schwätzer, die es 
verstanden antisemitismus und anti- 
kommunismus zu verbinden war ALFRED 
ROSENBERG. in diversen schriften, 
reden und büchern brandmarkte er der 
bolschewismus als aktion einer frem- 
jen, eben der jüdischen rasse. als 
nrodukt von parasiten, deren bluts- 
bedingte eigenart es aei, von der 
arbeit andere völker zu leben. 

der bolschewismus sei die letzte 
«onsequenz, die sich aus dem ein- 
dringen des judentums in europa er- 
gebe. 

der antisemitismus schuf aufs neue 
ein WIR-gefühl durch die ausgrenzun 
son zu "rassisch minder-uwert-ig" 


orklärten ersatzfeinden, die phrase 


Äer volksgemeinschaft war bloße korn- 


struktion, denn an den eigentlichen 
„idersprüchen in der gesellschaft, 
im alltäglichen leben änderte sich 


ja bekannterweise nichts, 


er deutsche arbeiter, bauer,klein- 
ınternehmer als vorarbeiter euronas 
und noch zu erobernocer kolonien; 
die oeutsche frau als willfährioe 
nutter und erzeugerin neuer genera- 
tionen, rassisch hochgezüchtet uno 
in ihrem erbgut ohne schaden. 

dies war (uno ist) die rassistische 


nerstellung der nationalen einheit, 


akzeptieren sog. unveränderöarer 


nterschiece zwischen menschen, 


Gies alles aufgruna behaupteter 
biologischer, genetischer unterschie- 
ce. 

im kern ist das die ideologie des 
Kapitalismus: 

die unterschiedliche teilhabe am 
gesellschaftlichen reichtum, an 

all den möglichkeiten sich zu eni- 
falten, ja am leben selbst, werden 
als vorherbestimmt, als ergebnis 

von geschichtlichen ausleseprozes- 
sen hingestellt. 

so wird die herr-schende klasse zur 
blüte der nation, die unteren schich- 
ten zum "bodensatz". 

noch etwas kommt diesen schwammigen, 
durch nichts auf der welt zu bewei- 
senden verhetzungen bei, was allen 
anderen rassistischen varianten 

auch zueigen ist: 

dadurch, daß sie durch nichts belegbaı 
sind, sind sie auch durch nicnts 
eingrenzbar. d.h. daß der kreis 
derjenigen, die der repression 
ausgesetzt werden, jederzeit aus- 
gedehnt werden konnte. diejenigen, 
denen man keine jüdische herkunft 
andichten konnte, wurden einfach 

a:S geistig verjudet bezeichnet. 


die verbrechen der nazi-diktatur 


haber. dies später bewiesen. 
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„Ich klage die Deutschen nicht an: 
sie arbeiten, oder besser, sie planen 
logisch und mit Erfolg, also müssen 
sie ärgerlich werden, wenn man sie 
stört, noch dazu auf so törichte 
Weise stört.“ 


Janusz Korczak, 6 Tage bevor sie 
ihn und seine Waisenkinder nach 
Treblinka transportierten. 
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„Das Generalgouvernement, das ‚Nebenland des 
Reiches‘ (. . .), ist Vorfeld und Brücke zum 
Osten zugleich. (... .) Die Kultur dieses Landes 
ist jedoch in der Entwicklung so zurückgeblie- 
ben, wie wir dies sonst in Mitteleuropa nicht 
kennen. Die unschöpferische Gestaltung der 
Landschaft, ja eine Verunstaltung mit der Folge 
der Versteppung und ‚Wüstwerdung‘ und der 
sehr große Rückstand in allen Zweigen der Kul- 
tur liegt ganz vorwiegend in dem Wesen und der 
Rasse der einheimischen Bevölkerung und einer 
Einstellung zum Dasein begründet, die dem deut- 
schen Menschen völlig fremd ist. Das Wesen des 
polnischen Menschen prägte sich trotz der ger- 
manischen Vor- und Frühgeschichte und einer 
fast ununterbrochenen deutschen Kulturtätig- 
keit in die Züge der Landschaft ein, so daß uns 
hier vieles eher östlich als mitteleuropäisch an- 
mulet. Wenn heute der Geograph sagen kann, bis 
in die Gebiete von Bug und San, ja bis zum obe- 
ren Dnjestr reicht mitteleuropäische Natur, so 
wird der Kulturforscher späterer Zeit feststellen 
Können, daß erst mit der deutschen Inbesitz- 
nahme dieses Raumes dessen kulturelle Anglie- 
deru ng an den deutsch-mitteleuropäischen Le- 
bensraum vollendet wurde. Heute aber ist die 
augenfällige Unstimmigkeit, die zwischen der 
Ahnlichkeit des großlandschaftlichen Gesichts 
von der Elbe bis zur Weichsel und dem Kulturge- 
fälle östlich der alten Grenzen besteht, dem Rei- 
senden ein noch starkes Erlebnis. “ (3) 


Das Generalgouvernement sei „gleichsam das 
Kernland des Wohnbereichs der polnischen Be- 
völkerung“, dem am 1. August 1941 das ‚in 
Denkart, Kulturkraft und Wirtschaftsgeist‘ sich 
absetzende Galizien „zugeschlagen“ wurde. Der 
Karpatenkamm bilde die natürliche Grenze im 
Süden; die Ostgrenze sei als noch „unfertige 
Saumgrenze“ zu verstehen; die anderen Grenzen 
kennzeichnet Fugmann als das einfache Ergebnis 
großdeutscher Beutemacherei: „Bei der Grenz- 
ziehung im Norden und Westen wurden der 
großschlesische Wirtschaftsraum und der Litz- 
mannstädter Textilbezirk als reichsunmittelbare 
Gebiete begünstigt.“ (4) 

Über „Volkstum und Besiedlung“ berichtete 
Baedeker, daß das Generalgouvernement 
142.000 qkm groß sei, was 37% der ehemaligen 
polnischen Staatsfläche entspreche. Von den 18 
Millionen Einwohnern seien 73% Polen, 17% 
Ukrainer, 0,7 % Deutsche. (5) Juden? Baedeker 
erwähnte sie 1942 bereits in der Vergangenheits- 
form: Die starke Zentralisation des ehemaligen 
Polen habe Warschau zu einer „Menschenbal- 
lung“ von 1 1/4 Millionen Einwohnern geführt, 
„wovon 0,4 Millionen Juden waren“. (6) 


Über Krakau informierte Baedeker nebenbei 
und in Parenthese: „, ( jetzt judenfrei ) “. (7)ı 
Ebenso Lublin, wo ein zentraler Teil der Stadt 
„großenteils von Juden bewohnt war“ (8). Über 
die Massenvertreibungen in der Gegend um Za- 


mosc berichtete Baedeker, dort werde „ein um 
1800 enstandenes stark deutsches (Pfälzer) 
Siedlungsgebiet (.....) z. Zt. durch neue Ansied- 
lungen gefestigt“. (9) Pro Quadratkilometer 
lebten im Distrikt Krakau damals 137 Menschen, 
im Distrikt Lublin 88, im Distrikt Radom 118, 
im Distrikt Warschau 192 und im Distrikt Lem- 
berg 119. Die Lage sei katastrophal, zumal ‚‚die 
Volksvermehrung bis zuletzt sehr groß war“: 

„Die Bevölkerungsstruktur‘“, schrieb Fugmann, 
„ist eines der größten Probleme für die Neuord- 
nung des Raumes. Ihre Auswirkungen auf die 
Landwirtschaft, die Nahrungssicherung, auf die 
Technisierung und den Ausbau der Wirtschaft im 
allgemeinen kann man nur in eine Formel brin- 
gen: die Versäumnisse jahrhundertealter polni- 
scher Mißwirtschaft, welche außerdem noch 
einen Riesenanteil der Landeserträge der jüdi- 
schen Handelsschicht überließ, führte im zentra- 
len und südlichen Polen zu einer Proletarisierung 
und Verarmung breitester Volksschichten und 
zu einer technischen Rückständigkeit aller Wirt- 
schaftsformen und -zweige, deren Hebung allein 
durch die Initiative des benachbarten Groß- 
deutschen Reiches vollzogen werden kann.“ (10) 


Für die Formulierung dieser Art von Wirtschafts- 
theorie, die sich mit einer Bevölkerungspolitik 
der Ausschaltung verband, zeichnete Fugmanns 
Kollege Dr. Meinhold verantwortlich. 


Ill 


DER GROSSRAUMPLANER 


Das Hauptproblem der Wirtschaftsordnung im 
Generalgouvernement war nach Ansicht Mein- 
holds die „Überbevölkerung“. Allerdings bestand 
das Übel nicht darin, daß die Bevölkerungsdichte 
pro Quadratkilometer zu hoch gewesen wäre, son- 
dern Überbevölkerung war nach Meinhold stets 
relativ definiert und drückte sich aus in mangeln- 
der Produktivität, Unterbeschäftigung bzw. unzu- 
reichender Nutzung der Arbeitskraftressourcen. 
Die einzigen Passagen seiner Arbeiten, in die er 
persönliche Eindrücke vom Leben im General- 
gouvernement einfließen ließ, beschrieben seine 
Fassunglosigkeit gegenüber der Ineffizienz der 
Arbeitin der Landwirtschaft. Er beklagte die ‚‚vie- 
len in ihrer Arbeitskraft nicht oder doch nur 
mangelhaft genutzten Menschen“.(1) Die Um- 
ständlichkeit, mit der einzelne Arbeitsgänge er- 
ledigt werden, die durch minimale Überlegung 
und wenige Handgriffe sehr erleichtert werden 
könnten, mutet einen deutschen Beobachter oft 
bei sonst fleißigen Arbeitern verblüffend an‘. (2) 
Oder es war ihm „doch gerade eines der deutlich- 
sten Symptome der Unterbeschäftigung, daß die 
Leute Zeit haben, mit kleinen Mengen stunden- 
weit auf dem Panjewagen zur Stadt zu fahren. ‘‘(3) 


Daß den polnischen Bauern bis zum Zweiten 
Weltkrieg noch niemand die kapitalistische Ratio- 
nalität beigebracht hatte, schien nicht nur Mein- 
hold ein unglaublicher und unhaltbarer Zustand. 
Die mangelnde Rentabilität der traditionellen 
Wirtschaftsweise, deren Ziel das (Über)Leben und 
nicht die Profitsteigerung ist, wird in fast allen 
zeitgenössischen Studien beklagt. (4) Nur war da- 
bei der Statistikerblick nicht immer mit solcher 
Verachtung gegenüber den Armen und einer ord- 
nungspolitischen Siegesgewißheit gepaart, mit der 
deutsche Akademiker in die Dörfer des besetzten 
Polens einfielen. Im ‚Hamburger Fremdenblatt“ 
vom 19.10.40 schilderte der Sonderberichterstat- 
ter E.A. Greeven seine „Fahrt durch das General- 
gouvernement“. Unter der Zwischenüberschrift 
„Die Panjeseele“ beschrieb er zunächst, wie er 
sich (trotz Überbevölkerung!) in die „ungeheure 
Leere einer unendlich geweiteten Steppe“ ver- 
liere, aus der ihn „ein Hauch ganz fremder, asia- 
tischer Welt anwehe. Schließlich kam er an die 
„armseligen Hütten“ der polnischen Bauern, die 
mit „löcherigem Strohdach bedeckt‘ waren und 
vor denen er „mageres und kümmerliches Vieh” 
erblickte, aber „nirgendwo (...) auch nur die ein- 
fachste und jedem Häusler vertraute landwirt- 
schaftliche Maschine“. Auch er beschrieb den 
„stundenlangen Trott‘ des Panjewagens zum weit 
entfernten Markt: „Denn Raum und Zeit beküm- 


IV 


mern keine Panjeseele!‘“ Dafür brachten aber die 
neben den ‚‚ruppig aussehenden“ Pferdchen her- 
laufenden Fohlen ‚jedes Auto zur Verzweiflung“. 
Schließlich wunderte sich Greeven noch, das 
trotz der großen Kriegszerstörungen sich die Ein- 
wohnerzahl der Städte kaum vermindert hatte: 
„Irgendwo sind alle diese Menschen zusammenge- 
rückt und untergekommen - harrend in stumpfer 
Geduld, daß Pan Starosta, der deutsche Herr 
Kreishauptmann über kurz oder lang mit den 
Ruinen schon fertig werden wird.“ 


In den volkswirtschaftlichen Kategorien Mein- 
holds war es das System der geschlossenen Haus- 
wirtschaften, das die unrentablen Verhältnisse in 
den polnischen Dörfern festschrieb. In diesem 
System spielte das Geld so gut wie keine Rolle. 
Die Landbevölkerung produzierte nicht nur die 
Lebensmittel sondern überhaupt fast alle Ge- 
brauchsgegenstände selbst und betrieb allenfalls 


eine Art von Tauschhandel mit anderen Hauswirt- 


schaften des Dorfes oder der Gegend, SO daß nach 
Meinholds Auffassung „eine Volkswirtschaft im 
eigentlichen Sinne im Grunde genommen gar 
nicht existiert‘. (5) 

Begriffe wie Absatz, Marktbeherrschung, Er- 
schließung ließen diese selbstgenügsamen Lebens- 
verhältnisse der polnischen Dörfer zur Absurdität 
werden. Diese geschlossenen Hauswirtschaften 
waren kein beliebig beweglicher volkswirtschaft- 
licher Faktor, sondern für Wirtschaftsplaner, Be- 
völkerungspolitiker und SS-Offiziere eine gleich- 
ermaßen schwer ZU üiberwindende Schranke ihrer 
Pläne; sie waren nicht nur der soziale Rückhalt 
des Widerstands (wiekonnten verfolgte Partısanen 
und ‚„Arbeitsflüchtige“ sonst versorgt werden?), 
sondern sie sicherten auch das Überleben der 
Landbevölkerung selbst. In diesem ‚‚der Rationa- 
lisierung unzugänglichen System“ von Subsistenz- 
wirtschaft waren die von der Besatzungsmacht 
ständig hochgeschraubten Ablieferungszwänge, 
die den Hunger der polnischen Bevölkerung eın- 
kalkulierten, um Agrarprodukte ans Reich abzu- 
führen, nur schwer durchsetzbar. Diesen Hinter- 
grund blendete Meinhold aus seinen Analysen aus. 
Was mit den Kategorien impernialistischer Planung 
und volkswirtschaftlicher Rationalität nicht zu 
begreifen war, mußte der nüchterne Ökonom zu 
einer Frage der Mentalität in Verbindung mit 
Mystik erklären: Das Funktionieren dieses Sy- 
stems sei „eines der Rätsel, welche die Mentalität 
der Landbevölkerung aufgibt“, (6) diegehemmte 
Produktivitätsentwicklung sei „rassisch bedingt“ 
(7): es sei die Arbeitsmentalität auf Grund derer 
die Arbeitskräfte im Generalgouvernement ‚‚we- 
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niger leistungsfähig als die deutschen‘(8) seien, 
und zwar weil „der dem deutschen Arbeiter in 
der Regel selbstverständliche Trieb zur eigenen 
Organisation der Arbeit im Hinblick auf den 
größtmöglichen Arbeitseffekt fehlt. . . (sowie 
der) Trieb, sich durch Mehrleistung eine bessere 
Lebenshaltung zu erwerben‘(9) Aus einer sol- 
chen Wirtschaft ließen sich nicht nur keine Pro- 
fite ziehen, sie sperrte sich auch noch gegen jede 
Art der Rationalisierung. Zum einen, weil die Ar- 
beitslosigkeit meistens gar nicht offen in Erschei- 
nung träte, jedoch „tote“ d.h. unrationelle Arbeit 
geleistet werde. Zum anderen mache die Natural- 
wirtschaft die Akkumulation von Kapital als Vor- 
aussetzung für produktivitätssteigernde Investiti- 
tionen nahezu unmöglich. Meinhold:,, Damit ist 
erwiesen, daß, und zwar hauptsächlich aufgrund 
der agrarischen Überbevölkerung, ein großer Teil 
der polnischen Bevölkerung und damit der Wirt- 
schaft Polens nicht in der Lage war, die industri- 
elle Weiterentwicklung des Landes zu tragen 

sondern eher eine Belastung darstellte. .. Außer 
den bereits angeführten geringen Überschüssen, 
die die Landwirtschaft infolge der Überbevölke- 
rung zur Verfügung stellt, sind es vor allem zwei 
Momente, durch welche die Überbevölkerung 
hindernd auf die wirtschaftliche Entwicklung ein- 
wirkt: Die mangelhafte Kaufkraft und die ent- 
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sprechend geringe Steuerkraft und Kapitalbildung 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung. ‘‘(10) 


Diese These legte nicht nur implizit für die deut- 
schen Bevölkerungsplaner dieser Zeit nahe, die 
wirtschaftlichen Probleme im besetzten Polen 
durch eine gewaltsame Reduktion der Menschen 
zu lösen. Meinhold wies diesen Weg, wie noch ge- 
zeigt werden wird, auch explizit. 


Nun war die landwirtschaftliche Überbevölkerung 
entsprechend der Analyse Meinholds nicht nur 
für sich genommen eine wirtschaftliche Katastro- 
phe, sondern sie weitete sich allmählich auf im- 
mer mehr Wirtschaftszweige aus: Naturalwirt- 
schaft und Tauschhandel, die Produktion für den 
lokalen, allenfalls noch regionalen Markt führten 
dazu, daß auch in dem mit der Landwirtschaft ın 
Verbindung stehenden Handel und Gewerbe (z.T. 
auch Heimgewerbe, z.B. Schmiederei, Stellmach- 
erei) nur geringfügige Überschüsse erwirtschaftet 
wurden und die Produktivität der Arbeit auch in 
diesen Sektoren äußerst gering war: 

„Es ist also im ganzen keineswegs so, daß die 
Landwirtschaft der übervölkerten Gebiete ihren 
geringen Marktleistungen entsprechend auch vom 
lokalen Handwerk und Handel völlig abgewandt 
wäre, daß also der gewerbliche Sektor Galiziens, 
selbstständig von der Landwirtschaft, einen Wirt- 
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schaftsteil mit eigener Urproduktion darstellte. 
(...) Wesentlich ist vielmehr auch der Umstand, 
daß im System der geschlossenen Dorf- und Be- 
zirkswirtschaften, das auch auf die Städte über- 
griff, der Markt für marktwirtschaftlich-orien- 
tierte, d.h. hier auf klare Geldrechnung und Bar- 
zahlung — ohne die Möglichkeit der nach persön- 
lichen Verhältnissen aufgestellten Kauf- und 
Tauschverträge — angewiesene Unternehmungen 
sehr eingeengt war. “(11) 


Die mangelnde Produktivität der Arbeit war in 
Meinholds Augen der Kern allen Übels in der 
Wirtschaft des Generalgouvernements. Ausgehend 
vom einzelnen Arbeiter, dem schon der „Trieb“ 
zur Rationalisierung seiner Handgriffe fehlte, 
fraß sie sich wie eine Seuche in immer mehr Be- 
reiche der „polnischen Wirtschaft“ vor: Von der 
Hauswirtschaft über die Dorf- bis auf die Bezirks- 
ebene, nirgendwo wurden Überschüsse erwirt- 
schaftet, Gewinne gemacht, Kapital akkumuliert; 
und schließlich drohten Unproduktivität und Un- 
ruhen über die Grenzen des besetzten Landes hin- 
aus auch noch das Reich zu infizieren, wurden 
letztlich sogar zur Gefahr für den ganzen, soeben 
eroberten Großraum. 


VÖLKISCHE GEFAHREN 
UND AGRARREVOLUTION 


Durch die Arbeitskräfteknappheit im Reich und 
den Überschuß an Bevölkerung bzw. Arbeitskräf- 
ten im Generalgouvernement enstand ein von 
Meinhold so benannter „Bevölkerungsdruck“. 
Wenn sich polnische Arbeiter, die im Grenzgebiet 
wohnten, im Reich nach Arbeit umsahen, die sie 
im Generalgouvernement nicht oder nur zu 
schlechteren Bedingungen fanden, so wurde da- 


raus bei Meinhold ein „Druck“, eine ‚soziale und 
völkische Gefahr“, eine Bedrohung der Volks- 
tumsgrenzen. (Heute würde man das zeitgemäß 
„Gefahr der Überfremdung“ nennen.). Dies galt 
um so mehr, als es sich dabei um eine unkontrol- 
lierte, illegale Form der Arbeitsemigration han- 
delte: Denn selbst schon die bürokratisch und po- 
lizeilich geregelte, gewaltsame Deportation von 
Zwangsarbeitern (bei Meinhold als „Wanderar- 
beit‘ beschönigt) schaffte nach seiner Ansicht 
„sozial unruhige Verhältnisse im Großraum“. 
(12) Und er schrieb: 


„Die Frühgeschichte des Polentums lehrt, wie ge- 
rade diesem Volk die wirtschaftliche Unterwan- 
derung charakterlich entspricht. Sind doch die 
Westslawen als Knechtsvolk in das germanisch be- 


siedelte Weichselgebiet eingesickert und haben in 
dieser Weise unter dem Schutz der germanischen 
Herrenvölker Fuß gefasst. (. ...) Die Gefahr eines 
biologischen Kontaktes ist genauso wenig zu ban- 
nen, wie die einer sozialen Mischung‘. (13) 


Diese Gefahr des „Einsickerns“, des unerwünsch- 
ten biologischen Kontakts galt es zu bannen. Die 
möglichst starke Besiedelung der Ostgebiete durch 
Deutsche, die absolute Verminderung der polni- 
schen Bevölkerung und das Schaffen industrieller 
Arbeitsplätze im Generalgouvernement propa- 
gierte Meinhold als parallel anzuwendende Me- 
thoden, um des „Bevölkerungsdrucks” Herr zu 
werden. 

Was er hier als „völkische Gefahren“ umschrieb, 
benannte sein Kollege Theodor Oberländer”, auf 
den er sich gerade bei der Berechnung von Über- 
bevölkerung wesentlich berief, direkter: Als 
Angst vor der sozialen Revolution. 


„Die außerordentlich hohe agrarische Dichte ver- 
bunden mit Kapitalmangel gefährdet die an Ruß- 
land grenzende Randzone besonders stark, aus 
inneren Spannungen und dem Überbevölkerungs- 
druck heraus gleich Rußland einer sozialen Um- 
wälzung entgegenzugehen.“(l 4) 

Dies war nach Oberländers Beurteilung nur auf- 
zuhalten, indem man durch eine Agrarreform 
einen breiten bäuerlichen Mittelstand schaffte 
„und damit den Faktor, der am standhaftesten 
allen Agrarrevolutionen widersteht“.(1 5) 

Jeder Ansatz zur Agrarreform schien den deut- 
schen Planern im Generalgouvernement aber 
zwecklos, solange nicht die ländliche Überbe- 


völkerung ‚abgesaugt‘ war. 

Der Unterschied in der Eindeutigkeit der Formu- 
lierungen zwischen Meinhold und Oberländer 
kann auch dadurch begründet seın, daß Ober- 
linders Abhandlung über die agrarische Überbe- 
völkerung Polens 1935 entstanden ist, als Polen 
noch eine eigene Regierung hatte, die von NS- 


Wissenschaftlern im allgemeinen als zu schwach 


bzw. unfähig eingeschätzt wurde, um mit den 

Unruhen“ des Landes fertig zu werden. Meinhold 
verfaßte dagegen seine Habitilationsschrift 1941, 
im vollen Vertrauen auf die „starke Macht“ des 
NS-Regimes, die dazu berufen und in der Lage 
sei, den „Großraum einheitlich zu führen“.(16) 


* Oberländer hatte sich bereits vor dem Krieg mit der 
Überbevölkerung in Polen beschäftigt und war später 
als Leiter des ‚„Bataillons Nachtigall“ u.a. für Massaker 
an der polnischen und sowjetischen Zivilbevölkerung 
verantwortlich; nach dem Krieg war er lange Zeit CDU- 
Bundestagsabgeordneter und von 1953 bis 1960 Ver- 
triebenenminister unter Adenauer. Von diesem Posten 
mußte er schließlich zurücktreten, nachdem ein in der 
DDR geführter Prozeß erdrückende Beweise für seine 
Beteiligung an NS-Verbrechen erbracht hatte. Vel.: 
Braunbuch, Kriegs- und Naziverbrecher in der Bundes- 
republik, Berlin (DDR) 1965 (2. Auflage). 


Ein weiterer Grund wird sein, daß bei ihm die 
sozialen Subjekte, die eine Revolution machen 
könnten, anders als bei Oberländer, schon deshalb 
nicht mehr vorkamen, weil er sie,in seinen Analy- 
sen systematisch wegdefinierte. Menschen waren 
für ihn nur noch Arbeitskräfte, Überbevölkerung 
oder toter Ballast, fremdvölkisch oder deutsch, 
Faktor, allenfalls noch Störfaktoren. Zwar war 
er sich darüber im klaren, daß seine Wirtschafts- 
und Raumordnungspläne bei der ‚Bevölkerung 
nicht auf Gegenliebe stoßen würden; dennoch 
schien er in bezug auf die Durchsetzbarkeit seiner 
Programme nicht den geringsten Zweifel zu hegen. 
„Der Großteil der Bevölkerung lebte aber lieber 
unter diesen einem deutschen Menschen unglaub- 
haft dürftig erscheinenden Verhältnissen, als:daß 
er, selbst wenn das möglich gewesen wäre, inten- 
siv gearbeitet und damit eine erträgliche Lebens- 
haltung errungen hätte. ‘‘(17) Oder: | 
"Bei der starken Bindung der Bevölkerung in 
den übervölkerten Gebieten an den Boden ist da- 
mit zu rechnen, daß gewisse Widerstände gegen 
die Reorganisation vorhanden sein werden, ob- 
wohl sie zum Besten der Bevölkerung erfolgt. 
Diese Widerstände selbst werden landschaftlich 
nicht überall die gleichen sein, ebenso wird der 
Wille, sich durch erhöhte Arbeitsleistung einen 
besseren Lebensstandard zu erringen, verschieden 
sein. Auch in den Mitteln zur Überwindung sol- 
cher Widerstände sind landschaftliche Unterschie- 
de vorhanden, je nach Einsicht, Willen und Ver- 
mögen der Führung. ‘‘(18) 


‚Was hier vorsichtig als „landschaftlich unter- 
schiedliche Mittel zur Überwindung der Wider- 


stände“ umsehrieben wird, bedeutete in der da- 
maligen Wirklichkeit für die polnische Bevölke- 
rung ein System des abgestuften Terrors von der 
Festsetzung von Ablieferungskontingenten über 
die Zwangsumsiedlung und ‚„Arbeitserfassung“ 
bis hin zur Verhaftung und Hinrichtung. 

Meinhold war genau wie seine Kollegen im Insti- 
tut für Deutsche Ostarbeit, kein Wissenschaftler 
im Elfenbeinturm, der die politische und soziale 
Situation, in die hinein er seine Pläne entwarf 
nicht genau gekannt hätte. Vielmehr ist zu ver- 
muten, daß für ihn der Widerstand der polnischen 
Bevölkerung gegen den Terror der deutschen Be- 
satzer eher eine einkalkulierbare Größe bei der 
Berechnung der Effizienz wirtschaftlicher Maf>- 
nahmen war, als ein wirkliches Hindernis. In Re- 
gierungsbesprechungen und den Berichten der 
Hauptabteilung Arbeit, die Meinhold auf seinen 
Tisch: bekam, wurde darüber geklagt, dafs die Re- 
krutierung von Zwangsarbeitern die innere Sicher- 
heit im Generalgouvernement gefährde, dafs 
deutsche „Arbeitskräftewerber“ von den Polen 
erschdssen und die Züge, die die Arbeiter ins 
Reich transportieren sollten, überfallen wurden, 
die Polizeikräfte aber zur effizienten Bekämpfung 
der bewaffneten ‚„Banditen‘ nicht mehr ausrei- 
chen würden — angesichts dieser Situation stellte 
Meinhold lapidar fest, daß ‚‚die Zahl der im Reich 
durch Vermittlung der Arbeitsämter angesetz- 
ten Arbeitskräfte aus dem Generalgouvernement 

‚ eine vorläufige Grenze erreicht habe. (19) 
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DIE BERECHNUNG 
DER ÜBERSCHÜSSIGEN 
BEVÖLKERUNG 


Um nun in die unübersichtlichen, ihm rätselhaf- 
ten Zusammenhänge der polnischen Haus-, Dorf- 
und Bezirkswirtschaften rationalisierend einzu- 
greifen, begnügte sich Meinhold nicht damit, die 
Phänomene der Überbevölkerung und ‚‚geringer 
Arbeitsergiebigkeit“ zu beschreiben, er setzte 
beide in ein mathematisches Verhältnis zuein- 
ander: 

„Die Berechnung der überschüssigen landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung kann grundsätzlich 
nach zwei Prinzipien erfolgen: Es kann von der 
tatsächlich geleisteten Arbeit in der Landwirt- 
schaft ausgegangen und danach die überschüssige 
Zahl von Arbeitskräften ermittelt werden, und 
es kann versucht werden, die Zahl der Arbeits- 
kräfte festzustellen, die bei guter Organisation 
der landwirtschaftlichen Arbeit selbst sowie des 
Landhandels und Verkehrs notwendig wäre, und 
diese Zahl ist dann mit der Zahl der tatsächlich 
vorhandenen Arbeitskräfte zu vergleichen... Da 
aber die Betrachtung der Überbevölkerung ge- 
meinhin den Sinn hat, die Produktivität der Ar- 
beit zu ermessen (früher unter Bezug auf die Be- 
dingungen der internationalen Konkurrenz, heute 
im Hinblick auf die größtmögliche Arbeitspro- 
duktivität im europäischen Großraum), erscheint 
das zweite Prinzip in der Regel als das zweck- 
mäßige, sofern die Berechnungen des optimalen 
Arbeitseinsatzes den Verhältnissen gerecht wer- 
den. Unter den zahlreichen. . . Untersuchungen 
kommen die von Oberländer, der von einer je 
Arbeitskraft zu bearbeitenden Flächennorm aus- 
geht und diese landschaftlich wie auch nach Maß- 
gabe des ländlichen Konsums differiert, diesen 
Anforderungen am nächsten. Es sei ihnen daher 
hier gefolgt.“ (21) 

Letztlich galt damit ein Land in dem Maß als 
überbevölkert, wie seine Arbeitsproduktivität 
hinter der „größtmöglichen Arbeitsproduktivität 
im europäischen Großraum‘ zurückblieb. Eine 
Subsistenzwirtschaft, die kaum Überschüsse pro- 
duzierte, mußte daher, gemessen an durchkapita- 
lisierten Staaten wie dem Deutschen Reich, qua- 
si automatisch als überbevölkert gelten — ganz 
gleich wieviele Leute dort wohnten. 


Neben der Berechnung der Überbevölkerung an- 
hand von Produktivitätsnormen und „wirtschaft- 
lichem Arbeitsoptimum‘“ übernahm Meinhold 
von Oberländer auch die sog. „Mombertsche 
Formel“ (22): 

Nahrungsraum* = Volkszahl x Lebenshaltung 


oder in Kurzform: N=VxL 


Auf den ersten Blick erscheint das bestenfalls es- 
fältig: Bloß um eine Überlegung, die sich jedeı 
an drei Fingern abzählen kann, auszudrücken, 
braucht man eigentlich keine mathematische For- 
mel. Nur würde vielleicht beim Denken in ganzen 
Sätzen das Herumjonglieren nicht so leicht fallen 
wie beim Variieren der Faktoren einer mathema- 
tischen Gleichung. Solange es sich um abstrakte 
Größen handelt, kann man die verschiedenen 
Faktoren beliebig handhaben, dividieren, multi- 
plizieren; man kann den einen Faktor vergrößern 
und dadurch den anderen verringern oder eben 
auch umgekehrt. Die eigentliche Funktion der 
Formel liegt in der Abstraktion vom Inhalt. 


So auf den handlichen Begriff gebracht wird die 
Zahl der Menschen zur beliebig variierbaren 
Größe neben anderen. Massenmord, Zwangsum- 
siedlung, Überfälle aufandere Länder oder geziel- 
te Hungerpolitik werden zu „Verminderung der 
Volkszahl“, „Erweiterung des Nahrungsraums“ 
oder „Senkung der Lebenshaltung““ — und gehen, 
wissenschaftlich steril gemacht, in das Reper- 
toire der Wirtschaftsplanung ein. 


EEE EN EEEEEPEESRBEFEREe: 
* Bei Mombert selbst ist nicht von Nahrungsraum son- 


dern von „Nahrungsspielraum“ die Rede; womit aus- 
schließlich die Ernährungskapazität, die Kombination 
der Produktionsfaktoren Arbeit, Boden und Kapital ge- 
meint war, nie ein Raum im geographischen Sinn des 
Wortes. Indem Meinhold die Formel abwandelte, bruta- 
lisierte er zugleich auch das wissenschaftliche Konzept. 
Erweiterung des Nahrungsraums kann eben immer auch 
heißen: militärische Eroberung anderer Länder. Auch 
wenn Mombert signifikant falsch zitiert wurde, war doch 
seine Denkweise der meinholdschen grundsätzlich nicht 
unähnlich: Auch Mombert ging es nicht primär darum, 
die Versorgung der Menschen mit Nahrungsmitteln zu 
sichern, sondern um den optimalen Arbeitsertrag, auch 
bei ihm ist die Volkszahl variabel. Allerdings war der 
Kontext, in dem er seine „Bevölkerungslehre entwickel- 
te. dem Meinholds genau entgegengesetzt. Mombert 
setzte sich in erster Linie mit dem Geburtenrückgang in 
den Industrieländern auseinander, es stellte sich ihm da- 
her auch nicht die Frage, wie überschüssige Bevölke- 
rungskontingenie zu beseitigen wären, sondern cher, wie 
eine ausreichend große Volkszahl sichergestellt werden 
könne. Das „Optimum der Bevölkerung“ lag nach seinen 
Idealvorstellungen „in einer Entwicklung von Bevölke- 
rung und Wirtschaft, bei der die Volkszahl genügend 
groß ist, alle Gaben der Natur so vollkommen auszu- 
nutzen, daß damit der Ertrag der Arbeit und somit auch 
die Lebenshaltung ihren unter den gegebenen wirtschaft- 
lichen Voraussetzungen höchsten Stand erreichen. Es 
kann durchaus der Fall eintreten, daß (. . .) dieses 
Optimum der Bevölkerung nicht erreicht werden kann, 
ja, daß sogar bei abnehmender Volkszahl unter Umstän- 
den ein Volk hinter diesen optimalen Zustand, wenn er 
vielleicht einmal annähernd erreicht war, wieder zurück- 
geworfen wird.“ Paul Mombert, Bevölkerungslehre, in: 
Grundrisse zum Studium der Nationalökonomie, Band 


15, Jena 1929. 
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Die Sektion Landeskunde im Institut für Deutsche Ostarbeit 


So denn auch bei Meinhold: „Die Steigerung der 
Hektarerträge vermag wohl die Ernährungsgrund- 
lage, aber. . ‚nicht den agraren Arbeitsraum aus- 
reichend auszuweiten. Somit verbleiben als Mög- 
lichkeiten nur die Verringerung der Volkszahl 
oder die Erweiterung des Nahrungsraumes auf 
nichtagrarische Sektoren. “‘ (23) 


Es ging in Meinholds Konzept nicht darum, die 
gesamten von ihm berechneten überschüssigen Be- 
völkerungskontingente einfach umzubringen, das 
ist ja auch nicht geschehen. Die Vernichtung ei- 
nes Teils der Bevölkerung durch Hunger und De- 
portation war ein Mittel, um den diagnostizier- 
ten Circulus vitiosus der Unterproduktivität 
aufzubrechen, einen Einbruch zu schaffen in 
das geschlossene Wirtschaftssystem und damit 
die Voraussetzungen zur Rationalisierung der 
gesamten Wirtschaft und zu einer produktiven 
Nutzung der restlichen Bevölkerung. Auf der Ba- 
sıs von Oberländers Definition errechnete Mein- 
hold: 

„War im ehemaligen Polen etwa ein Viertel der 
Gesamtbevölkerung im derzeitigen Arbeitsver- 
hältnis überschüssig, so war es im Gebiet des heu- 
tigen Generalgouvernements sogar etwa 30v. H. “ 
(24) 

Für die Landwirtschaft im Generalgouvernement 
errechnete Meinhold eine Zahl von 1,2 bis 1,7 
Millionen Unterbeschäftigten. (25) 


Mit der Beseitigung der Unterbeschäftigung wäre 
zweifellos schon ein beachtlicher Schritt zur 


„Bereinigung des Überbevölkerungsproblems ge- 
tan“. (26) Da die Berechnung der Unterbeschäf- 
tigung jedoch von der „alten = unrentablen“ 
Betriebsstruktur ausging, ließen sich noch weit 
größere Arbeiterreserven errechnen, wenn man 
eine optimale Arbeitsorganisation zugrunde 
lest d.h. die Wirtschaft so durchstrukturierte, 
daß alle „tote Arbeit“ beseitigt würde (für die 
Landwirtschaft bedeutet das zuerst einmal Flur- 
bereinigung). Die Ergebnisse, die dabei errechnet 
wurden, differierten stark, je nachdem ob man 
einfach das Arbeitsoptimum des Reichs aufs 
Generalgouvernement übertrug oder — wenn 
man schon beim Umstrukturieren war — gleich 
eine günstigere Arbeitsverfassung als im Reich 
wählte (27) oder aber die bereits beklagte Ar- 
beitsmentalität der Bevölkerung als vorerst nicht 
völlig zu beseitigende Grenze akzeptierte, die 
zusammen mit dem Kapitalmangel dazu zwang, 
„für das Generalgouvernement einen etwas hö- 
heren Besatz mit landwirtschaftlichen Arbeits- 
kräften als im Reich (zu) wählen“. (28) Mein- 
hold rechnete zwei dieser Varianten (gleiche 
oder etwas ungünstigere Arbeitsverfassung als im 
Reich) durch — eine arbeitswirtschaftlich gün- 
stigere Betriebsstruktur als im Reich erschien 
ihm vorerst wohl ohnehin nicht realisierbar — 
und erhielt so unterm Strich eine überschüssige 
Bevölkerung von 4,5 Millionen Menschen (3 
Millionen Erwerbstätige) bzw. 5,83 Millionen 
(3,75 Millionen Erwerbstätige). 

„Von diesen wären dann etwa 2 Drittel durch 
Beseitigung der Unterbeschäftigung und ein 
Drittel durch Beseitigung der unproduktiven 
Arbeitsleistung freizustellen.“ (29) 


Gebiet I: 


DIE MÖGLICHEN ERWEITERUNGEN 
DES GENERALGOUVERNEMENTS 
= 


frühere polnische Kreise etwa = " 8zczuczyn, 
Lomza, Wysokie Maz., Blalystok, ielsk, Brzesc. . 


frühere polnische Kreise Grodno, Wolkowysk, Pruzana 
Kobryn - 

t@chere polnische Kreise etwa Rawa Ruska, LubaczoW 
Przemysl, Dobromil, Mosciska, Rudkl, Lesko , Sambor 
Turka, Drohobycz. 
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VOM NUTZEN 
DER NEUORDNUNG 


Die Berechnungen der Überbevölkerung zeigten 
die planerischen Möglichkeiten der „Tabula ra- 
sa“ auf. Die Frage, ob eine wirtschaftliche Neu- 
ordnung des Generalgouvernements sich wirk- 
lich lohnen würde, war damit noch nicht beant- 
wortet. Die Entscheidung stellte Meinhold wie 
üblich „den Politikern‘ anheim; er selbst sah 
seine Aufgabe darin, das Für und Wider abzu- 
wägen. Von Neutralität konnte aber weder in 
der Betrachtungsweise noch im Jargon die Rede 
sein: Da die Polen an Hunger und Not selbst 
Schuld seien, könne ‚eine aus Menschlichkeits- 
erwägungen herzuleitende moralische Verpflich- 
fung der deutschen Führung zur Verbesserung 


der Verhältnisse (. . .) keinesfalls konstruiert 
werden‘, (30) 


Die Gründe, die für Meinhold gebieterisch eine 
wirtschaftliche Neuordnung des Generalgouver- 
nements verlangten, lagen auf einer anderen 
Ebene. Zum einen bei dem erwähnten Bevöl- 
kerungsdruck auf das Reich, zum anderen wür- 
den sich ohne einen Eingriff von außen die Ver- 
hältnisse im besetzten Polen durch das Bevöl- 
kerungswachstum ständig verschlimmern: 


„Ja, es ist sogar der Zeitpunkt abzusehen, in 
‘dem das physische Existenzminimum der 
Landbevölkerung unterschritten ist, nachdem 
die Unterschreitung des wirtschaftlichen Exi- 
stenzminimums nach deutschen Begriffen schon 
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seit Jahrzehnten erfolgt ist. Dies bedeutet aber, 
daß das Gebiet (.. .) dem übrigen Großraum und 
damit praktisch dem Reich zur Last fällt, zum 
Mindesten was die Deckung der Kosten für Ver- 


waltung, Verkehrswesen und wirtschaftliche 


Organisation anlangt. (31) 


Darüberhinaus sei vor allem unter Kriegsbedin- 
sungen die optimale Wirtschaftsnutzung des Ge- 
neralgouvernements unverzichtbar: zum einen 
bestehe ein „wehrwirtschaftliches Interesse‘ 
des Reiches an einer höheren Ergiebigkeit der 
Landwirtschaft in diesem „unmittelbar benach- 
barten Gebiet“ (32); zum anderen bestehe ein 
steigender Bedarf von Arbeitskräften für das 
Deutsche Reich, eine Spannung, die durch die 
„Arbeitsaufgaben durch die Bildung des Groß- 
raumes sowie die Bedarfsstauung und die Zer- 
störungen infolge des Krieges“ noch weiterhin 
wachsen würden und durch den ebenfalls kriegs- 
bedingten bevölkerungspolitischen Umstand, 
daß die Zahl der „im leistungsfähigen Alter 
von 25 bis 40 Jahren stehenden Erwerbsperso- 


nen sogar abnehmen wird“. (33) 


Fazit: Die wirtschaftliche Neuordnung des Ge- 
neralgouvernements würde wahrscheinlich nicht 
ohne Komplikationen oder kurzfristige Fin- 
bußen zu bewerkstelligen sein, sei jedoch un- 
verzichtbar. Und zwar nicht, wie Meinhold noch 
45 Jahre später behauptete, weil es darum ge- 
gangen wäre, die Armut der polnischen Bevölke- 
rung zu beseitigen, sondern im Interesse der 
Großraumwirtschaft. 
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DIE WASSERSTRASSEN 
DES _WEICHSELGEBIETES 


SOWIE DIE FÜR SEINE VERKEHRSPOLITIRCHE 
STELLUNO WICHTIGEN BINNENSCHIFFANRTI- 


WEGE DES ÖSTLICHEN MITTELEUROPA, 
VSTL.HAUDTEINFLUSSGEBIET DER Weichsel (_S 

ORFNIE DES DEUTICHEN — 

INTEREISENGEBIETES 1939 in 


sıUlssee 


BESEITIGUNG DER 
ÜBERBEVÖLKERUNG 


Nachdem Meinhold unter der Prämisse der ,to- 
talen Bereinigung der Betriebsstruktur“ die ver- 
schiedenen Kontingente von Überbevölkerung 
errechnet hatte, stellte er Überlegungen dazu an, 
wie diese Arbeiterreserren im Rahmen der 
Großraumwirtschaft optimal zu nutzen wären. 
Eine zumindest vorübergehende Möglichkeit, die 
„überschüssige“ polnische Bevölkerung produk- 
tiv im Sinne der Großraumwirtschaft einzuset- 
zen, war für ihn der Ausbau des Infrastruktur- 


netzes des Generalgouvernements durch Zwangs- 
arbeitsprojekte: 


„In der nächsten Zeit kann und muß allerdings 
eine große Zahl von Arbeitern in öffentlichen 
Arbeiten eingesetzt werden. Eine völlige Neu- 
ordnung des durch die polnische Verwaltung in 
schlimmster Weise vernachlässigten Verkehrs- 
wesens wird viele Kräfte binden, Flußregulie- 
rungen, Bodenmeliorationen und viele andere 
Maßnahmen sind erforderlich. All solche öffent- 
lichen Arbeitsvorhaben sind indessen, wie 
selbstverständlich, nur sekundär wirtschaftlich, 
nachdem die notwendigen Durchgangswege für 
den deutschen Handel geschaffen sind.‘ (34) 


Diese Projekte standen in enger Beziehung mit 
dem von Meinhold gewünschten „Vorstoß nach 
Osten“, der dem Generalgouvernement eine 
wichtige wirtschaftliche Funktion einbrachte — 
als Transitland. 
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Bereits wenige Tage nach dem Überfall auf die 
Sowjetunion wartete Meinhold mit einem neuen 
Konzept zur Verminderung der Bevölkerungs- 
zahl im Generalgouvernement auf. In einer ver- 
traulichen Studie des Instituts für Deutsche 
Ostarbeit beschrieb er einen Weg, der später als 
„Evakuierung nach Osten“ — einem Synonym 
für Vernichtung — bekannt wurde. 

„Durch einen weiteren militärischen Vorstoß 
nach Osten sind zwei andere Wege zur Lösung 
des Überbevölkerungsproblems eröffnet worden. 
Man kann einen Teil der Polen oder auch alle 
weit nach Osten aussiedeln.‘‘ (35) Als zusätz- 
liche oder alternative Maßnahme schlug er vor, 
man könne ‚‚das Gebiet des Generalgouverne- 
ments nach Osten hin erweitern, um SO die 
Wirtschaftsgrundlagen auszudehnen. “ (36) 


Für die Erweiterung des Generalgouvernemenis 
nach Osten kamen für Meinhold drei verschiede- 
ne Gebiete in Frage, für die er den jeweiligen 
volkswirtschaftlichen und bevölkerungspoliti- 
schen Nutzen einer Angliederung ans General- 
gouvernement berechnete, sowie die Konse- 
quenzen für „Volkstumsgrenzen“ und Infra- 
struktur (eventuelle Zerschneidung von Ver- 
kehrslinien). Um den Bevölkerungsdruck im 
Generalgouvernement Zu vermindern/ die Be- 
völkerungsdichte zu reduzieren, sollten ın 
erster Linie Regionen annektiert werden, die ent- 
weder reich an natürlichen Ressourcen waren oder 
dünn besiedelt. Die Definition dessen war jedoch 
schon bestimmt durch den Zweck der Analyse: 
Um den planerischen Eingriff zu rechtfertigen, 


mußte erst einmal die Tabula rasa herbeidefi- 
nıert werden. So wie Meinhold zuvor analysiert 
hat, daß das „ehemalige Polen“ bis 1939 ‚‚ei- 
gentlich gar kein Wirtschaftsgefüge“ gehabt 
habe, so fand er auch jetzt wieder leere Räume 
vor, die durch seine Wirtschaftsplanung zu Ge- 
bieten ausgestaltet wurden. 


.Man könnte . . . einwenden, daß große Teile 
Polesiens, nämlich vor allem das Gebiet der 
P ripjetsümpfe, eigentlich gar nicht besiedelt 
Sind. Mit Hilfe der überschüssigen polnischen 
Arbeitskräfte aus dem Generalgouvernement 
Könnten hier große Meliorationsarbeiten gelei- 
stet und damit große Gebiete der Kultur er- 
schlossen werden.‘ (37) 


Zwei Sätze weiter wohnten in dem „eigent- 
lich nicht besiedelten Gebiet‘ dann doch Men- 
schen, und es mußte darauf geachtet werden, 
„daß wir damit ein großes Gebiet polonisieren, 
die vorhandene nichtpolnische Bevölkerung der 
Gefahr einer Assimilation durch das polnische 
Volk aussetzen und so die Polen auf Kosten der 
Weißrussen und der Ukrainer, die beide bei der 
Neuordnung des östlichen Europas eine gewich- 
tige Rolle spielen können, stärken“. (38) 


Für jedes der von ihm in Betracht gezogenen Er- 
weiterungsgebiete berechnete Meinhold anhand 
der Sprach- und Religionsstatistik aus der polni- 
schen Volkszählung von 1931 die Volkstumzu- 
gehörigkeit der dort lebenden Bewohner, unter- 
teilt nach Polen, Juden und Ostvölker (ukrai- 
nisch, weißrussisch oder litauisch). Bei der Er- 
weiterung des Generalgouvernements sollte 
seiner Meinung nach darauf geachtet werden, 
daß die Polen aus dem Generalgouvernement 
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„Das Volksbewußtsein muß geweckt werden. 


‘ 


nicht in Landesteile ausgesiedelt wurden, die be- 
reits von Polen oder polnisch assimilierten Völ- 
kern bewohnt waren, da sonst das „polnische Ele- 
ment im Osten“ auf unerwünschte Weise ge- 
stärkt würde. Teile und herrsche! Nur eine ein- 
deutige Trennung, bzw. ein gegeneinander Aus- 
spielen der verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
konnte von den Deutschen dazu benutzt wer- 
den, bestimmte Gruppen zu einer Kollabora- 
tion bei der Realisierung des Großraumkonzepts 
in Osteuropa zu gewinnen und anderen darin 
die Rolle von Arbeitssklaven zuzuweisen — VOI- 
ausgesetzt allerdings, die Siedlungs- und Besat- 
zungspolitik berücksichtigte die Interessen der 
als Kollaborateure zu gewinnenden Bevölke- 
rungsteile ausreichend: 

„Die Tatsache, daß die Einfügung dieser Gebie- 
te in die europäische Neuordnung am ehesten 
mit Hilfe der dort siedelnden Völker bewerk- 
stelligt werden kann, und zwar nicht nur weil 
auf diese Weise deutsche Beamte usw. gespart 
werden können, weist auf die Mitarbeit derjeni- 
gen Völker hin, bei denen der Wille dazu vorhan- 
den ist oder doch gebildet werden kann. Das ist 
bei den Ukrainern, den Weißrussen, den Ruthe- 
nen und den von den Polen als — nicht-polnische 
— Einheimische („‚tutejezy‘‘) Bezeichneten, die 
diesen Völkern gleichzusetzen sind, der Fall oder 


zu erhoffen. (.. .) 


Nur wenn, was noch durchaus nicht der Fall ist, 
bei allen Angehörigen dieser Völker ein starkes 
Nationalbewußtsein vorhanden ist, das sie von 
den Polen scheidet, ist mit der Hilfe dieser Völ- 
ker beim Aufbau des neuen Europa zu rechnen. 
Teilweise muß dieses Volksbewußtsein erst noch 


- wenn » 


geweckt werden. Durch eine Eingliederung ins 
Generalgouvernement, die, wenn sie wirtschaft- 


lich von Nutzen sein soll, auch von Siedlungsbe- 


wegungen begleitet ist, wird das Gegenteil er- 
reicht, indem die Assimilation gefördert und das 
polnische Volk so gekräftigt wird.“ (39) 


INDUSTRIALISIERUNG 
UND DEPORTATION 


ZUR ZWANGSARBEIT 


Im Namen der deutschen Vorherrschaft machte 
sein Denken vor nichts Halt: Nationale Identitä- 
ten wurden in spalterischer Absicht neu erfun- 
den, alte Animositäten genutzt. 


Er machte die Polen zu Objekten verschieden 
motivierter und verschieden umfangreicher Aus- 
siedlungspläne, er verschob sie zwischen östli- 
chen Sümpfen und westlichen Fabriken, gerade 
so, wie er es vom deutschen Standpunkt aus für 
am profitabelsten hielt. Dieses Denken unter- 
schied sich in nichts von Himmlers berühmten — 
und von Hitler ausdrücklich befürworteten — 
„Gedanken über die Behandlung der Fremd- 
völkischen im Osten“. Man müsse sie, hatte 
Himmler schon 1940 geschrieben, in möglichst 
„viele Splitter“ zergliedern. (41) 


Im Mittelpunkt der Überlegungen Meinholds 
stand die „Bereinigung“. Für die deutschen 
Besatzungsbehörden galten dagegen schon ab 
Frühsommer 1940 — also lange bevor Meinhold 
in Krakau eintraf — die Arbeitskraftreserven des 
Generalgouvernements als „erschöpft“. So heißt 
es im Frank-Tagebuch im dort üblichen Stil in- 
direkter Rede: 

„Man sei im Generalgouvernement mit den Ar- 
beitskräften so ziemlich am Ende, was auch ver- 
Ständlich erschiene, wenn man sich die Bevölke- 
rungsbewegungen in den abgelaufenen Monaten, 


die Zahl der Toten, der Gefallenen usw. vorstel- 
le.“ (42) 


Den ständigen Forderungen der Reichsbehörden 
nach einer Belieferung der deutschen Kriegs- 
wirtschaft mit polnischen Zwangsarbeitern war 
nur noch durch polizeilichen Terror nachzukom- 
men, der seinerseits die Widerstandsbewegung 


stärkte: Die von der Verschleppung bedrohten 
Arbeiter und Bauern schlossen sich scharenweise 
den Partisanengruppen an und sabotierten teil- 
weise mit großem Erfolg die Zwangsdeportatio- 
nen. Dennoch waren im Juni 1943 im Durch- 
schnitt 7% der Bevölkerung des Generalgouver- 
nements als Zwangsarbeiter im Reich beschäf- 
tigt, in einzelnen Gegenden sogar bis zu 16%. 


(43) 


Meinhold sah das Problem anders. Arbeitskräfte 
seien freizusetzen nicht durch polizeiliche Jag- 
den, sondern durch strukturelle Maßnahmen: 
Er beschwor das Bild eines von un(ter)beschäf- 
tigten Menschen überquillenden ‚Gebiets‘ her- 
auf, das zur Gefahr für den ganzen Großraum 
werden könne, wenn nicht auf der Stelle durch 
gezielte Strukturreformen Abhilfe geschaffen 
würde. Auch er ging davon aus, dafs die Verfüg- 
barkeit von Arbeitskräften aus dem Generalgou- 
vernement für das Deutsche Reich bei der dama- 
ligen Arbeitsorganisation eine Höchstgrenze er- 
reicht habe, daß die Bevölkerung sich mit allen 
Mitteln gegen die Rationalisierung ihrer ge- 
wachsenen Wirtschaftsstruktur sowie gegen die 
Rekrutierung als ‚Wanderarbeiter“ zur Wehr 
setzte; das alles fand aber bei Meinhold außer 
in einigen Nebensätzen weiter keine Beachtung. 
Entscheidend war für ihn allein die wirtschaft- 
liche Reorganisation, die neue Arbeiterreserven 
freisetzen würde. Die anfängliche angewandte 
Methode, einfach beliebig Menschen aus ihren 
Lebens- und Arbeitszusammenhängen herauszu- 
reißen und ins Reich zu verschleppen in dem 
Vertrauen darauf, daß ihre Arbeit im General- 
gouvernement von den anderen „Unterbeschäf- 
tigten“ dann schon miterledigt würde, erwies 
sich mittelfristig als contraproduktiv. Wenn wei- 
ter auf diese Weise verfahren werde, so warnte 
Meinhold, ließe sich nicht einmal die ohnehin 
geringe Produktivität der Wirtschaft im General- 
gouvernement aufrechterhalten. (44) 


Die meinholdsche Lösung dieses Dilemmas lau- 
tete: Reorganisation der Arbeit, ausgehend von 
der Landwirtschaft des Generalgouvernements 
eine grundlegende Durchrationalisierung der ge- 
samten Wirtschaft, verbunden mit einer radika- 
len Umgestaltung der gesellschaftlichen bzw. 
Bevölkerungsstrukturen. Auf diese Weise würden 
nicht nur weitere Arbeitskräfte für den deut- 
schen Arbeitsmarkt freigesetzt (in den volks- 
tumspolitisch vertretbaren Grenzen), sondern 
zugleich die verbleibenden Arbeitskräfte opti- 
mal genutzt. Meinhold rechnete vor, daß sich aus 
dem Generalgouvernement viel mehr wirtschaft- 
licher Nutzen ziehen ließe, wenn die kurzfristige 
Ausbeutungspolitik durch eine weitsichtige Wirt- 
schaftsplanung ersetzt würde. 

Er fand sich hier, nicht wie er nach dem Ende 
des Krieges gelegentlich behauptete, im Dissens 
mit den Regierungsspitzen des Generalgouverne- 
ments, sondern in voller Übereinstimmung. So 
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erklärte Generalgouverneur Hans Frank im Som- 
mer 1942: „Der Führer denke sich das General- 
gouvernement vorerst als Dauereinrichtung und 
notwendiges Zwischenglied zwischen der Wirt- 
schaftsstruktur des Großdeutschen Reiches und 
des gewaltigen Ostraumes. Bei ihm, dem Gene- 
ralgouverneur, und bei allen Regierungsstellen 
des Generalgouvernements würden alle Industria- 
lisierungspläne wärmste Unterstützung finden. 
Nach dem Krieg müsse das Generalgouvernement 
zu einer eigengesetzlichen Wirtschaftsform kom- 
er es könne nicht immer Anhängsel bleiben.“ 
Entsprechend versprach Meinholds Modell einer 
Kombination von „Wanderarbeit“, Aussiedlung 
und Industrieansiedlung in dieser Situation für 
das Generalgouvernement trotz allem eine wirt- 
schaftlich aussichtsreiche Zukunft: 

„Im Rahmen des kontinentalen Großraums aber 
können die freiwerdenden Arbeitskräfte den 
Reichtum des Landes darstellen (. .. .) Das Gene- 
ralgouvernement kann zunächst ein Arbeiterreser- 
voir des Großraumes werden, erst in dem Um- 
Jange aber, in dem diese bisher nicht produktiv 
verwandte Arbeitskraft ausgenutzt wird, Produk- 
ltonsland, das dem Großraum nennenswerte 
Überschüsse liefert, und gleichzeitig Absatzland, 
das bedeutendere Mengen von Erzeugnissen des 
übrigen Großraumes aufzunehmen vermag. ““ (46) 


Die „Wanderarbeit“ war unverzichtbar schon al- 
lein wegen des Arbeitskräftemangels der deut- 
schen Kriegswirtschaft. Zwar konnte sich auf- 
grund des Lohnstops — wie Meinhold erleichtert 
konstatierte — die angespannte Arbeitsmarkt- 
lage nicht in entsprechenden Lohnsteigerungen 
umsetzen, (47) dennoch stellte der Arbeits- 
kräftemangel ein enormes Problem dar, vor al- 
lem in der Landwirtschaft. 


Angesichts dieser Situation stand für ihn fest 
daß „jedenfalls der größte Teil der im General- 
nl überschüssigen Arbeitskräfte als 
ae“ Beschäftigung finden wird und 
Dennoch gab es für ihn zahlreiche Gründe, die 
gegen allzu extensive Arbeits-Deportation zur 
Lösung des Überbevölkerungsproblems spra- 
chen, an erster Stelle die „große Zahl politischer 
volkspolitischer, biologischer und auch wirt- 
schaftlicher Gefahren“ (49), die mit der Wander- 
arbeit verbunden seien. Die klare Durchführung 
der Volkstumsgrenzen sei einer der „Hauptpfei- 
ler der Großraumidee“, Wanderarbeit drohe ihn 
zu unterhöhlen. (50) 


Die rassische Durchmischung von deutscher und 
polnischer Bevölkerung ließe sich nur verhin- 
dern, „solange . . die ausländischen Arbeiter 
in Baulagern usw. zusammengefaßt und von der 
deutschen Bevölkerung isoliert bleiben...“ (51) 
Wenn dies sich jedoch auf die Dauer als undurch- 
führbar erweisen sollte, „wird aus der wirtschaft- 


lichen Zusammenarbeit im deutschen Wirt- 


‚schaftsgroßraum ein Völkerkonglomerat‘. (52) 


Diese Perspektive scheint ihm so selbstverständ- 
lich abschreckend zu sein, daß sich jede weitere 
Argumentation erübrigte. 

Die Wanderarbeit bringe laut Meinhold immer 
wirtschaftliche und soziale Unruhe mit sich (53) 
und stelle damit ein Konfliktpotential dar: zu- 
dem gefährdet sie tendenziell die Aufrechterhal- 
tung der sozialen Hierarchie zwischen deutschen 
und ausländischen Arbeitern ‚durch den Ein- 
blick in die besseren Verhältnisse des deutschen 
Arbeiters“. (54) Die profitable Differenz zwi- 
schen höheren Löhnen für deutsche und niedri- 
geren für ausländische Arbeiter beinhaltete aber 
noch eine weitere Gefahr, nämlich die der uner- 
wünschten Verstädterung des deutschen Volks: 
„Der Lohn des ausländischen Wanderarbeiters 
muß naturgemäß niedriger sein als der des deut- 
schen Landarbeiters. Darüber, daß dieser Unter- 
schied völkisch und sozial notwendig ist, braucht 
nicht debattiert zu werden. . . (es ) besteht aber 
die Gefahr, daß der deutsche Landarbeiter durch 
den geringer bezahlten, anspruchsloseren, aber 
nicht unbedingt weniger leistungsfähigen auslän- 
dischen Wanderarbeiter ersetzt wird. Damit würde 
auch der Rest des noch vorhandenen Landarbei- 
tertums in die Städte oder doch in städtische Be- 
rufe abgedrängt (. . .) So wird, wenn die Wander- 
arbeit unbeschränkt geduldet wird, die Tendenz 
zur Verstädterung von allen Seiten gestärkt. “(55) 


Um die Gefahren, die mit der Wanderarbeit ver- 
bunden sind, in Grenzen zu halten, schlug Mein- 
hold vor, durch entsprechende Maßnahmen da- 
für zu sorgen, daß das Generalgouvernement 
„Heimstätte der Polen“ bleibe, „eine Position, 
die der entscheidende Grund dafür war, das Ge- 
neralgouvernement in der gegebenen Form über- 
haupt erst zu begründen“.(56) Nur so sel zu ver 
hindern, daß ganze Familien auf die Dauer ins 
Reich auswandern würden und so aus dem Ex- 
port der Arbeitskraft ein Export von Menschen 
werde.(57) | e 

„Es muß für die daheimbleibenden Familienange- 
hörigen der Wanderarbeiter für Beschäftigung ge- 
sorgt werden, einmal um wirklich alle Arbeits- 
kräfte des GG zu nutzen, ferner um die Löhne 
der Wanderarbeiter entsprechend niedrig halten 
zu können, endlich um zu verhindern, daß die 
Familienangehörigen infolge ihrer Nichtbeschäf- 
tigung zu einem sozial labilen und damit auch po- 
litisch unruhigen Element werden. (58) 


Insbesondere käme als Beschäftigungsmöglichkeit 
im Generalgouvernement die Heimarbeit infrage, 
weil auf diese Weise z.B. auch die Arbeitskraft 
von Frauen, die kleine Kinder haben und deswe- 
gen nicht als Wanderarbeiterinnen ins Reich ge- 
schickt werden könnten (,wohl arbeits- aber 
nicht wanderungsfähigen Kräfte“) (59) optimal 
genutzt werden könne. Um die sozialen Lasten 
zu minimieren und die Familien derins Reich de- 
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Propagandafotos von der Zwangsarbeit 


portierten Arbeiter an das Generalgouvernement 
zu binden, zog Meinhold in Erwägung, diesen Fa- 
milien kleine Parzellen zur landwirtschaftlichen 
Nutzung zuzuweisen. Solche Parzellen durften 
nach Meinholds Kalkül zur Ernährung der Fami- 
lie auf keinen Fall ausreichen, da sonst der öko- 
 nomische Zwang zur Wanderarbeit entfiele, je- 
doch sollte das Stückchen Boden die Bindung an 
das Generalgouvernement erhöhen und durch 
die begrenzte Selbstversorgung der Reservearmee 
erlauben, den ins Reich geschickten Arbeitern 
niedriger? Löhne zu zahlen.(60) Zudem könnten 

| die Arbeiter, sollten sie im Reich nicht mehr ge- 
braucht werden, problemloser wieder ins General- 


gouvernement abgeschoben werden. Allerdings 
würde auf diese Weise die „ohnehin geringe Nei- 


‚gung zu Wanderarbeit‘“ (6L) weiter vermindert 


werden.(62) Daß die Polen alle anderen Möglich- 
keiten, ihr Auskommen zu Sichern der Deporta- 
tion als Zwangsarbeiter vorzogen, entging auch 
Meinhold nicht, wenn er sich darüber entrüstet, 
daß ‚‚ein beträchtlicher Teil der Katenbevölke- 
rung (. . .) sich vermutlich lieber mit einer auch 
völlig unzureichenden Nebenbeschäftigung, viel- 
leicht gar mit Diebstahl begnügen (würde), statt 
zur Arbeit zu wandern‘. (63) 


In jedem Fall also waren dem Konzept „Wander- 
arbeit“ deutliche Grenzen gesetzt; darüber hinaus 
sprachen jedoch handfeste materielle Vorteile 
dafür, die Arbeiterreserven lieber im Generalgou- 
verment produktiv zu nutzen als im Reich. 


Der entscheidende industrielle Standortvorteil 
des Generalgouvernements gegenüber dem Reich 
war nach der kapitalistischen Logik die im Über- 
fluß vorhandene billige Arbeitskraft. Schon in 
der polnischen Republik waren die Arbeitskräfte 
„nominal etwa halb so teuer wie im Reich”(64) 
unter der deutschen Besatzung lagen die Nominal- 
löhne (und diese waren ausschlaggebend für die 
deutsche Industrie) noch deutlich unter diesem 
Niveau.(65) 


In seiner Arbeit über die Industrialisierung des 
GG und in den ‚Materialien zum Vergleich der 
Lohnhöhe im Gebiet des GG und im Altreich” be- 
rechnete Meinhold die verschiedenen Faktoren, 
die für die optimale Ausnutzung des ‚„‚Standort- 
vorteils billige Arbeitskraft“ von Bedeutung sei- 
en. Im Klartext: Wie hoch sollten die Reallöhne/ 
wie mußte das Wechselkursverhältnis zwischen 
Reichsmark und Zloty und wie das Verhältnis 
von Agrar- zu Industriepreisen sein, damit einer- 
seits die Leistungsfähigkeit der Arbeiter erhalten 
bliebe und andererseits die Kapitalinvestitionen 
im GG durch die niedrigen Lohnkosten rentabel 
bliebe. Das ist die zweite Seite der meinholdschen 
Wirtschaftsplanung am Reißbrett: Während er 
zum einen in seinen Planungen Bevölkerungskon- 
tingente beliebig quer durch den europäischen 
Großraum verschob, je nachdem wo ihnen ihr 
Einsatz nach Volkstum- oder Profitgesichts- 
punkten am Sinnvollsten erschien, legte er an- 
dererseits fest, wann auf welchem Niveau ihnen 


zu überleben vergönnt sein sollte. 


Die geschickte und effiziente Kombination von 
Strukturplanung mit Konjunktur-, Bevölkerungs-, 


“ Finanz- und Sozialpolitik, die Meinhold in seiner 
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Habitilation am Beispiel des Generalgouverne- 
ments zumerstenMal detailliert durch kalkulierte, 
wurde nach dem Krieg zum Fundament seiner 
zweiten Karriere. 

Der ‚„Lohnvorteil“ des Generalgouvernements 
gegenüber dem Reich beruhte zum einen auf dem 
für die Industrie des Reichs günstigen Wechsel- 
kursverhältnis; zum anderen war er begründet in 


rer mu- 


dem wesentlich niedrigeren Lebensstandard der 
polnischen Arbeiter sowie den niedrigen Agrar- 
preisen. Zwar hatten den niedrigen Löhnen in der 
polnischen Republik auch niedrige Lebensmittel- 
preise entsprochen, ‚so daß die Erhaltung der 
physischen Leistungsfähigkeit des polnischen Ar- 
beiters im wesentlichen gesichert‘‘(66) war, den- 
noch mußte der polnische Arbeiter schon vor 
1939 einen erheblich größeren Teil seines Ein- 
kommens für Ernährung aufwenden als der deu- 
sche.(67) Die Tatsache, daß bei den polnischen 
Industriearbeiterlöhnen nach Abzug der notwen- 
digsten Ausgaben anders als bei den deutschen 
nichts mehr übrig blieb, was sie für andere Be- 
lange hätten ausgeben können, zeigte Meinhold 
„die in Bezug auf kulturelle Dinge größeren An- 
sprüche des deutschen Arbeiters”.(68) 


Unter der deutschen Besatzung wurde der ohne- 
hin wesentlich niedrigere Lebenstandard der pol- 
nischen Industriearbeiter durch die wirtschaft- 
liche Ausplünderung des Landes weiterhin ver- 
schlechtert. Selbst Meinhold mußte das zugeste- 
hen, wenn erschrieb, daß „seit Kriegsausbruch. . . 
infolge der knappen Lebensmittelversorgung der 
polnische Arbeiter einen wesentlichen Teil seines 
Nahrungsmittelbedarfs im Schleichhandel, also 
zu vergleichsweise schr hohen Preisen deckt“.(69) 


Es war ihm völlig klar, daß ein großer Teil der 
Bevölkerung unter dem Existenzminimum lebte: 
„Solange, wie das zur Zeit der Fall zu sein scheint 
...die Löhne nicht ausreichen, um die zur Erhal- 
tung der physischen Arbeitskraft benötigten 
Nahrungsmittel zu beschaffen, ist die Lage über- 
haupt unhaltbar, denn dadurch werden die Sach- 
löhne mehr verteuert, als die niedrigen Nominal- 
löhne wettmachen können. (70) 


Enteignete jüdische Handwerker bei der Zwangsarbeit 
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Die Tatsache, daß in Polen unter deutscher Be- 
satzung selbst die Arbeiter und nicht nur die nach 
Meinholds Ansicht unterbeschäftigte Landbevöl- 
kerung hungerten, war bei dieser Betrachtungs- 
weise völlig belanglos; entscheidend war allein die 
volkswirtschaftliche Rentabilitätsrechnung, so- 
wie die Einsicht, daß eine ‚wirtschaftliche und 
politische Konsolidierung. im, Generalgouverne- 


ment (. ...) mit unterernährten Menschen auf die 


Dauer nicht möglich ist.““(71) 


Also schlug Meinhold zusätzlich zur Arbeiterde- 
portation die Industrialisierung vor, weil (verein- 
facht gesagt) erstens die Arbeiterreserven sonst 
nicht freigesetzt werden könnten und zweitens 
das Großraumkonzept zu scheitern drohe, wenn 
man das GG sich selbst überließe. Da die Unter- 
produktivität keine Kapitalakkumulation zuließe, 
müsse das Kapital für die Anfangsinvestitionen 
(bzw. die Minimalinvestitionen, die nötig seien) 
erst einmal vom Großraum bzw. dem Reich auf- 
gebracht werden.(72) Meinholds Problem war es 
nun, zu zeigen, daß sich dieses Kapital auch wie- 
der im GG selbst amortisieren würde, am ehesten 
nämlich durch den „produktiven Einsatz der frei- 
werdenden Arbeitskräfte“; umgekehrtzeige „sich 
die Überbevölkerung (.. .) damit hier von einer an- 
deren Seite, nämlich als effektiver Kapitalver- 
schleiß“.(73) Die Kapitalinvestition sei dort am 
rentabelsten, wo sie zur Produktionssteigerung 
in der Landwirtschaft und zur Freisetzung von 
Arbeitskräften beitrage.. Die Verzinsung und 
Amortisation des Kapitals ist am ehesten mög- 
lich durch eine optimale Ausnutzung des Lohn- 
vorteils.. Zwecks optimaler Kapitalamortisation 
sei „als untere Reallohngrenze ein Lebensstan- 
dard zu wählen, der die größte Differenz von 
wirklichem Arbeitsertrag und Existenzminimum 
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gewährleistet.“ (74) Dabei sei „jedoch die Wech- 
selwirkung von Lebensstandard und Leistungs- 
fähigkeit“ zu bedenken. 


Wie sehr Meinhold auch mit Arbeitskräften, 
Lohnhöhe, Lebensstandard und Lohn-Preis-Re- 
lationen herumschob und -rechnete, so redu- 
zierte sich der Lohnvorteil durch die — wie Mein- 
hold sich ausdrückte — „Leistungsdifferenz zwi- 
schen polnischen und deutschen Arbeitern“(75) 
(passiver Widerstand wäre wohl eine angemes- 
senere Bezeichnung) sowie durch die Notwen- 
digkeit grundlegender Investitionen, deren Amor- 
tisation problematisch war. Jedoch 

„wird unter den vorauszusehenden Verhältnissen 
im Großraum die Tatsache ins Gewicht fallen, daß 
hier (im GG) überhaupt noch Arbeitskräfte vor- 
handen sind. Je größer die Anspannung des Ar- 
beitseinsatzes im Reich in Zukunft sein wird, um- 
so stärker muß die Industrie dahin tendieren, bei 
Neugründungen und Unternehmungserweite- 
ungen in die Teile des Großraums zu wandern, 
in denen noch Arbeiterreserven verfügbar sind. 
Gerade die Tatsache, daß der Hauptteil der Ar- 
beiterreserven im GG erst recht mit dem Fort- 
schreiten der Reorganisation allmählich in Er- 


scheinung tritt, muß dabei als Standortsvorteil 
gewertef werden. ‘‘(76) 


MOSAIKSTEIN 
IM GROSSRAUM 


Das Konzepteines europäischen Großwirtschafts- 
faums unter deutscher Führung spielte auch bei 
der Entscheidung über die Wirtschaftsperspekti- 
ven die letztlich ausschlaggebende Rolle. Die ..In- 
teressen des Großraums“ (also letztlich die der 
deutschen Industrie, die diesen Großraum als ihre 
Beute betrachtete) steckten quasi den Rahmen 
für Meinholds Planungen im Generalgouverne- 
ment ab und wurden vor allem immer dann ins 
Spiel gebracht, wenn wirtschaftliche Rentabilität 
oder bevölkerungspolitischer Nutzen allein aus 
Krakauer Perspektive fraglich waren. Die Groß- 
raumidee deckte sich mit seinem Karriereden- 
ken: 
Erstellte er bis 1939 in erster Linie Gutachten zu 
wirtschaftspolitischen Detailproblemen, so erwei- 
terte er mit der Übersiedlung ins Generalgouver- 
nement quasi seinen Horizont, entwickelte sich 
zum Großraumplaner, bzw. zu dem Fachmann 
für Grundsatzfragen der Wirtschaftsordnung, der 
er bis heute geblieben ist. Die persönliche Faszi- 
nation für die Tabula rasa, in der er beliebig 
herumplanen und -verwalten konnte (und die 
Sich zu seiner Genugtuung in der ersten Zeit am 
Institut für Deutsche Ostarbeit auch noch ständig 


vergrößerte) verknüpfte sich mit den neu gestell- 
ten Anforderungen der Großraumplanung, in die 
er das Generalgouvernement wirtschafts- und be- 
völkerungspolitisch einzupassen hatte. Während 
seiner Ansicht nach das ‚ehemalige Polen“ bis 
1939, verschuldet durch die Unfähigkeitseiner Re- 
gierung, wirtschaftlich sowohl gegenüber Deut- 
schland wie gegenüber der Sowjetunion isoliert 
und daher zur Unterentwicklung verdammt war, 
zerbrach zunächst der „Polenfeldzug die künst- 
liche Barre, die Polen...nach Westen errichtet hat- 
te“,(77) und der „Rußlandfeldzug“ bewirkte 
schließlich die ‚Öffnung nach Osten“.(78) 


Die damit verbundene ‚„Heranführung weiterer 
Ostgebiete an das Reich“(79) schaffte erst die 
Voraussetzungen für die Realisierung des deut- 
schen Großwirtschaftsraums.® Dem Generalgou- 
vernement kam dieses Konzept — ob industriali- 
siert oder nach ‚„Absaugen“ der ‚„Wanderarbei- 
ter“ vom Bevölkerungsdruck entlastet — in 
jedem Fall die Rolle des Transitlandes zu. (80) 
„Durch die politische und wirtschaftliche Auf- 
lockerung des Ostens (81) dessen Hauptteil bis- 
her durch die straffe Zentralisierung der Wirt- 
schaft in der Sowjetunion und durch deren Feind- 
schaft zum Reich dem Austauschverkehr entzo- 
gen war,auf der einen Seite und dadurch, daß 
hinter dem geeinten oberschlesischen Industrie- 
gebiet heute die gesamte Wirtschaftskraft des 
hochindustrialisierten Deutschen Reiches steht, 
auf der anderen sind nunmehr die Vorbedin- 
gungen dafür gegeben, daß dieser Durchgangsver- 
kehr noch viel bedeutendere Ausmaße erhält. 
Voraussetzung dafür ist aber, daß für diesen 
Durchgangsverkehr die nötigen Verkehrswege ge- 
schaffen werden. (82) | 
In diesem Zusammenhang bekamen auch erst die 
Verkehrsplanung im GG, Begradigung der 
Weichsel, Ausbau der Ostbahn, Straßenbau etc. 
ihre Bedeutung. | 

‚Das Weichselland ist also bestimmt, im euro- 
päischen Großraum die Rolle eines wichtigen Ei- 
senbahn- und Binnenschiffahrtsdurchgangslandes 
zu übernehmen“.(83) Die Weichsel bilde zusam- 
men mit Rhein, Elbe, Oder und Donau „‚in Zu- 
kunft die Grundlage eines Wasserstraßennetzes, 
das in seinen Ausmaßen durchaus den Charakter 
eines Großraumverkehrsnetzes trägt“.(84) Bislang 


* Meinhold unterschied zwischen deutschem und ost- 
europäischem Großraum; m.a.W.: Das Reich verleibte 
sich Gebiete ein, die andernfalls zur wirtschaftlichen 
Einflußzone der Sowjetunion hätten werden können 
(oder es schon waren). Die Frage war also: Wem gehört 
der Großraum? Welche Militärmacht bestimmt, wo das 
Zentrum Europas ist und welche „Randzonen“ wie 
darauf zugeschneidert werden? Die Großraumidee war 
keine deutsche; entsprechende Konzepte existierten 
mit geographischen Varianten auch in England und den 
USA. 
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jedoch sei die Weichsel in einem ‚unglaublich an- 
mutenden Zustand“ bedingt durch die „polnische 
Unfähigkeit ... zwar nicht Pläne zu entwerfen, 
aber sie auszuführen“‘.(85) Erst der Überfall auf 
Polen hatte die wirklichen Voraussetzungen ge- 
schaffen, das Weichselgebiet „zum Raum zu ge- 
stalten ....., daß der (Weichsel-)Bogen, dem deut- 
schen Einfluß nun wieder unbeschränkt offen, 
der deutschen Kraft harrt, um ihnzu entwickeln“. 
Die Kraft, derer der Weichselbogen nun so lange 
schon hatte harren müssen, war denn aber durch- 
aus nicht deutsch, sondern die polnischer und 
jüdischer Arbeiter, die zur Begradigung und 
Schiffbarmachung der Weichsel in eigens dafür 
eingerichteten . Arbeitslagern zusammengezwun- 
gen wurden. Die deutsche Kraft, von der Meinhold 
sprach, war also immer nur der Zwang, nie die 
konkrete Arbeit. 


In den beiden Aufsätzen, in denen Meinhold sich 
mit der wirtschaftlichen Bedeutung des Weichsel- 
verkehrs befaßte (erschienen im Juni 1941 bzw. 
J ahrbuch 1941), schrieb er dem Fluß die ‚poli- 
tische Aufgabe“ zu, „einer der Träger des deut- 
schen wirtschaftlichen Vorstoßes in den Osten 
zu werden“. (86) „Diese Bogen- und Eckpfeiler- 
bildung (des Weichselverkehrs) erzwingt gerade- 
zu eine politische Folgerung. Das Gebiet ist im- 
mer Stoßkeil nach Osten, dagegen offen nur 
nach Westen. Vom Reich her muß also die wirt- 
schaftliche und politische Durchdringung des 
Weichselgebietes erfolgen“. (87) 


Das Generalgouvernement bekam jetzt durch 
seıne geographische Lage im Großraum eine pro- 
duktive Funktion zugewiesen: Im Transitland 
sollten Rohstoffe und Halbfertigwaren aus dem 
Reich bzw. dem Westen des Großraums weiter- 
verarbeitet werden, bevor sie auf den Märkten 
des neu eroberten Ostens Absatz fanden — und 
umgekehrt etwa eine Nahrungs- und Genußmit- 
telindustrie (88) die Produkte der osteuropä- 
ischen Landwirtschaft unter Ausnutzung der 
billigen Arbeitskräfte veredeln. 


„Mit Hilfe des Durchgangsverkehrs und der bil- 
ligen Arbeitskraft kann also in begrenztem Rah- 
men das Generalgouvernement Verarbeitungs- 
vorfeld des Reiches, insbesondere Oberschle- 
Siens, im Osten und Nordosten werden. Daraus 
erwächst eine Möglichkeit, die notwendige Be- 
schäfi figung eines Teiles der im Generalgouverne- 
ment überschüssigen Arbeitskräfte im Land 
selbst zu fördern und damit die Wanderarbeit 
auf ein tragbares Maß zu begrenzen, gleichzei- 
tig aber doch den gewerblichen Arbeitsmarkt 
des Reiches zu entlasten. Wie weit von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht werden kann, 
hängt von der Art des Durchgangsverkehrs ab 
und von dem Umfange, in dem die billigeren 
Arbeitskräfte etwa anstehende Transportkosten- 
nachteile ausgleichen können. “ (89) 


Grundsätzlich war nach Meinholds Einschät- 
zung im Generalgouvernement zunächst der 
Industriegüterproduktion der Vorrang zu geben 
(90), ganz entsprechend den Interessen der 
Kriegswirtschaft im Reich. Ob die Konsumgüter- 
produktion für den „GG-eigenen Bedarf“ aus- 
reichte, interessierte vorerst nicht, zumal ohne- 
hin keine kaufkräftigen Konsumenten vorhan- 
den waren. Mittelfristig sei allerdings auch im 
Generalgouvernement eine Konsumgüterindu- 
strie aufzubauen, die zumindest den nach 
Zerstörung der geschlossenen Hauswirtschaften 
entstehenden Binnenmarkt beliefern könne, in 
gewissem Maße (gerade soviel, daß keine Kon- 
kurrenz mit der Reichswirtschaft entsteht) 
jedoch auch den Markt des Reiches bzw. andere 
Märkte im Großraum zu beliefern hätte. Die 
Gründe, die für den mittelfristigen Aufbau einer 
Konsumgüterindustrie in beschränktem Umfang 
im Generalgouvernement sprachen, waren zum 
einen die günstigere Verzinsung des Anlagenka- 
pitals. (91) Zum anderen waren die Möglichkei- 
ten, die Existenzbedingungen der Bevölkerung 
des Generalgouvernements per Wirtschaftspolitik 
zu steuern (also das vorher gewählte Lebensni- 
veau, S.o., auch durchzusetzen) entsprechend 
größer, wenn „Lohn- und Preispolitik im Lande 
selbst gesteuert ... der Konsum im Lande . . 
stärker gelenkt werden“ (92) kann. Und last not 
least wird „auf dem Arbeitsmarkt das Verhältnis 
von erstklassigen zu geringwertigen Arbeitskräf- 
ten günstiger, zumal gerade die Konsumgüterin- 
dustrie in viel größerem Umfange als die Land- 
wirtschaft die Möglichkeit bietet, weibliche Ar- 
beitskräfte zu beschäftigen.“ (93) 


Die Grundzüge der Großraumwirtschaft, die 
Aufteilung Europas in verschiedene mehr oder 
weniger voneinander abhängige Wirtschaftszo- 
nen, denen das Reich ihre Funktion zuweist und 
die im Interesse der deutschen Industrie aufein- 
ander abgestimmt wurden, waren keine Mein- 
hold-Ideen. Ein ähnliches Konzept wurde z.B. 
schon Ende der 20er Jahre auf dem Mitteleuro- 
päischen Wirtschaftstag entwickelt. (94) Mein- 
hold übernahm die Vorstellungen, die in vielem 
der heutigen EG-Struktur entsprechen, als 
Voraussetzung für seine Planungen: 


‚‚Man kann die Grundstruktur der Arbeitstei- 
lung im neuentstehenden Wirtschaftsgroßraum 
darin sehen, daß das Deutsche Reich, unier- 
stütztvon einigen anderen Industrieländern 
wie vor allem Belgien, ferner teilweise den Nie- 
derlanden, den skandinavischen Ländern, der 
Schweiz und Italien, den industriellen Sektor 
und damit den Markt für Agrarprodukte, Roh- 
stoffe und den Hauptarbeitsmarki stellt, wäh- 
rend die übrigen Teile des Großraumes, also in 
Sonderheit der Osten und Südosten, den Markt 
für industrielle Fertigwaren bilden und dafür 
Agrarprodukte, Rohstoffe und Arbeitskräfte 
zur Verfügung stellen.‘ (95) 


XIX 


Meinholds Aufgabe bestand darin, das General- 
gouvernement in diesen vorgegebenen Rahmen 
einzuordnen, die Wirtschaftspläne darauf abzu- 
stimmen und der Bevölkerung darin ihren Platz 
zuzuweisen: als Wanderarbeiter im Reich, als 
Bauer oder Industriearbeiter im Generalgou- 
vernement, als Zwangsarbeiter beim Bau der 
Verkehrswege für das ‚Transitland‘“ oder als 
„Auszuschaltende“ in Ghettos und KZs. Ziel 
war die Reorganisation der Arbeit in allen Wirt- 
schaftsbereichen und die Beseitigung der Unter- 
produktivität. Das alles war nurrealisierbar, wenn 
zugleich die ganze Gesellschaft umgekrempelt 
wurde, die Lebensweise, die Arbeitsmoral, die 
persönlichen Bindungen an Orte und Personen, 
letztlich die Menschen selbst. Die geschlossenen 
Hauswirtschaften, die ökonomische Basis der 
traditionellen Dorfstrukturen in Polen waren der 
Punkt, an dem Meinhold die Brechstange ansetz- 
te, um das ganze System aus den Angeln zu he- 
ben. Wenn so erst einmal der Anfang gemacht 
war, nahm das Gesamtprojekt gigantische Aus- 
maße an, die nicht auf’s Generalgouvernement 
allein beschränkt blieben. Im südöstlichen Euro- 
pa würden „im Falle einer radikalen Lösung des 
aglaren Arbeitsproblems“ und bei einer Ent- 
scheidung für die Wanderarbeit „12 bis 15 Mil- 
lionen Arbeitskräfte... . in Bewegung gesetzt“. 
(96) Damit nicht genug, denn diese Arbeits- 
kräfte hatten auch Familien, so daß ‚eine 
Zahl von annähernd 50 Millionen Menschen 
aus dem Bereich ihrer bisherigen annähernd 
geschlossenen Hauswirtschaft herausgerückt wä- 
ren und dementsprechend auch die Marktver- 
hältnisse große Änderungen erfahren würden. 
(...) Eine Aufgabe, die der Idee des Großraumes 
ebenso würdig ist, wie sie zu ideellen Begrün- 
dung des Großraumgedankens wesentlich bei- 


win s 
eh 


er} 


4 r ud RER il, „‘ » 
par in re Da Pi 
a k) „ ar 1% RUE Le, 

2 ne PEN TER r ‚ a 
EN Ze Has k L ehe f > 
See \ , . 
un ı' 2 pi { 4 . AUSH 
KR EN Rı 
J ANVTus Fi « “ « x 

EEE FE - .. 
N In AURye R Bela 

N RR AE Kr 


Erdölfeld in Galizier 


trägt”. (97) Die ‚„ideelle Begründung des Gedan- 
kens“ hat jedoch auch eine ganz materielle Sei- 
te: Da bislang ‚der Markt in der ganzen überbe- 
völkerten Zone trotz der großen Einwohnerzahl 
von über 100 Mill. Menschen nicht viel wert ist, 
müßten die günstigen Absatzbedingungen erst 
noch durch die Umstrukturierung geschaffen 
werden. „Es ist daher in den Ost- und Südostge- 
bieten besonders sicher, daß die Reorganisation, 
auch wenn sie mit einer Industrialisierung ver- 
bunden ist, nur den Markt für die deutsche 
Industrie erweitern kann. ‘‘ (98) 


Die politisch-geographischen Grenzen Europas 
waren bei der Neuordnung ebenfalls variabel, 
Südosteuropa galt als ein Raum, man konnte 
Länderblocks ‚‚sprengen‘“ oder aber bestimmten 
Gebieten eine gewisse Eigenständigkeit zugeste- 
hen. Die Mißachtung der Volkstumsgrenzen je- 
doch war nur bei Strafe des Untergangs möglich 
— was allerdings nicht heißt, daß nicht ganze 
Völker in verschiedene Gebiete des Großraums 
vertrieben werden konnten — nur eben immer 
klar voneinander getrennt. Dagegen müsse ‚‚das 
deutsche Volk beisammen bleiben (. .), fest ver- 
wurzelt in der deutschen Heimat. Dies geht uns 
vor allem auch vor den wirtschaftlichen Vorteil 


vieler Einzelner“. (99) 


Auch die Brutalität seiner Konzepte schien 
Meinhold zu kennen, wenn er schrieb: „Die 
durchgreifende Lösung (. . .) vollzieht sich nicht 
ohne Schmerzen. Schmerzen (. . .) für die polni- 
sche Bevölkerung, (. . .) der allenthalben der 
Gedanke rationalen Arbeitseinsatzes so fremd 


ist.“ (100) 
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HELMUT MEINHOLD, 
DIE ÜBERBEVÖLKERUNGSTHEORIE UND 
DIE „AUSSCHALTUNG“ DER JUDEN 


Die „Ausschaltung der Juden“, wie er es nannte, 


war für Meinhold ein fester Bestandteil der 


volkswirtschaftlichen Planung. Das Generalgou- ( 


vernement litt an „Überbevölkerung“. Und so, 


wie die Psychiater angesichts der Unheilbaren : 


und Pflegebedürftigen, die aus den Sozialetats 
des Deutschen Reiches ausgesteuert waren, 
plötzlich von Ballastexistenzen sprachen, so 


drängte sich Meinhold im Generalgouvernement : 


„die entsetzte Frage auf“, wie denn im geschlos- 


senen ökonomischen Kreislauf der selbstgenüg- . 


samen, in Hauswirtschaften verharrenden Bauern 
„eine bevölkerungsmäßige Entlastung‘ möglich 


sein könnte, „wenn jeder zweite Mensch in der 


polnischen Landwirtschaft nichts als toten Bal- 
last darstellt‘, (1) Diese Verhältnisse stabilisier- 


—. + 


ten sich nach Meinhold durch ‚das Filter des 


jüdischen Kleinhandels“: 


„Bemerkenswert ist auch eine weitere, hier noch 


näher zu erörternde Erscheinung: Daß nämlich \ 


diese Bezirkswirtschaften, eben durch das Filter 


en 


des jüdischen Kleinhandels, unter sich eine Art . 


Wirtschaftskreislauf abwickelten, der dann natür- 
lich ein anderes Gesicht trug als ein wirklich 
volkswirtschaftlicher, auf den einzelnen Wirt- 
Schaftenden aufbauender Kreislauf. “ (2) 

Abgesehen davon, daß sich diese Art von Wirt- 
schaft „der statistischen Erforschung“ entziehe, 
salı Meinhold gerade hier einen Hebel zur „Auf- 


lösung oder doch weiteren Öffnung“ der „be- : 


zirkswirtschaftlichen Selbstgenügsamkeit“, um 


so den Maıkt für fabrikmäßig gefertigte Erzeug- ' 


nısse weitgehend zu vergrößern. Das von ihm 
SO bezeichnete 


stierte 1942, als er diese Analyse veröffentlichte, 


‚Jüdische Handelsfilter““ exi- ' 


nicht mehr, und so konnte er in der Vergangen- ° 


heitsform schließen: 


„Die Erscheinung der Bezirkswirtschaften (ist) 
in ihrer früheren Ausbildung als historische 
Größe anzusehen. “ (3) 


Meinholds Assistentin Erika Bochdam-Löptien 
schrieb an anderer Stelle: „Ein weiterer Grund 
für die Übersetzung des Handels lag in seiner 
Verjudung, (. ..) Selbstverständlich aber wurden 
in den zwei Jahren deutscher Verwaltung die 
Juden bereits weitgehend aus dem Handel aus- 
geschaltet, (4) Daß damit diesen Menschen ihre 
materielle Lebensgrundlage entzogen wurde, 
wußte der Ökonom Meinhold selbstverständ- 
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lich. In den uns bekannten Schriften äußerte er 
sich dazu allerdings nur sehr indirekt, wenn er 
auch die Juden als in ihrer Gesamtheit ‚Auszu- 
siedelnde‘“ betrachtete. Was der wirtschaftliche 
und soziale Enteignungsprozeß für die jüdische 
Bevölkerung bedeutete, wurde aber vom Institut 
für Deutsche Ostarbeit bereits im November 
1940 ebenso öffentlich wie fordernd ins Visier 
genommen: 


„Die Kriegsereignisse und ihre Folgeerscheinun- 
gen haben den Lebenskreis und die Lebensver- 
hältnisse der Juden erheblich eingeschränkt. In 
zahlreichen Betrieben sind jüdische Kräfte durch 
arische ersetzt, so daß neben der räumlichen 
auch eine wirtschaftliche und soziale Enge auf- 
tritt und sich ständig mehr bemerkbar machen 
wird. Diese Enge fordert eine Druckentlastung 
und eine Lösung. ““ (5) 


Derartige Analysen gehörten von vornherein 
zu den Aufgaben des Instituts für Deutsche Ost- 
arbeit, ja sie machten seine Bedeutung aus. Schon 
auf der ersten Arbeitstagung, auf der auch Mein- 
hold mit diskutierte und referierte, vom 27. bis 
29. März 1941, wurde beschlossen, 


„daß auch die Ostjudenfrage zum Aufgaben- 
bereich des Instituts gehöre, daß aber diese Fra- 
ge in engster Zusammenarbeit mit der in Frank- 
furt a.M. gegründeten ersten Außenstelle der 
Hohen Schule, dem Institut zur Erforschung der 
Judenfrage, bearbeitet und geklärt würde. Eine 
gründliche wissenschaftliche Behandlung gerade 
dieses Problems sei erforderlich als Vorberei- 
fung einer endgültigen gesamteuropäischen Lö- 
sung dieser Frage durch den Führer nach Beendi- 
gung des Krieges.“ (6) 

Laut Bericht wurde auf dieser Tagung von Dr. 
Josef Sommerfeldt, einem „Referenten für 
Judenforschung“ am Institut, auch über die 
preußische Judenpolitik des letzten und vor- 
letzten Jahrhunderts vorgetragen: 


„Die Betrachtung (. . .) ergab interessante Ge- 
gensätzlichkeiten zu der heute im Generalgou- 
vernement eingeleiteten Judenpolitik.” (7) 


Innerhalb solcher Vorgabe erarbeitete Meinhold 
seine Konzepte, Konzepte, die ihrerseits Argu- 
mente zur Beschleunigung der „Endlösung“ 
wurden. Daß er seine Tätigkeit als Wirtschafts- 
planer in vollem Einklang mit der Tätigkeit der 
Rassen- und Judenreferenten des Instituts sah, 


belegt nicht nur der Titel, der bislang nicht 
aufgefundenen, aber gemeinsam mit einem 
Rassenreferenten des Instituts erarbeiteten Stu- 
die über „die Bereinigung der Volkstumsgren- 
zen“ (8), sondern auch die zahlreichen unter 
seiner Verantwortung ausgearbeiteten Statisti- 
ken, in denen Juden, Ukrainer und Polen ge- 
trennt aufgeführt sind. Meinhold verband das 
Verschwinden „überzähliger Menschen“ mit 
der Beschaffung von Arbeitsplätzen, Konzen- 
trationsprozessen in Handel und Gewerbe, dem 
Aufbrechen und Erschließen ganzer Märkte mit 
der Schaffung eines neuen, durch die Besat- 
zungsmacht bereicherten und privilegierten pol- 
nischen Mittelstandes. 


Mit einigen Rechnungen und Federstrichen 
schuf Meinhold 1,5 Millionen Arbeitsplätze, al- 
lerdings ‚‚nach Ausschaltung der Juden“: Dazu 
verteilte er einerseits sämtliche jüdischen Ar- 
beitsplätze in den Sparten Handel, Verkehr und 
Kleingewerbe an nicht-jüdische Polen; Maßstab 
für das „tichtige“ Verhältnis von Beschäftigten 
ın diesen Sektoren zur Einwohnerzahl war das 
Deutsche Reich. Andererseits setzte er bereits 
1941 die Bevölkerung des Generalgouverne- 
ments um zwei Millionen Menschen niedriger 
an, als sie damals noch war, wenn er schrieb, 
daß 1931 „17,6 Millionen, ohne Glaubensjuden 
15,6 Millionen“ im Generalgouvernement leb- 
ten und dann die letzte, niedrigere Zahl zur 
Grundlage seiner Berechnungen machte. (9) 


Bochdam-Löptien analysierte etwa gleichzeitig 
unter Anleitung Meinholds die „Iandelsbetrie- 
be im ehemaligen Polen“. ( 10) Der Handel sei 
überbesetzt, ein stagnierender, auf Kettenhan- 
del gerichteter Kleinhandel verhindere „bei der 
handelstätigen Bevölkerung den Ehrgeiz für 
höhere Stellungen und intensivere Tätigkeit“. 
Von 100 Erwerbstätigen in diesem Handel wa- 
ren 65% Juden. Diese waren zu 84% selbständig 
die Nichtjuden zu über 50% Arbeiter und Änge- 
stellte in Handelsbetrieben. Verbot und Zerstö- 
rung des jüdischen Handels bedeutete also gleich- 
zeitig einen Konzentrationsschub, Entlastung 
der polnischen Händler von einer unliebsamen 
und gewitzten Konkurrenz, und sie bedeutete 
in der überwiegenden Zahl der Fälle, daß polni- 
sche Lohnabhängige von ihren jüdischen Chefs 
„befreit“ wurden. Volkswirtschaftlich brachte 
eine relative Einschränkung des Kleinhandels 


nach Bochdam eine Verringerung der Handels- 
spanne mit sich und damit eine kostenlose 


Stärkung der Kaufkraft der verarmten ländli- 
chen Bevölkerung. 


Die quantitativen Ergebnisse dieser Rechnun- 
gen, die sämtliche Juden auf dem Papier elimi- 
nierten, reichten nach Meinhold durchaus nicht 
für die angestrebten wirtschaftsplanerischen Zie- 
le, da „in der Praxis eben wegen der schwäche- 
ren wirtschaftlichen Entwicklung beträchtliche 
Abstriche gemacht werden (müssen)“. (11) So 


war die Vertreibung und Vernichtung der Juden 
ein Schritt in die richtige Richtung, aber für 
Meinhold keinesfalls ausreichend: 


„Zwar sind besonders für die Ausschaltung der 
Juden viele Arbeitsplätze im Handel freigewor- 
den, diese dürften aber als Basis für die Beschäf- 
tigung der nötigen Menge von Arbeitskräften 
nicht ausreichen.‘ (12) Oder an anderer Stelle 
ankündigend: „Auch der Handel, in dem zwar 
durch die Ausschaltung der Juden gewisse Be- 
schäftigungsmöglichkeiten freiwerden, (ist) nur 
begrenzt aufnahmefähig. ““ (13) Oder im Sommer 
1942 als positives Zwischenergebnis publiziert: 


„Die eingangs festgestellte Besitzzersplitterung 
und der damit verbundene dichte Besatz vor 
allem des Gebiets des Generalgouvernements 
mit kleinstgewerblichen Betrieben“ habe sich in 
bestimmten Sparten — Schmiederei, Schlosserei, 
Klempnerei, Uhrmacherei, Bäckerei, Fleischerei 
und besonders im Bekleidungsgewerbe — schon 
günstig verändert: „Bei dem hohen Anteil von 
Juden gerade in diesen Gewerbezweigen kann 
natürlich von einer Überebesetzung nach der Be- 
reinigung des Judenproblems nicht mehr gespro- 
chen werden.‘ (14) 


Den allgemeinen Rahmen dieser wirtschaftlich 
und sozialpolitisch begründeten Judenpolitik 
hatte Meinholds Chef und Förderer Walter 
Emmerich, in Personalunion Wirtschaftsminister 
des Generalgouvernements und Sektionsleiter 
am Institut für Deutsche Ostarbeit, vorgegeben. 
Als er im Juni 1940 dem Generalgouverneur 
„die Grundsätze der von ihm beabsichtigten 
Wirtschaftspolitik“ darlegte, betonte er als, Vor- 
aussetzung einer gedeihlichen wirtschaftlichen 
Tätigkeit“ eine „grundlegende Anderung in der 
gesamten wirtschaftlichen Struktur“.  „Zu- 
nächst‘, so sagte er Frank im nächsten Satz, 
„müsse im jüdischen Sektor eine bedeutende Ra- 
tionalisierung Platz greifen. An Stelle der vielen 
Kleinexistenzen müßten lebensfähige Mittelexi- 
stenzen geschaffen werden. 


Die neu zu schaffenden Mittelexistenzen und 
Arbeitsplätze verteilte Emmerich in seiner 
wirtschaftspolitischen Grundsatzerklärung sofort 
an die nichtjüdischen Polen: „Durch die Zusam- 
menpressung des jüdischen Sektors ergebe sich 
dann für den polnischen Sektor die Möglichkeit 
des Nachrückens. (. . .) Selbstverständlich müsse 
diese kommerzielle Wanderung entsprechend or- 
ganisiert werden, damit sie nicht zügellos vor 
sich gehe.“ Er meinte damit den geordneten 
staatlichen Raub, mit Gesetzen, Treuhändern 
und Gewaltmonopol. 
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Die Vernichtung der sozialen und wirtschaftli- 
chen Existenz der polnischen Juden entsprang 
hier nicht den Köpfen von Rassisten, sondern 
denen gestandener hanseatischer Ökonomen. Sie 
war kein Selbstzweck, sondern Vehikel der Ra- 
tionalisierung und gleichzeitig der wirtschaftli- 
chen Beherrschung. Der jüdische Kleinhandel 
ließ sich nicht von deutschen Grossisten kon- 
trollieren, wohl aber die neuen künstlich ge- 
schaffenen „Mittelexistenzen“. Hatte der jü- 
dische, lokal begrenzte Handel auch eine Barrie- 
re gegen die imperialistische Durchdringung der 
neu eroberten „Räume‘‘ gebildet, so öffnete die 
avisierte „Kommerzielle Wanderung‘ die Märkte 
des Ostens. Zu diesem Zweck schlug Emmerich 
vor, eine deutsch-polnische Handelskammer zu 
gründen, wobei die Führung in allen Institutio- 
nen in deutscher Hand liegen müsse. „Der Pole 
dürfe nur mitarbeiten, aber nicht mit entschei- 
den. Frank sicherte seinem neuen Wirtschafts- 
minister die „rückhaltlose Unterstützung“ (15) 
dieser Pläne zu. In der Berliner Börsenzeitung 
wurde Emmerich in der Serie „Vorwerk General- 
gouvernement“ noch deutlicher: 
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„Steht dem Produktionsapparat des General- 
gouvernements so der gesamte großdeutsche 
Markt zur Verfügung und werden ihm alle Er- 
leichterungen gewährt, die sich aus dem engen 
Verhältnis zum Reich rechtfertigen, so ist da- 
mit die wesentlichste Voraussetzung dafür ge- 
schaffen, daß auch dieses von der Natur nicht 
begünstigte Land sein wirtschaftliches Gleichge- 
wicht findet und schrittweise einem größeren 
Wohlstand zugeführt wird. Die Ausrichtung der 
Wirtschaft auf solche wirtischaftspolitischen 
Grundlinien wird Hand in Hand gehen mit den 
tiefgreifenden Veränderungen, die die Ausschei- 
dung der Juden aus der Wirtschaft mit sich 
bringt. Ihre beherrschende Stellung im Wirt- 
schaftsleben der früheren polnischen Republik 
ist bekannt. Hier ist ein wichtiger Ansatzpunkt 
gegeben, um Übersetzungserscheinungen, die 
in Handel und Handwerk zu verzeichnen wa- 
ren, in planvoller Weise zu begegnen und damit 
dem dicht bevölkerten Lande auch eine innere 
Struktur zu geben durch die Bildung einer brei- 
ten und nicht artentfremdeten mittelständischen 


Schicht.“ (16) 
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en Ausscheidung der Juden“ sollte das besetz- 
e Folen „größerem Wohlstand“ entgegenführen 


un ; ' 
d einen ebenso kollaborationsbereiten wie ab- - 


er polnischen Mittelstand schaffen. Mein- 
eh; are die Juden, die „vordem“ in ‚‚das 
ae ag: und Kongreßpolens herein- 
wortich: > : ıe wirtschaftliche Misere verant- 


„Die Tatsache der 
BE Seehie ist aber auch deshalb nicht 
Be ro denn ‚sie wirft ein sehr be- 
Ei es icht auf die arbeitswirtschaftliche 
Jassung dieser Gebiete Um das in voller 
Schärfe kennzeichnen zu können müßten wi 
Bei die Entwicklung der Gewerbearten I 
pr em aber die Geschichte der wirtschaftlichen 
nlwicklung des Judentums verfolgen. Auch 
ohne das lassen sich aber die Gründe folgender- 
maßen umreißen: Die Überbevölkerung der 
Landgebiete und die Tatsache, daß außerden: 
ohne Berücksichtigung der produktiven Arbeits- 
einsalfzmöglichkeiten in das Gebiet Galiziens und 
Kongreßpolens Juden hereinströmten, übten ei- 


nen ständigen Druck auf die gewerbliche Ent- 


wicklung aus. Eine ständig vermehrte Bevölke- 
rung mußte sich in das entsprechend anwachsen- 
de Sozialprodukt teilen, wodurch die Kaufkraft 
1” Kapitalbildung in gleicher Weise litten. “ 
Deutlicher noch schrieb Meinholds Assistent 
Nonnenmacher in einer Arbeit, die er sofort 
nach der „Eingliederung“ Galiziens ins General- 
Souvernement verfaßte und publizierte. Diese 
We über „die Wirtschaftsstruktur des gali- 
Er en Erdölgebietes erörterte er nach den 

ıSioffen und dem Grad ihrer Erschlossenheit 


vordem vorhandenen Be- 


yet 


\ | 
Da nd EP 


im zweiten Teil eine „ganze Reihe wichtiger 
Bevölkerungsprobleme“, die schwerer zu lösen 
seien als die Förderung der immerhin vorhan- 
denen Rohstoffe. Nonnenmacher stützte sich 
dabei wie Meinhold immer auf die Ergebnisse 
der letzten polnischen Volkszählung von 1931. 
Diese Zählung ergab für Nonnenmacher, daß 
‚‚das jüdische Element in allen Städten des gali- 
zischen Erdölgebietes äußerst stark vertreten 
(ist)“ Die Landbevölkerung sei dagegen „nicht 
so stark von Juden durchsetzt“. Allerdings träte 
„gerade im Hinblick auf die Bedeutung des 
Judentums in Galizien“ der „Formalmangel“ 
der polnischen Volkszählung deutlich hervor. 
Man habe bei der Ermittlung der Juden nach 
der Sprache — jiddisch oder hebräisch — gefragt 
und nicht nach der Religion oder gar nach der 
Rasse. Der Anteil derer, die sich zum jüdischen 
Glauben bekennen würden und dabei offensicht- 
lich nicht jiddisch sprächen, sci deutlich höher. 


So könne nach Nonnenmacher ‚die Bevölke- 
rung mosaischen Glaubens unbedenklich als 
rassisch dem Judentum zugehörig angenommen 
werden‘. In dieser Religion lebten rund 
300.000 Juden; insgesamt berechnete Nonnen- 
macher 800.000 - 900.000 Menschen als „über- 
zählige Bevölkerung in diesem Gebiet‘. Das Pro- 
blem war nun nicht nur, diese Leute zu beschäf- 
tigen — etwa mit typischen Notstandsarbeiten — 
sondern die Beschäftigungsverhältnisse so zu or- 
ganisieren, „daß ihrem Arbeitsaufwand ein 
möglichst hoher Ertrag gegenübersteht‘“. Genau 
aber das verlangte nach Nonnenmacher und 
Meinhold, daß Menschen einfach ganz zu ver- 
schwinden hatten. Genau vor diesem volkswirt- 
schaftlich-theoretischen Hintergrund wurde die 


AXIV 


) 


a opt 
. ax i Ka TE 5 
ENT Det Le ES 
Pa, ES ER » 
tj% 3. er PERLE? ATI RFER EEE Be 
NN. N RE ANREISE a Fa Tree E2 


PET ER 
27 ei 
Er 
a ER 
en "BD Maya N az *' 


Armut im jüdischen Wohnviertel 


Vernichtung der polnischen Juden zur produk- 
tiven Handlung. Nonnenmacher: 


„Je stärker nun aber die Überbevölkerung an- 
steigt, umso geringer werden die Möglichkeiten 
ihrer Beseitigung sein, und umso mehr fragen 
ihre Folgen zu einem weiteren Anwachsen der 
Überbevölkerung bei. Denn bei ständig geringer 
werdender Produktivität der Arbeit ist die Be- 
völkerung nicht mehr in der Lage, die für eine 
Intensitätssteigerung der Betriebe notwendigen 
Kapitalien zu ersparen. Die Intensitätssteige- 
rung ist aber wiederum die Vorbedingung zur 
Schaffung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten, 
in der Landwirtschaft selbst und in der Indu- 
strie, die sich bei Vergrößerung der Sparquote 
langsam aufbauen würde. Wir sehen uns hier 
einem Circulus vitiosus gegenüber, der stetig zu 
einer wachsenden Verelendung der Bevölkerung 
führt, Die Erscheinungsformen und die weiteren 
Folgen, die sich aus diesem Zustand ergeben, 
Sind mannigfacher Art.“ (1 8) 


Dieser Circulus vitiosus ist von der deutschen 
Besatzungsmacht in Polen auf die bekannte Wei- 
se gesprengt worden. Das Umbringen von Millio- 
nen von Menschen sollte die Kapitalakkumula- 
tion beschleunigen, das Verhältnis zwischen le- 
bendiger und toter Arbeit drastisch zu Gunsten 
des Kapitals verändern. Die Vernichtung von 
Polen und Juden war in diesem Umfang nicht 
primär rassistisch oder terroristisch begründet, 
sondern ein Mittel, Kapital zur Industrialisie- 
rung eines — heute würde man sagen Schwellen- 
landes — abzuschöpfen: „Was dem Gebiet fehlt“, 
so Nonnenmacher, „ist in erster Linie Kapital“; 
es komme auf ‚eine bessere Kombination von 
Arbeit und Kapital — vor allem stehendem“ 


(19) an. Da die Investition von deutschem Kapi- 
tal offenkundig wie selbstverständlich ausschied, 
standen nach den Theorien Meinholds und sei- 
ner Mitarbeiter drei Wege offen: 


„Schaffung erweiterter Beschäftigungsmöglich- 
keiten durch den Aufbau einer Industrie und auf 
der anderen Seite Auswanderung der Bevölke- 
rung in noch nicht überbevölkerte Gebiete oder 
ihr Einsatz als Wanderarbeiter in der Industrie 
oder Landwirtschaft anderer Gebiete. (20) 


Genauso argumentierte Meinhold im Sommer 
1941, in einer Phase, als die Großraumplanung 
Hochkonjunktur hatte. Man könne „einen Teil 
der Polen, auch alle, weit nach Osten aussie- 
deln“. Die Vertreibung von 14 Millionen Men- 
schen aus dem Generalgouvernement bedeutete 
für den jungen deutschen Großraumplaner kein 
Tabu. Er hatte sie offensichtlich schon am 
Schreibtisch durchexerziert und fuhr fort, dafs 
diese Frage „bereits in einem Bericht des In- 
stituts für Deutsche Ostäürbeit kurz geprüft wor- 
den ist“. In der Fußnote steht dazu der lako- 
nische Hinweis auf ein bislang nicht aufgefun- 
denes Memorandum: „Vgl. den Bericht über die 
Aussiedlung der Polen, Krakau, Juni 1941. (21) 
In seinem ersten — erhaltenen — Bericht legte er 
„die allgemeinen bevölkerungspolitischen 
Grundlagen“ dar. Selbstverständlich war jede 
„Eingliederung ins Generalgouvernement ...), 
wenn sie wirtschaftlich von Nutzen sein soll, 
auch von Siedlungsbewegungen begleitet. Er 
schlug in dieser Schrift vor, ‚die im weiten Ost- 
raum anzusiedelnden Polen“ etwa in die Prip- 
jetsümpfe zu treiben. (22) Meinhold rechnete 
verschiedene Varianten seines Plans durch: 
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Solche Gebäude waren den deutschen Besatzern ein Dorn im Auge 


„Es wären also zur Bereinigung der Volkstums- 
verhältnisse in den Gebieten östlich der bishe- 
rigen Interessengrenze umzusiedeln, wobei die 
Juden als mit auszusiedeln gelten sollen: 

Im Fall, daß nur Gebiet I eingegliedert wird: 
375.844 Menschen aus dem Generalgouverne- 
ment, 4.018.178 Menschen in das Generalgou- 
vernement. 

Im Fall, daß Gebiet I und II eingegliedert wer- 
den: 770.104 Menschen aus dem Generalgou- 
vernement, 3.806.176 Menschen in das Ge- 
nerlagouvernement. 

Im Fall, daß Gebiet I und III eingegliedert wer- 
den: 1.068.926 Menschen aus dem Generalgou- 
vernement, 3.530.088 in das Generalgouverne- 
ment. 

Im Fall, daß sämtliche III Gebiete eingegliedert 
werden: 1.463.186 Menschen aus dem General- 


gouvernement, 3.318.086 Menschen in das Ge- 
neralgouvernement. “ 


Für die einzelnen ‚Volkstümer“ ergab sich da- 
bei folgende Rechnung: 


„Gebiet I: Polen 777. 334, Juden 150.322, Ost- 


völker (Ukrainer, Weißrussen, Ruthenen, Litau- 
er, tutejasy) 225.522 


Gebiet II: Polen 212.002, Juden 08.344, Ost- 
völker 326.916 


Gebiet III: Polen 488. 080, Juden 88.290, Ost- 
völker 604.806. (23) Ä 


Wohin die Juden alle kommen sollten, wußte 
Meinhold noch 40 Jahre später: „Wir dachten, 
sie würden in die Rokitnosümpfe gebracht, um 
diese trockenzulegen und dort zu siedeln.“ (24) 
li seiner bevölkerungspolitischen Studie 
schränkte er allerdings gerade diese von ihm spä- 


ter behauptete Möglichkeit mit Ökologischen 
Argumenten ein: 


insatz einer großen Zahl von 
ee ns der Trockenlegung Ka 
Sümpfe ist (ebenso wie ein ähnliches Vorge ıen 
im Gebiet der Rokitnosümpfe) erst duchführbar, 
wenn die klimatischen Auswirkungen so genau 
wie möglich erforscht sind. (25) 


Das Bild allerdings von der Aussiedlung der Ju- 
den in die Sümpfe des Ostens — als eine der Me- 
taphern der Vernichtung — seizte sich in der 
Verwaltungsspitze des ae 
geradlinig durch. Das belegt ein privater Brie 
von Walter Föhl, dem stellvertretenden Leiter 
der Abteilung „Bevölkerungswesen und Für- 
sorge“, der mit Meinhold zusammen an der 
Verwaltungsakademie des Generalgouverne- 
ments unterrichtete: 

wir nehmen jeden Tag Züge mit je über 1000 
Juden aus ganz Europa an und verarzten ‚sie 
hier, bringen sie mehr oder weniger PFOVISO- 
risch unter oder schieben sie meist weiter, hin- 
ein in die weißruthenischen Sümpfe Richtung 
Eismeer, wo sie alle — wenn sie es überleben 
(und das tun die Juden vom Kurfürstendamm 
oder aus Wien und Preßburg bestimmt nicht) = 
gegen Kriegsende versammelt sind, nicht ohne ei- 
nige Autostraßen fertig gebaut zu haben. (Aber 
man soll nicht darüber sprechen!)“ (26) 


Wie selbstverständlich den Fachleuten für Ost- 
wirtschaftsfragen die Massenvernichtung der 
Juden war, zeigt ein Bericht aus dem Jahr 1942 
über die „Bereisung des Reichskommissariats“ 
(Ukraine), den Meinholds Fachkollege im Her- 
ausgeberkreis der „Ostraumberichte“, Professor 
Hans Bernhard von Grünberg, ohne den gering- 
sten Geheimhaltungsvermerk an seine Kollegen 
am Institut für Deutsche Ostarbeit schickte. 
Hinsichtlich der jüdischen Bevölkerung heißt es 
dort in den Resumees über die einzelnen berei- 
sten Städte: 
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Jüdischer Junge beim Straßenverkauf 


Stolbunow: „Die Liquidierung aller Juden ist in 
der Bevölkerung mit Befriedigung aufgenommen 
worden.“ 


Winnizia: „40.000 Juden sind im Gebiet liqui- 
diert worden. Lediglich in Winniza arbeiten 
noch 300 Spezialhandwerker in der Kleiderfa- 
brik. Sie sind im Hintergebäude der Fabrik ka- 
serniert. Die Beseitigung der Juden wird von der 
Bevölkerung begrüßt.“ 


Alexandrowka: „Von den 700 Juden des Gebie- 
tes leben noch 60 in Alexandrowka als Handwer- 
ker. Sie können im Augenblick noch nicht ent- 
behrt werden. Die Liquidierung des Judentums 


hat in der Bevölkerung größte Zufriedenheit aus- 
gelöst. 


Kirowograd: „Es sind lediglich noch 3 jüdische 


Handwerker vorhanden, die vorerst noch ge- 
braucht werden, “ 


Alexandrija: „Juden gibt es im Gebiet nicht 
mehr.“ 


Dnjepropetrowsk: „120.000 Juden sind vor dem 
Einmarsch der deutschen Truppen in Dnj. nach 
Verrichtung großer Zerstörung geflüchtet. Von 
den noch angetroffenen 11.000 Juden wurden 
10.000 liquidiert, die restlichen 1.000 arbeiten 
in der Stadt. Sie stehen unter strenger Bewa- 
chung. “ (27) 
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Meinholds Planungen führten zu offensichtlichen 
Zielkonflikten, die sich durch die Judendeporta- 
tionen lösten. So schrieb er über die ‚‚eingeglie- 
derten Ostgebiete‘“, sie müßten vor dem Bevöl- 
kerungsdruck aus dem Generalgouvernement ge- 
schützt werden; da dies mit keiner noch so dra- 
konischen gesetzlichen Regelung möglich sei, 
gelte es, den „Bevölkerungsdruck zu bannen“, 


"um „an dieser wichtigen Stelle die Stabilität 


des Großraums von innen her zu sichern“. Als 
„völkische Ideallösung‘“ galt ihm ein Zustand, in 
dem „sämtliche im Generalgouvernement vor- 
handenen Arbeitskräfte dort gebunden sind, da 
dann kein Druck mehr auf die Grenze besteht“. 
Durch die Pläne Meinholds, die die Durchratio- 
nalisierung von Landwirtschaft, Handel, Gewer- 
be und Industrie bezweckten, würden aber nach 
Millionen zählende ‚überschüssige“ Arbeitskräf- 


‚te „freigesetzt“ werden, „von der Ideallösung 


noch weiter abgerückt“ und der Bevölkerungs- 
druck auf die Grenzen des Deutschen Reiches 
weiter verstärkt. Diesem Zielkonflikt müsse mit 


‚unterschiedlichen, gleichzeitig anzuwendenden 


Mitteln entgegengewirkt werden. Dies Könne, 
schrieb Meinhold, 


„durch folgende Maßnahmen geschehen, die ein- 
zeln oder miteinander zur Wirkung zu bringen 
sind: 

l. Die Arbeit im Reich, insbesondere die Wan- 
derarbeit, wird gesetzlich derart geregelt, daß 
sie nach Art und Umfang keine Gefährdung 
des deutschen Volksbodens mit sich bringt. 

2. Die Zahl der Arbeitsplätze im Generalgou- 
vernement wird möglichst weitgehend er- 
höht. 

3. Die Bevölkerungsdichte im Generalgouverne- 
ment wird herabgesetzt. 


‚4. Ausmaß und Tempo der arbeitswirtschaftli- 


chen Organisation im Generalgouvernement 
werden, soweit irgend möglich, dem Wirk- 
samwerden der anderen drei Maßnahmen 
angepaßt.“ (28) 
Daß die ‚„‚Wanderarbeit“ ins Reich ‚gesetzlich 
derart geregelt‘ werden sollte, daß es nicht zu 
der Meinhold auch noch heute „unerwünschten 
völkischen Vermischung“ (29) kommen konnte, 
spielt an auf die Kennzeichnung der polnischen 
Zwangsarbeiter, das Einsperren in Lager, die 
Androhung und Realisierung der polizeilichen 
Exekution für den Fall, daß zwischen polnischen 
Arbeitern und Deutschen intime Freundschaften 
und Liebesbeziehungen entstanden. Die Zahl 
auch der industriellen Arbeitsplätze ist unter 
der deutschen Herrschaft im zerschlagenen Polen 
gesunken. Der über die laufende Statistik wohl 
informierte Meinhold wußte das. Also gewann 
sein Vorschlag „Die Bevölkerungsdichte im 
Generalgouvernement wird herabgesetzt“, den er 
wohlgemerkt zusätzlich zur Arbeitsdeportation 
für richtig hielt, an Bedeutung, und in dem 
Maße, wie das geschah, sollte die arbeitswirt- 
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schaftliche Organisation im Generalgouverne- 
ment angepaßt werden. Es sei hier ‚‚vor allem die 
Möglichkeit zu nennen (. ..), daß durch die Re- 
gelung der Judenfrage eine Anzahl von Arbeits- 
plätzen frei wird und gleichzeitig eine allerdings 
nicht ausreichende Verminderung der Volks- 
zahl eintritt, ist eine zeitweilig erhebliche Ent- 
lastung des Arbeitsmarktes zu erwarten, die die 


Lage des Generalgouvernements zunächst er-' 


leichtern kann‘. (30) 


Die Industrialisierung des Generalgouvernements 
und vor allem die Erhöhung der Produktivität 
jeglicher Arbeit war geplant, die zwangsweise 
exerzierte „Wanderarbeit‘“ gehörte seit den er- 
sten Tagen zum Besatzungsalltag; daß die ‚„‚Aus- 
wanderung der Bevölkerung in noch nicht über- 
bevölkerte Gebiete‘ zu dem Zeitpunkt, als die- 
se Arbeit geschrieben wurde, gleichbedeutend 
war mit „Evakuierung der Juden nach dem 
Osten“, d.h. mit Massenvernichtung, wußte in 
Krakau jeder Angehörige der deutschen Besat- 
zungsverwaltung. Diese Massenvernichtung war 
kein Gegensatz zum Meinholdschen Industria- 
lisierungskonzept, sondern ein Bestandteil die- 
ses Konzepts, und umgekehrt rechtfertigte 
sich diese Praxis der Vernichter mit eben solchen 
wissenschaftlichen Argumentationsweisen, die 
ihrem Tun einen höheren Sinn verliehen. 


Ohne die Benennungstabus der NS-Zeit be- 
schrieb Meinhold den Zusammenhang zwischen 
Überbevölkerung, Kapitalmangel und Töten 
offen erst nach dem 8. Mai 1945. Getreu dem 
Versprechen seines früheren Chefs Predöhl war 
er bereits seit Februar wieder in dem nach Rat- 
zeburg verlagerten Kieler Weltwirtschaftsinstitut 
beschäftigt und wurde auch sofort, wie es ihm 
Predöhl bei seinem Abschied noch in Krakau 
vorausgesagt hatte, gebraucht. Auf Anforde- 
a. der u Besatzungsmacht faßte er 
im Sommer 45 ein Planu | 

Thema „Grundlinien des a encn Per 
aufbaus von Groß-Hamburg“. (31) In dieser 
Analyse erınnerte und verarbeitete Meinhold 
seine Erfahrungen als Besatzungswissenschaft- 
ler in Polen. Das Tabu, kalkulierte Töten oder 
Verhungernlassen als Faktor der wirtschaftlichen 
Planung zu benennen, war gefallen und erst in 
dieser Analyse offenbart sich der ganze Mein- 
hold, der selbstverständliche, verbrecherische 
Zusammenhang zwischen Wirtschaftsplanung 
und bevölkerungspolitischem „Eingriff“ im Ge- 
neralgouvernement. Sei es aus Gründen einer 
makabren wissenschaftlichen Präzision, oder 
sei es zur Entlastung seines Gewissens, formu- 
lierte er hier die ökonomische Begründung des 
Genocids. Was er bis dahin als „umsiedeln“, 
„ausschalten“ und „lösen“ bezeichnet hatte, 
nannte er nun — sterben. 


Für den Planer Meinhold zeigte die Situation 
der Zerstörung wie immer ihre Vorzüge — 


„haben wir es doch gerade in Deutschland wäh- 
rend der letzten 30 Jahre oft genug erlebt, daß 
ein Umbau der Wirtschaft schwerer durchzu- 
setzen, ja sogar kostspieliger sein kann als ein 
Neubau‘. (32) Die Tabula rasa — auch hier ein 
Produkt des Krieges und der Gewalt — war mit 
Meinhold und seinesgleichen in die Gesellschaft 
der Endlöser zurückgekehrt. Verhältnisse ähn- 
lich der in Polen, schlimmer noch nach seiner 
Analyse: kein Kapital, Hunger, Flüchtlings- 
ströme, das Anwachsen der Bevölkerungsdichte 
um ein Drittel — gemessen am Vorkriegszustand. 
„Eines der wenigen Deutschland erhalten ge- 
bliebenen Aktiva“ war die Arbeitskraft. Der 
Menschenverschleiß des Krieges hatte nach Mein- 
hold in Deutschland nicht mit dem Verschleiß 
von Kapital Schritt gehalten. Rein ökonomisch 
gab es einfach zu viele Menschen — Überbevöl- 
kerung. 


Auch sonst war ihm der Jargon geläufig geblie- 
ben. Es drohten „Seuchen“; (33) Flucht und 
Vertreibung der Ostdeutschen nannte Mein- 
hold nicht aus tieferem Verständnis für die 
Geschichte, sondern aus nazistischer Gewohn- 
heit heraus ‚„‚Umsiedlung“; (34) und auch die 
jüdischen Händler Polens hatte er wohl nicht 
vergessen, wenn er auf „geschickte Unterneh- 
mer‘ anspielte, die es „irgendwie“ schaffen wür- 
den, sich die nötigen Dinge zu organisieren, die 
aber für den Wirtschaftsaufbau extrem schäd- 
lich seien, weil eben durch dieses ‚irgendwie‘ 
„die wirtschaftliche Ordnung aus den Fugen ge- 
worfen‘“ (35) wird. Der Leser seiner Nach- 
kriegsstudie lernte noch einmal eindringlich, 
warum im Genralgouvernement der jüdische 
Kleinhandel wegrationalisiert und in der In- 
dustrie und vor allem im Handwerk Arbeits- 
plätze für „arische“ Polen freigemacht wurden: 
Überschreitet also der nicht unmittelbar pro- 
duzierende Teil der Bevölkerung einen gewis- 
sen Verhältnisgrad zum produzierenden, so kann 
die Gesamtproduktion nicht mehr den Gesaml- 
verbrauch decken. (. .. .) Da nun, wie festge- 
stellt, die Aufnahmefähigkeit der Landwirt- 
schaft Restdeutschlands für Arbeitskräfte be- 
grenzt ist und da Möglichkeiten der Dienst- 
leistung für das Ausland kaum sichtbar sind, 
fällt also die Aufgabe, auch die nichtgewerbli- 
chen Flüchtlingsbevölkerung zu beschäftigen, 
großenteils dem Gewerbe, und zwar Industrie 
und Handwerk zu.‘ (36) 


Meinhold sah in dieser Situation nur zwei Aus- 
wege: entweder der „Kredithergabe‘“ oder aber 
die Einfuhr von Produktionsmaschinen ohne 
Kredite und ihre sofortige Bezahlung durch den 
Export von Agrarerzeugnissen und die gleich- 
zeitige Verringerung von Lebensmittelimporten. 
Diesen zweiten Weg war die deutsche Wirt- 
schaftsverwaltung in Polen gegangen, und Mein- 
hold hatte seine Erfahrungen: ‚Also müßte“, 
schrieb er im Sommer 1945, „ein Teil der Bevöl- 
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kerung verhungern oder doch an Mangelkrank- 
heiten zugrundegehen.“ (37) In dieser Krisen- 
und Mangelsituation würden, wenn keine Kre- 
dite gegeben werden, entweder das Kapital 
buchstäblich wegfressen oder aber die Menschen 
hätten zugunsten der Kapitalbildung zu ver- 
hungern. Eine die Menschen mehr schonende 
Alternative sah Meinhold „vor allem im Osten 
Restdeutschlands“, wo man „ideologisch unter- 
baut durch die Arbeitswertlehre“, in technischer 
Hinsicht zur Wirtschaftsweise unserer Urgroßvä- 
ter zurückkehre, das Leben primitiv friste, (38) 
und auf dieser Basis langsam den Wiederaufbau 
vornehme. Dieses humane Konzept einer SOZU- 
sagen polnischen Wirtschaft mit sozialistischen 
Vorzeichen verwarf er selbstverständlich: 


„In dieser Entwicklung liegt eine sehr große Ge- 
fahr, nämlich die einer derartigen Verzettelung 
der in der deutschen Volkswirtschaft vorhande- 
nen Kräfte, daß keine Kraftreserven mehr für den 
wirklichen Wiederaufbau vorhanden sind. (32) 


Und er spitzte diese These zu: „Deutschland kann 
es sich selbst um der Arbeitsbeschaffung willen 
nicht erlauben, materialverbrauchende Arbeiten, 
die das Aufkommen an unbedingt existenzwich- 
tigen Stoffen verringern, durchzuführen. "(40) 

Das bedeutete, daß auch Notstandsarbeiten, auch 
wenn sie ‚‚fast kein Material verbrauchen“, wie 
etwa das Aufräumen zerstörter Städte „‚konse- 
quenterweise unterbleiben müßten“. Schließlich 


müsse man die Leute, die diese Arbeiten mach- 
ten, ja auch ernähren und kleiden. 


Beim Schreiben dieser Sätze mag Meinhold die 


'zerlumpten Zwangsarbeiterkolonnen der polni- 


schen Juden vor sich gesehen haben, wie sie im 
Winter Schnee schippten, den Krakauer Adolf- 
Hitler-Platz pflasterten und an gewaltigen Tran- 
sitstraßeri schaufelten. Er mag diese traurigen 
Kolonnen selten wirklich gesehen und dann über- 
sehen haben, aber die Berichte deutscher Arbeits- 
ämter über die Effizienz des „Judeneinsatzes“ 
kannte er — zwei Beispiele: 

‚Der Judeneinsatz bereitel nach wie vor erheb- 
liche Schwierigkeiten. Vor allem ist die Leistungs- 
fähigkeit meist sehr gering, dazu treten Schwierig- 
keiten bezüglich der Entlohnung, Unterbringung 
und Verpflegung. Auch die völlig unzulängliche 
Kleidung führt in Folge der dadurch sehr hohen 
Anfälligkeit gegen Krankheit zu großen Ausfäl- 
len.“ 

Der wirtschaftliche Erfolg lagermäßigen Juden- 
einsatzes ist äußerst gering. Es ist dies nach den 
bisherigen Erfahrungen auf die mangelhafte kör- 
perliche Beschaffenheit, die seit Monaten andau- 
ernde Unterernährung und zum großen Teil auch 
auf den geringen Arbeitswillen der Juden zu kör- 
perlicher Arbeit zurückzuführen. (41) 


Nach Meinholds Theorie mußte „der Hauptteil 
der Kapitalamortisation“ (in einem wenig indu- 
strialisierten Land wie dem damaligen Polen) 
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„durch entsprechend produktiven Einsatz der 
freiwerdenden Arbeitskräfte erfolgen“.(42) Die 
Betonung lag auf dem Wort „produktiv“. Schnee- 
schaufelnde und steineklopfende Juden bedeute- 
ten weiteren Verschleiß allein dadurch, daß sie 
leben mußten. In diesem Denk-und Verwertungs- 
zusammenhang ist Arbeit unter dem gegebenen 
technischen Niveau Kapitalvernichtung, weil das 
investierte Kapital eben nur durch den effekti- 


veren Einsatz der Arbeitskräfte amortisiert wer- 


den kann. 


Diese Amortisation war im besetzten Polen und in 
den ersten Jahren Nachkriegsdeutschlands durch 
Notstands- und einfache Massenarbeiten nicht zu 
erreichen, und so konnte Meinhold in seinem Den- 
ken konsequent schreiben, daß sich ‚die Über- 
völkerung als effektiver Kapitalverschleiß‘“ (43) 
zeige. Denkt man den Gedanken umgekehrt, dann 
bedeutet die Tötung der Menschen, für die keine 
sinnvollen, dem technischen Niveau entsprechen- 
den Arbeitsplätze vorhanden sind, eine Form 
von indirekter Kapitalamortisation. Und dann, 
wenn wie im Krieg wenig investiert wird, jeden- 
falls eine Möglichkeit, den Kapitalverschleiß zu 
mindern. In der kurz nach dem Krieg für Hanı- 
burg abgefaßten Studie erläutert Meinhold diese 
Theorie, die man „Massenmord als Faktor wirt- 
schaftlichen Aufbaus“ nennen könnte: 


„Wir setzten bisher (und werden das auch im fol- 
genden fun) die Absicht voraus, daß die wirt- 
schaftliche Zielsetzung im Augenblick sein muß 
lieb er dieganze B evölkerung, wenn auch kümmer- 
lich, zu erhalten, als den einen Teil besser zu ver- 
nn den anderen Teil umkommen zu lassen. 
, a n Ws im obigen Sinne richtiger, von 
a nur 0 zu beschäftigen, welche die 

n SU bis zu dem Zeitpunkt, indem sich die 
Lage wieder bessert, durchschleppen, als wenn 


/5 arbeiten und 25 verhungern. Voraussetzung 


dafür ist allerdin j >oli j 
85 die Mö FF 1] 
FE glichkeit einer Spateren 


i die sogleich erörtert wer 
Man könnte natürlich auch ee Aus- 
sangspunkt wählen, vor allem dann wenn man 
an dieser Möglichkeit zweifelt. Man kann nämlich 
sagen. Es ist besser, im Kampf ums Dasein bleiben 
die 75 sich bewährenden am Leben, der Rest 
kommt sogleich um, als wenn im Endeffekt alle 


100 zu Grunde gehen. Ein solcher Standpunkt 


ware zu verlreien, wenn es sich wirklich um eine 
Auslese handelte. (44) 


In Polen setzten „wir“ dies eben nicht voraus 
Dort war es die Linie der deutschen Wirtschafts- 
verwaltung, lieber einen Teil der Bevölkerung bes- 
ser zu versorgen und den anderen umkommen zu 
lassen. Die Versorgung war dort an die produkt- 
ive Arbeit gebunden; Tuberkulose wurde nur be- 
handelt, falls die Arbeitskraft zu erhalten war und 
der Kranke obendrein in einem kriegswichtigen 
Betrieb arbeitete. Die polnischen Juden bekamen 
von Anfang an nur Rationen zugeteilt, die auf 
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Verhungern abzielten. Ihre Berufe, Arbeitsstätten 
und Wohnungen wurden. ihnen geraubt. Eine 
Praxis, die Meinhold wohl deswegen berechtigt 
schien, „weil es sich wirklich um eine Auslese 
handelte“. Der willige polnische (,‚.arische‘“) Ar- 
beiter sollte essen, alle anderen nicht. 


Meinholds bevölkerungspolitische Planungen in 
Polen setzten voraus, daß 25% der Bevölkerung 
entfernt würden; nur so meinte er, den von ihm 
beschriebenen Circulus vitiosus von Überbevöl- 
kerung und Kapitalmangel aufbrechen zu kön- 
nen, und nur so ließen sich Arbeitsplätze schaffen, 
Konzentrationsprozesse in Handel und Gewerbe 
vorantreiben, Märkte erschließen und eine kolla- 
borationsbereite Mittelschicht besonders privile- 
gieren. 

Mit der Annexion Ostgaliziens wurde dem Gene- 
ralgouvernement ein zwar an Rohstoffen relativ 
reicher Teil hinzugeschlagen, aber auch ein Teil, 
der reich an Menschen war. Noch 1946 erschrak 
Meinhold, wenn er von Galizien als dem „haupt- 
sächlich übervölkerten Gebiet” Polens schrieb. 


Gleichzeitig sollten 1941 aus Deutschland und 
Österreich drei- bis vierhunderttausend mittellos 
gemachte Juden in das Generalgouvernement 
abgeschoben werden, ein Plan, den die Besat- 
zungsverwaltung schon seit den ersten Wochen 
ihres Bestehens kannte und abwehrte. Durch die- 
se zweiseitige und rapide Erhöhung der Bevölke- 
rungsdichte eines ohnehin von Anfang an als 
„überbevölkert“ eingestuften Landes wurde das 
repressive Planungswerk des „deutschen Aufbaus 
im Generalgouvernements” vollends absurd. Die 
planerische Logik konnte nur dann wiederherge- 
stellt werden, wenn dic systematische und schnel- 
le Ermordung der „überschüssigen Menschen 
ins Kalkül genommen wurde. Auf der entspre- 
chenden Tagung der führenden Wirtschafter des 
Generalgouvernements vom 22.7.1941 wurde 
genau dieser Zusammenhang erörtert und die töd- 
lichen Konsequenzen dieser Planung ungewöhn- 
lich deutlich in die Tagesordnung geschrieben: 
„Besprechungspunkte: Bedeutung der Angliede- 
rung von Galizien, Vorbereitungen zur Entfer- 
nung der Juden aus dem GG beginnend mit dem 
Warschauer Ghetto. Ernährungs- und Bestellungs- 
plan für das Jahr 1941/42: Möglichkeit der Er- 
höhung der Brotrationen bedingt durch bessere 
Ernte, Entlastung durch Abschiebung von Juden 
und anderen asozialen Elementen nach dem 


Osten.” (45) 


Die „Druckentlastung”, die das Institut für Deut- 
sche Ostarbeit schon lange gefordert hatte, wur- 
de im Juli 1941 für das Generalgouvernement 
beschlossen, und es begann von diesem Zeitpunkt 
an der Aufbau von Vernichtungslagern. 

Wer 1941 die Evakuierung ganzer Völker in öst- 
liche Sümpfe vorschlug, der schlug auch ihren 
Tod vor. Hitler hatte ursprünglich vor, das Gene- 
ralgouvernement sich selbst zu überlassen als Ab- 


nn ne a nn... 


schiebeterritorium für unliebsame Menschen. Sie 
sollten dort an Tuberkulose, Fleckfieber, Hunger 
und Mangel sterben. Jede konstruktive Planung 
für das Generalgouvernement mußte demgegen- 
über ein Schritt sein in Richtung auf systemati- 
sche und schnelle Vernichtung. Die Ideen eines 
Meinhold beschleunigten diesen Prozeß und setz- 
ten ihn mit in Gang. Er rechnete aus, daß selbst 
noch in den verhältnismäßig kleinen Städten Po- 
lens zu viele Menschen lebten, daß es sich nicht 
lohnte, sie mit Notstandsarbeiten zu beschäfti- 
gen und gleichzeitig zu ernähren. Er rechnete aus, 
daß in einer bestimmten Phase der industriellen 
Entwicklung der möglichst schnelle Tod von 
Menschen Kapital bzw. Kredite spart; und weil 
der Hunger zu Revolten führt, war es logisch, 
Menschen, die ohnehin aus historischen und so- 
zialpolitischen Gründen isoliert waren, nicht ver- 
hungern zu lassen, sondern zu vergasen. 


Was Meinhold 1946 in einem verräterischen Kon- 
Junktiv über Galizien schrieb, kann vor dem Hin- 
tergrund dieser Überlegungen als Geständnis ge- 
lesen werden. 


„Dieser Lebensstandard, nach westeuropäischen 
Begriffen bereits unvorstellbar gering, wurde mit 
jedem zuwachsenden Bevölkerungsteil weiter ver- 
ringert (...). Mußten unter diesen Verhältnissen 
in schwächeren Erntejahren mancherorts selbst 
Teile der Agrarbevölkerung hungern, so hätte 
demnach eine wesentliche Bevölkerungsvermeh- 
rung unter gleicher Kapitallage zum Verhungern 
von Teilen der Bevölkerung geführt.” (46) 


Seine Funktion als Planer einer „produktiven 
Totalrationalisierung” konnte Meinhold nur ein- 
nehmen, ‚wenn er von den Objekten seiner Pla- 
nung völlig abstrahierte, ein entemotionalisiertes, 
steriles Verhältnis zu ihnen herstellte, sie zu Fak- 
toren machte. Statt von Ermordung redete er 
von „Ausschaltung”, statt von Vertreibung von 
„Absaugung”. Diese Abstraktionen, durch den 


Gebrauch einer Formel auf die Spitze getrieben, 
sind in mehrfachem Sinn Voraussetzung seiner 
wissenschaftlichen Verbrechen. Die ‚Tabula ra- 
sa”, die ihn als Wissenschaftler so sehr ‚‚reizte”, 
behauptete er einfach, um dann ebenso zerstö- 
rerisch wie rational zu agieren. Ein ursprünglich 
rassistischer Begriff wie „Lösung der Judenfrage” 
erfuhr durch die Tätigkeit eines Helmut Mein- 
hold einen verhängnisvollen Wertewandel: Mein- 
hold gebrauchte diesen Begriff eben nicht haßer- 
füllt sondern wissenschaftlich — als Terminus 
technicus. „Die Lösung der Judenfrage” wurde 
durch seinen rationalen Gestus verwandelt. Aus 
Haß und Gemeinheit wurden bevölkerungs- und 
strukturpolitische Notwendigkeiten. Erst so, von 
innen heraus rationalisiert, konnte die Endlö- 
sung wirklich stattfinden, unter dem Vorzeichen 
der vernünftigen Maßnahme. 


Irrsinn oder ein bis Martin Luther zurückgeleite- 
ter Judenhaß als Gründe für den Holocaust an- 
zunehmen, sind weniger beunruhigend als das 
Aufdecken einer solch nüchtern durchdachten 
Begründung des Genocids. 


Die berühmte Frage, warum die Deutschen denn 
die verarmten und enteigneten Juden nicht ein- 
fach Kanäle schippen licßen, sondern sie, Trans- 
portraum, Arbeit und Material verbrauchend, tö- 
teten, beantwortet sich im ökonomischen Kalkül 
eines Hemut Meinhold: Ihr Tod war die rentabel- 
ste und einfachste Möglichkeit, den Kapitalver- 
schleiß zu verlangsamen und die Möglichkeit für 
einen wirtschaftlichen Aufschwung im besetzten 
Polen offen zu halten. Heimut Meinhold betrieb 
etwas, was man die „politische Ökonomie der 
Endlösung“ nennen könnte. Es war eine Tätig- 
keit, die, gerade weil sie sich so abstrakt und 
scheinbar sauber vollzog, mehr Aufschluß über 
die Gründe der Vernichtung der europäischen 
Juden gibt als die Taten eines nachgeordneten 
Vollstreckers. 
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Zur antisemitischen Pogromnacht vor 50 Jahren: 


SCHWEIGEN 


Die Abgeordneten schweigen - wir haben etwas zu sagen! 


Fr overnber wird geschwiegen, so beschloß es der Ältetstenrat des Abgeordnetenhauses. Alle Fraktionen (CDU, 

zu Gere, le dem Vorschlag zu, anläßlich desJahrestages der „Reichskristallnacht“ einen Schweigemarsch 

er fra as läßt die Politiker verstummen, die sonst jede Gelegenheit nutzen, um sich wortgewaltig in Szene 

Beni ‘ Was haben sie zu verschweigen 50 Jahre nach den Juden-Pogromen in Deutschland und.40 Jahre nach 
eginn der „Wiedergutmachung“? 


ige erer ach die Herren selber. Gutes getan nach dem „Neuanfang“ 1948. Zuallererst jene, die während und 
Vol it ein glänzendes Geschäft gemacht haben. Sie haben verdient an der Militarisierung der 
farnseie ling sackten die Profite ein, die die Zwangsarbeiter in der deutschen Rüstungs- und Chemieindustrie 
de Se bi lsien sich das geraubte jüdische Kapital an. 1945 hatten sie zwar den Krieg verloren, dazu 
die enteignetan a as Entscheidene aber durften sie behalten, „ihr“ Eigentum, zumindest in den Westzonen. Für 
ae werke drüben erhielten sie großzügige Entschädigungen. Was machen da die paar Milliarden 
ah urn h 9 ‚machung' nach Israel flossen? Es waren Geschäftsunkosten, deren Löwenanteil eh der Steuer- 
gen mußte; und sie waren politisch gewinnbringend angelegt. 


Den 

hrer Ordnung wo (ran und der Industrie folgten die Staatsdiener, die von '33 bis ’45 der herrschenden Klasse und 

die Lehrer und die a Fe ugung gestanden hatten: die Richter und Rechtsanwälte, die Arzte und Wissenschaftler, 

Grün dung.der ine ehrmachtsoffiziere. Sie alle wurden gebraucht für den „Neuanfang“. Die Generäle mit 

so erhielten ihre Win ehr, und wenn sie nicht mehr zur Verfügung standen (das Vaterland wird sie nicht vergessen), 
wen wenigstens eine anständige Pension — eine Anerkennung der Leistungen ihrer Ehemänner. 


Die E ifizi 

Länderregierumnund Anh 45 wurden von den Westalliierten ein paar Antifaschisten und sogar Kommunisten in die 
sammelic um tin ri blieb eine kurze Episode. Sie war die Fassade hinter der sich die alte Garde wieder 
sich die Mitglieder Inn Hi an der Fortsetzung ihrer Karrieren zu arbeiten. Mit Beginn des Kalten Krieges durften 
Kabnollstischen ur. Ko errenkaste auch wieder ungeniert aus dem Fenster lehnen. Sie nahmen Platz an den 
Wirtschaftswunde. ae er alte Nazi Globke im Adenauer-Kabinett, sie repräsentierten den Wiederaufbau und das 
dor Alt-Nazi von er ehemalige KZ-Baumeister Lübke, und sie schützten ihre „demokratische“ Ordnung, wie 

ehlen durch den Aufbau bundesrepublikanischer Geheimdienste. 


ne ne nn in diesem Wiederaufbau durften die demokratischen Parteien spielen. 1933 waren die 
A an Ger Weimarer Republik vom Faschismus nicht in offener Schlacht besiegt worden, sie waren 

avongelaufen. So die sozialdemokratischen Gewerkschaftsführer, die noch zum 1.Mai1933 die Arbeiter aufforderten 
gemeinsam mit den Nazis den „Tag der Arbeit“ zu feiern. Durch Preisgabe aller gewerkschaftlichen Inhalte hofften 
sie die Organisation vor einem Verbot bewahren zu können. Viele Gewerkschaftsmitglieder haben die Folgen dieser 
verheerenden Politik im KZ oder mit ihrem Leben bezahlen müssen. Große Teile der Konserativen waren zum Ende 
der Weimarer Republik ins Lager der faschistischen Konterrevolution übergelaufen. Die Deutschnationalen saßen 
Anfang 33 mit Hitler in einer Koalitionsregierung. Die Nazis benutzten sie nur eine Zeitlang, an die Macht gelangt, 
waren sie nicht bereit Starten sten und Pfründe auf Dauer mit ihnen zu teilen. 


MILLIONEN 


stehen hinter mir 


‚Wir haben von nichts gewußt“ - 12 Jahre lang war die Zeit stehengeblieben. 1945 durften die Demokraten dort 
beginnen, wo sie 1933 aufgehört hatten, als wäre nichts geschehen; die FDP als Nachfolger def beiden liberalen 
Parteien und die CDU um die verschiedensten konserativen und reaktionären Kräfte der alten Weimarer Republik 
zu sammeln. Die Sozialdemokraten wurden gebraucht zum Aufbau der Gewerkschaften, garantiert staatstreu und auf 
keinen Fall antikapitalistisch. Die Herren gingen behutsam, Schritt für Schritt vor. Die ersten Jahre mußten sie sich 
einer breiten Grundstimmung in der Bevölkerung anpassen, „nie wieder Faschismus, nie wieder Krieg”. Sogar die CDU 
sprach sich in ihrem ersten Wahlprogramm für den „Sozialismus“ aus. Die zweite verheerende Niederlage des 
deutschen Kapitalismus in diesem Jahrhundert ließ es ratsam erscheinen, vorsichtig zu sein. Folgte nicht der mili- 
tärischen Niederlage von 1918 die Novemberrevolution, die mit Hilfe der SPD glücklicherweise niedergehalten werden 
konnte? 


Nach 1945 hatte die herrschende Klasse in Deutschland einen stärkeren Verbündeten, die westlichen Alliierten. Sie 
kontrollierten und leiteten den Wiederaufbau. Mit dem ehemaligen Feind verband sie mehr als mit ihrem sozia- 
listischen „Waffenpartner“ des 2. Weltkrieges, das Interesse am Erhalt der kapitalistischen Ordnung, an der ungestör- 
ten Profitproduktion. Gemeinsam mit der deutschen Bougeoisie hofften sie, die Ausdehnung des sowje- 
tischen Einflußes und die sozialen Veränderungen in den Ländern Osteuropas rückgängig machen zu können. Der 
Neuanfang entpuppte sich als Sicherung der alten Klassenverhältnisse, und die sind nicht denkbar ohne die Meute 

der Bürokraten und Karrieristen. 


Appetit kommt bekanntlich beim Essen. Bis heute können sie ihr Maul nicht genug gestopft bekommen. Von einer 
Diätenerhöhung zum nächsten Skandal filzen „unsere“ Politiker dahin. Die Kosten bürden sie den Werktätigen und 
Arbeitslosen, Ausländern und Flüchtlingen auf. So beackern sie den Nährboden mit, auf dem alte und neue Nazis 
wieder ernten wollen. Die demokratischen Ideale der bürgerlichen „Volksvertreter“ sind heute nicht mehr wert, als 
die ihrer Vorgänger vor 55 Jahren. Damals sind sie sang- und klanglos von der historischen Bühne abgetreten und 
haben den braunen Horden das Feld überlassen. 


Daß die Vertreter aus CDU, FDP und SPD anläßlich des 50. Jahrestages der antisemitischen Progrome kaum etwas 
zu sagen haben (außer vielleicht deren moralischer Verurteilung) verwundert uns nicht. Ob die Abgeordneten der AL, 
gesegnet mit Kohls Gnade der späten Geburt auch nicht mehr zu sagen wissen oder ob sie meinen sich den herr- 
schenden Gepflogenheiten anpassen zu müssen, ist nicht so entscheidend. Wichtig ist, daß wir uns zu diesem Datum 
öffentlich äußern. Den Opfern des Nazi-Terrors zu gedenken heißt für uns Lehren aus der Geschichte zu ziehen, den 
gesellschaftlichen Ursachen der Entwicklung nachzugehen und die heutige politische Situation kritisch zu betrachten. 


o . Keil ne, a 


(aus dem „Internationalen Klassenkampf‘, Ill. Jahrgang, Nr. 4, Dezember 1938) IV 
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„Bei einem Teil der Bevölkerung sind 
die letzten aussenpolitischen Siege 
Hitlers (Oesterreich, Tscheschei) 
nicht ohne Erfolg auf die Stimmung 
geblieben. Man ist zum Teil sehr stolz 
und nationalbewußt geworden...Die 
Verfelgungen der Juden begannen 
in der Nacht zum Donnerstag. Plötz- 
lich gegen 3 Uhr morgens wurden 
sie durch Feuerlärm geweckt und 
sahen vom Fenster aus die Synagoge 
brennen. Gleichzeitig hatten auch 
alle anderen Synagogen zu brennen 
begonnen. Die Feuerwehr war wohl 
herbeigeeilt, doch tat sie nur so, als 
ob sie lösche. Ihr Augenmerk war 
vielmehr darauf gerichtet, dass der 
Brand nicht auf die Nebengebäude 
übergriffe. Die SA schleppte die Bän- 
ke aus der Synagoge auf die Strasse 
und lud die Zuschauer ein, Platz zu 
nehmen und zuzusehen. Aber die 
Leute waren durchaus nicht begei- 
stert. Die meisten Frauen hatten Trä- 
nen in den Augen. 


Gleich darauf begann auch der 
Sturm auf die jüdischen Geschäfte. 
Kein Laden blieb verschont. Die Wa- 
ren wurden zum größten Teil vernich- 
tet, auf offener Strasse verbrannt. 
Hier beteiligte sich hauptsächlich der 
jugendliche Teil der Bevölkerung, bei 
dem die Saat der antisemitischen 
Propaganda auf fruchtbaren Boden 
gefallen ist. Gleichzeitig begannen 
auch die systematischen Verhaftun- 
gen aller jüdischen Männer. Die Ge- 
stapo ging mit Listen von Wohnung 
zu Wohnung und holte die Leute 
heraus. Nur wer sich verstecken 
konnte, entging der Verhaftung. Und 
hier zeigte sich, dass es meistens 
die Proleten waren, die bereitwillig 
diese Flüchtlinge bei sich aufnah- 
men und versteckten... 


Die Zerstörung des jüdischen Kran- 
kenhauses wurde im letzten Augen- 
blick dadurch verhindert, dass der 
polnische Konsul die polnische Flag- 
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ge dort hissen liess und einen Kon- 
sularbeamten hineinsetzte. Aber alle 
jüdischen Ärzte deutscher Staatsan- 
gehörigkeit sind dort verhaftet wor- 
den und für 200, zum Teil schwer 
operierte, wurde nur ein polnischer 
jüdischer Arzt zurückgelassen... 

Die Judenpogrome in Deutschland 
sind eine wohl überlegte und wohl 
vorbereitete Aktion der Regierung. 
Die Vorbereitungen dazu gehen bis 
zum Sommer dieses Jahres zurück. 
Damals kam eine Verordnung her- 
aus, dass alle Geschäfte und Unter- 
nehmen in jüdischen Händen durch 
ein Kennzeichen als solche bezeich- 
net werden mussten. Die zur gleichen 
Zeit angeordnete Vermögensauf- 
nahme der Juden geschah offenbar 
zu dem Zweck, sie bei günstiger Ge- 
legenheit tüchtig zu schröpfen, was 
jetzt durch die Milliardenbusse ge- 
schehen ist. Am 15. Oktober wurden 
allen Juden die Pässe entzogen. Die 
Verfolgungen in den Monaten Juli 
und August und die Massenauswei- 
sungen der polnischen Juden waren 
die Vorprobe. 


Es kann auch gar keine Rede davon 
sein, dass es sich um spontane Ak- 
tionen der Bevölkerung handelt. Da- 
gegen spricht, dass der nach dem 
Tode des Botschaftsrats sechs Stun- 
den auf Eis gelegte „Volkszorn“ dann 
schlagartig im ganzen Deutschen 
Reich nachts um 2 Uhr losbrach. 
Zumindest in den Großstädten konn- 
ten auch die Privatwohnungen der 
Juden der Masse der Bevölkerung 
nicht bekannt sein. Sie waren aber 
wohl der NSDAP bekannt, die diese 
Aktion organisiert hat... 


Die Ursachen, warum man den Vor- 
fall in der Pariser Botschaft benutzt 
hat, um diese Aktion steigen zu 
lassen, liegen in den inneren Schwie- 
rigkeiten, in denen das Regime trotz 
seiner aussenpolitischen Erfolge 
steckt. Es sind die alten Schwierig- 
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Keiten finanzieller und wirtschaftli- 
cher Art, verursacht durch die Auf- 
rüstung und vermehrt durch neue 
Schwierigkeiten, die entstanden 
sind, einmal durch die ungeheuren 
Kosten und wirtschaftlichen Schädi- 
gungen und Störungen der Mobili- 
sierungen und durch die Tatsache, 
dass die neu eroberten Gebiete wirt- 
schaftlich und finanziell zunächst 
Zuschussgebiete sind... 


Die Judenpogrome wären in diesem 
Umfange nicht möglich gewesen 
ohne den Münchener Erfolg. Der 
aussenpolitische Prestigezuwachs 
hat die Naziregierung das Risiko ein- 
gehen lassen, auf diese Weise die 
sogenannte „Weltmeinung“ heraus- 
zufordern und dadurch die Position 
ihrer Gegner im Auslande zu stär- 
Ken... 


Natürlich ist das finanzielle Ergebnis 
auch nicht zu verachten. Es ist mit 
der Hauptzweck bei der ganzen Ge- 
schichte. Diese Methode wird fort- 
gesetzt werden... 


Auch ausserhalb Deutschlands hat 
sich eine Welle des Abscheus und 
des Protestes gegen diese Juden- 
verfolgungen erhoben. Ohne allen 
Zweifel ist das bei den Arbeitern und 
Werktätigen ein ehrlicher Zorn ge- 
gen diese Barbarei. Diese Stimmung 
ist so stark, dass sich ihr auch nicht 
die sogenannte Weltpresse, die 
Bourgeoisie und ihre Staatsmänner 
entziehen können, wenn sie auch 
meistens den Umfang und die 
Scheusslichkeiten des Pogroms 
möglichst zu vertuschen suchen. 
Sogar Herr Chamberlain hat einige 
Zähren des Mitgefühls vergossen. 
Aber bei ihm und seinesgleichen sind 
es nur Krokodilstränen. Gibt es doch 
heute fast kein Land mehr, das den 
Juden nicht den Zutritt versperrt 
hätte und jeden Tag werden jüdi- 
sche Flüchtlinge mit Frauen und Kin- 
dern rücksichtslos über die deut- 
sche Grenze zurückbefördert...“ 
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Die Deutsche Industrie vor und nach 1945: 


Immer gut im Geschäft! 


Die „Endlösung der Judenfrage“ wie sie von den Nazis in die Wege geleitet 
wurde, ist eng verknüpft mit dem Massenvernichtungsstoff „ZyklonB“. Der 
Hersteller dieses Giftes war jahrzehntelang von einem Mantel des Schwei- 
gens umgeben und konnte nach dem Krieg bruchlos weiterproduzieren. 
Wer war und ist dieser Produzent des Vernichtungsmittels, mit dem eine 
industrielle Tötungsmaschinerie organisiert wurde? Wer stellte das Giftgas 
her, mit dem allein in Ausschwitz über 1,5 Millionen Menschen umgebracht 


wurden? 


Der Blick hinter die Kulissen gerät 
schnell zu einem Lehrstück über die 
Kontinuität kapitalistischer Konzer- 
ne in Deutschland und der BRD. Über 
Konzerne, die niemals wirklich zur 
Rechenschaft gezogen wurden. Die 
Deutsche Gesellschaft für Schäd- 
lingsbekämpfung (Degesch), die Zy- 
klon B-Produzentin, hat nie in irgend- 
einer Form Wiedergutmachung ge- 
leistet. Lediglich der geschäftsfüh- 
rende Direktor stand vor Gericht und 
wurde 1955 freigesprochen. 


Hinter Degesch standen die Kon- 
zernriesen IG Farben und Degussa, 
daran hatte sich bis 1986 nichts ge- 
ändert (Bayer hielt den IG Farben- 
Anteil). Die IGFarben-Konzerne 
Bayer, Hoechst, BASF sind heute für 
jede/n ein Begriff. IGFarben war 
Kriegswirtschaftsplaner des Nazi- 
Regimes und wesentlicher Träger 
des 1. Weltkrieges. 


Die Rolle von Degesch/Degussa bei 
der Massenvernichtung im Nazi-Fa- 
schismus ist erst in der Öffentlichkeit 
ins Gespräch gekommen, nachdem 
Degesch eine Genehmigung für die 
Produktionserweiterung ihres Wer- 
kes in Frankfurt beantragt hatte. 


Auch Degussa ist für uns heute keine 
Unbekannte. Sie bzw. ihre Tochter- 
firmen Nukem und Alkem sind in 
aller Munde, wenn es um Plutonium- 
mißwirtschaft, Uranraubbau und 
dem Griff der BRD nach der Atom- 
bombe geht. Dabei ist gerade die 
deutsche Atombombe kein neueres 
Degussa-Projekt, wie wir später zei- 
gen werden. 
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DEGESCH 


Das DEGESCH-Zyklon - der Vernichtungsstoff für die „Endlösung“ 


Degesch produziert nach wie vor 
ZyklonB, das Produkt, mit dem sie 
schon vor der NS-Zeit ihre führende 
Stellung auf dem Weltmarkt errun- 
gen hatte. Die Degussa-Tochterge- 
seilschaft wurde 1919 gegründet, 
um gasförmige Schädlingsbekäm- 
pfungsmittel zu produzieren. Das 
Blausäurepräparat wurde zur Schäd- 
lingsbekämpfung auf Schiffen und in 
Kasernen eingesetzt. 


1930 war Degesch so stark, daß sie 
ein erstes Weltabkommen mit der 
amerikanischen Cyanamid Compa- 
ny abschließen konnte. Dies war 
auch das Jahr, in dem sich Degesch 
mit der IG Farben arrangierte. Es be- 
standen schon lange Verflechtungen 
zwischen Degussa, der Metallgesell- 
schaft und IG Farben. IG Farben ver- 
fügte über den Stabilisator, der De- 
gussa für eine längere Lagerung von 
ZyklonB fehlte. Die IG wurde in De- 
gesch mit reingenommen, ab 1930 
lief Degesch als gemeinsame Ent- 
wicklungs- und Vertriebsgesellschaft 
für gasförmig wirksame Schädlings- 
bekämpfungsmiittel. 


Bis 1939 hatte das ZyklonB an Be- 
deutung verloren, im Gegensatz zu 
den anderen IG Farben-Produkten. 
Mit dem Krieg wurde das anders. 
Nun konnte die Degesch verstärkt 
an die Wehrmacht, die Rüstungs- 
industrie, die Gesundheitsbehörden 
und an die SS liefern. Den großen 
Sprung machte Degesch in ihrem 
Umsatz, als das ZyklonB Standard- 
mittel der Massenvernichtung wurde. 


Degesch als Monopolunternehmen 
für Blausäurevergasung lieferte ent- 
weder selber oder ihre Verkaufs- 
gesellschaften Tesch & Stabenow 
(Testa) und Heerdt&Lingler (Heli). 
Testa war für die Gebiete östlich der 
Elbe und Heli für den Südwesten 
zuständig. 


Nach Ausschwitz gingen insgesamt 
23,2t. Bruno Tesch, über dessen 
Firma ein erheblicher Teil des Zy- 
klonB an Ausschwitz geliefert wurde, 
wurde ebenso wie sein Stellvertreter 
Weinbacher von den Briten zum 
Tode verurteilt und gehenkt. Die An- 


„Die Geschichte der Degesch und ihrer Hauptprodukte zeigt, daß 
die Degussa und nicht die IG Farbenindustrie die wichtigste indu- 
strielle Mitverantwortliche für die nazistischen Massentötungen 
durch Giftgas gewesen ist. Damit ist die Mitschuld der IG Farben 
nicht geschmälert, die von der Anklagevertretung des IG Farben- 


Prozesses überzeugend herausgearbeitet worden ist.“ 


Karl Heinz Roth: Konzernskizze Degussa 
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34. Jahrgang 


Einer der Mitarbeiter dieser "Zeitschrift" 
(s. Kasten S. VII) 


klage fußte darauf, daß Tesch & Sta- 
benow das Giftgas lieferten, mit dem 
alliierte Staatsangehörige in den KZs 
umgebracht wurden. 


Bei den Degesch-Leistungen handel- 
te es sich nicht nur um die Blau- 
säurepräparate, sondern auch um 
standardisierte Degesch-Kreislauf- 
kammern für die Entlausung von 
Kleidern. Zudem schickte Degesch 
Spezialisten für die Großraumdurch- 
gasung von Kasernen und Schiffen. 
Die Spezialisten führten auch Schu- 
lungslehrgänge für SS-Sanitäter 
durch; die fanden jährlich im KZ- 
Oranienburg-Sachsenhausen statt. 


Ab Juni 1941 war es beschlossene 
Sache, die umfassende Vernichtung 
von Juden durchzuführen. Die Deut- 
sche Gesellschaft für Schädlingsbe- 
kämpfung produzierte jetzt auch für 
die Beseitigung von „Volksschäd- 
lingen“. Wie kam es dazu? Der Kom- 
mandant des KZ Ausschwitz bemüh- 
te sich um seinen Beitrag zur „End- 
lösunug der Judenfrage“, die nun offi- 
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: Dr. Gerhard Peters - Degesch-Leiter 


ziell beschlossen war. Höss waren 
die Massenmorde durch Auspuffga- 
se oder Kohlenmonoxid zu aufwen- 
dig und zu „unhygenisch“. Er ging 
auf Reise zu seinen SS-Kollegen in 
Ostpolen auf der Suche nach ande- 
ren Vernichtungsmethoden. In der 
Zwischenzeit experimentierte sein 
Stellvertreter Fritzsch in Ausschwitz. 
Er ließ eine Gruppe polnischer und 
russischer Kriegsgefangener mit 
dem Blausäurepräparat „Zyklon B“ 
ermorden. Höss wiederholte dies 
nach seiner Rückkehr durch die Er- 
mordung von weiteren 500 russi- 
schen Kriegsgefangenen. Damit war 
der Weg frei für den ständigen Ein- 
satz des Degesch-Produktes zur 
„endlösung“. ZyklonB wurde dann 
1942/43 im gesamten KZ-System 
eingesetzt. 


Degesch lieferte ab 1943 das Zyklon 
selber tonnenweise. Als die SS an 
den Geschäftsführer der Degesch, 
Peters, mit der Forderung herantrat, 
den Geruchswarnstoff zu entfernen, 
zögerte dieser. Die SS wollte die Tö- 
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Der Zyklon B-Prozeß gegen Gerhard Peters 


Bruno Tesch, Inhaber einer Vertriebsgesellschaft für ZyklonB und sein 
Stellvertreter Weinbacher sind von den Briten hingerichtet worden, 
weil mit ihrem Wissen alliierte Staatsangehörige mit dem Giftgas ge- 
tötet worden waren. Der Hauptverantwortliche für die Zyklon B-Pro- 
duktion und -Lieferung, der geschäftsführende Direktor von Degesch, 
Gerhard Peters, hatte mehr Glück. Er ist der einzige Degesch-Vertreter, 
gegen den es jemals zu einer Anklage kam. 


Peters war nicht nur Degesch-Leiter, sondern auch Vorsitzender des 
Arbeitsausschusses „Raumentwesung und Epedemiebekämpfung“ 
des Nazi-Rüstungsministeriums und zuständig für die Verteilung des 
ZyklonB an die Wehrmacht. 


Peters beschäftigte von 1949 bis 1953 sieben mal die Gerichte, ehe 
er 1955 in einem Wiederaufnahmeverfahren den Freispruch bekam. 


Im März 1949 stand Peters das erste Mal vor Gericht. Die Anklage 
lautete auf Beihilfe zum Mord. Peters hatte insgesamt 23,2t Gas an 
die SS in Ausschwitz verkauft. Wofür, war Peters bekannt. Das Schwur- 
gericht hielt fest: „Von dem Angeklagten Peters selbst ist bekundet 
worden, daß 1944 ein SS-Beamter zur Degesch gekommen ist und die 
sofortige Auslieferung von ZyklonB verlangt hat, weil, wie er dem An- 
geklagten mitgeteilt hat, 250000 Juden im Anmarsch seien“ (es han- 
delte sich um verschleppte ungarische Juden). Doch das hielt das 
Gericht nicht davon ab, Peters im Urteil die besten Eigenschaften 
zuzusprechen: „allgemein anerkannter und geschätzter Mann...ein 
Wissenschaftler von Rang...ein Mann des Wirtschaftslebens... ge- 
schickt und erfolgreich...von außerordentlicher Schaffenskraft und 
Schaffensfreude...von anerkennenswertem Berufsethos, im persön- 
lichen Leben einwandfrei.“ 


Selbst die Entfernung des Geruchswarnstoffes, der anzeigte, daß es 
sich um Giftgas handelte, wurde Peters vor Gericht zugute gehalten. 
Dadurch sei der Tod von Menschen „menschenwürdiger“ gemacht 
worden, befand das Gericht (es handelte sich immerhin um ca. 
450000 Menschen, die durch das geruchlose Zyklon umgebracht 
wurden). So wurde die Beschleunigung des ohnehin schon fieberhaften 
Vergasungsbetriebes vom Gericht zu Peters’ Gunsten umgebogen. 


Das Gericht: „Das Bemühen Gersteins (der SS-Offizier, der die Ent- 
fernung des Geruchswarnstoffes forderte) um eine humanere Tötungs- 
art hat der Angeklagte wohl für völlig aufrichtig gehalten. Von diesem 
gewann er den Eindruck, daß er mit großer Anteilnahme und Gewissen- 
haftigkeit sich um eine alle Qualen weitestgehend ausschaltende 
Vollzugsart bemühe. Unter diesen Umständen glaubt das Gericht nicht 
feststellen zu können, daß Dr. Peters mit der Möglichkeit gerechnet 
hat, die Tötungen können grausam erfolgen und hervorgegangen sein 
aus gefühlloser und unbarmherziger Gesinnung...“ 


Das Urteil: Wegen Beihilfe zum Totschlag (nicht mehr Mord) wurde 
Peters zu 5 Jahren Zuchthaus und 3 Jahren Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte verurteilt. 


Nach dem Urteil des Frankfurter Schwurgerichts beschied das Ober- 
landesgericht Frankfurt im Oktober 1949 auf „Beihilfe zum Mord”. 
Zur Änderung des Strafmasses ging der „Fall“ Peters an das Land- 
gericht zurück. Dies jedoch entschied wiederum wie zuvor auf 5 Jahre 


Zuchthaus. Fortsetzung S. IX 


tungsrate erhöhen. Die Entlüftungs- 
zeiten der Gaskammern sollten ver- 
kürzt werden und Paniken unter den 
Opfern vermieden werden. Für De- 
gesch bestand das Problem darin, 
daß ihr Patent für die Blausäure mitt- 
lerweile abgelaufen war. Jetzt hielt 
nur noch der patentierte Geruchs- 
warnstoff das Monopol für Zyklon B 
aufrecht. Peters beugte sich der SS 
und lieferte ihr die geruchslose 
Blausäure. 


Otto Köhler schreibt in seinem Buch 
über die IG Farben „Und heute die 
ganze Welt...“, daß Degesch 70% 


ihre Umsatzes mit ZyklonB machte; 
90% davon seien ins KZ Ausschwitz 
geliefert worden. Der Degesch-Kon- 
zern war zu jeweils 42,5% in den 
Händen von IG Farben und Degussa 
(an denen die IG auch noch mal An- 
teile hatte) und zu 15% der Gold- 
schmidt AG. Trotz dieser Besitzver- 
hältnisse und der Verwicklung von 
Degussa-Managern an der Direktlie- 
ferung von ZyklonB ans KZ Aus- 
schwitz ist Degussa nicht in die 
Kriegsverbrecher-Prozesse mit ein- 
bezogen worden. Als sich die Kom- 
mission zur Entflechtung der Indu- 
strie der US-Besatzungsbehörde 
(OMGUS) 1947/48 an eine Gesamt- 
einschätzung der Industrie im Nazi- 
Faschismus machte, waren die Wei- 
chen für den Kalten Krieg schon 
längst gestellt. Die Kommission war 
bereits weitestgehend entmachitet. 


er 


DEGESCH/DEGUSSA 


DEGUSSA - die Muttergesellschaft 


Degussa entstand 1873 und hatte 
gleich ihren Aufschwung mit dem 
Deutsch-Französischen Krieg und 
der Reichsgründung. Als Deutsche 
Gold- und Silberscheideanstalt gab 
es viel an Gold- und Silbermünzen 
ein- und umzuschmelzen. Im Gegen- 
satz zu den meisten konkurrieren- 
den Großunternehmen stand De- 
gussa in der Weimarer Republik 
bestens dar. 1930/31 verfügte De- 
gussa über das Monopol über die 
gesamte Holzverkohlungsindustrie. 


Wie auch andere Firmen profitierte 
Degussa von der „Arisierung“, der 
Enteignung jüdischen Firmenbesit- 
zes. 1933 erwarb Degussa den Groß- 
teil der Aktien der „Deutschen Glas- 
glühlicht Auergesellschaft Berlin“, 
1934 ging die Auergesellschaft ganz 
in den Besitz Degussas über. Ver- 
schiedene andere Fabriken wurden 
noch von Degussa „arisiert“, bei 
gleichzeitiger „Nazifizierung“ der 
eigenen Firmenleitung. 


Ihren ersten großen Einsatz im Rah- 
men der NS-Raubpolitik hatte De- 
gussa nach der Einverleibung Öster- 
reichs. Das Nazi-Regime hatte sich 
entschieden, die fehlenden Resour- 
cen (Gold, Bodenschätze usw.) 
durch Raub und Ausplünderung an- 
derer Länder zu besorgen. Degussa 
schmolz einen Teil der in Österreich 
erbeuteten Reserven der Österrei- 
chischen Nationalbank um. 


Im April 1938 wurde die in Deutsch- 
land verbliebene jüdische Bevölke- 
rung zur Devisenquelle erklärt. Die 
Mehrheit der wohlhabenden jüdi- 
schen Schicht war ins Exil gegan- 
gen, nachdem sie ihre Kapitalwerte 
zur „Arisierung“ an die Großbanken 
verkaufen mußte. Für das Edelmetall, 
das sie mitnahmen, mußten sie rie- 
sige Devisenäquivalente* abführen. 
Jetzt, im Jahre 1938 mußte die jü- 
dische Bevölkerung alle devisen- 
fähigen Vermögen anmelden. Einen 
Monat nach der Reichsprogrom- 
nacht („Reichskristallnacht“) war 
dann der eigenständige Verkauf von 
Gold, Platin, Silber, Edelsteinen und 
Perlen verboten. Sie mußten an 
staatliche Ankaufstellen verkauft 
werden. Am 21.Februar 1939 wurde 


die jüdische Bevölkerung gezwun- 
gen, alle wertvollen Gegenstände 
aus Gold, Silber, Juwelen usw. zu 
einem Inlandsverkaufswert von 40% 
abzuliefern. 


Degussa war an der Ein- und Um- 
schmelzung der Edelmetalle betei- 
ligt. Bevor Degussa über Degesch 
ihren Beitrag an der physischen Ver- 
u der jüdischen Bevölkerung 
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leistete, beteiligte sie sich schon an 
der Zerstörung von deren wirtschaft- 
lichen Existenzgrundlagen. DenKreis 
schloß Degussa, indem sie auch die 
Vermögenswerte (Juwelen, goldene 
Uhren, Eheringe), die den Ver- 
schleppten in den Vernichtungsla- 
gern abgenommen wurden, ein- 
schmolz. Doch damit ist die grausige 
Bilanz des Degussa-Konzerns noch 
längst nicht abgeschlossen. 
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Sturm auf das Tor. Feiohhung von Roman Jetimenko, ehemaliger sowjetischer Häftling 
im KZ Buchenwald 


Degussa und der Griff nach der Atombombe 


Die 100 %ige Degussa-Tochter Auer- 
gesellschaft erwähnten wir bereits. 
Auer sollte bei den Anstrengungen 
nach einer deutschen Atombombe 
eine wesentliche Rolle spielen. 


Auer war führend bei der Entwick- 
lung von Atem- und Sauerstoffgerä- 
ten für Gewerbeschutz und Bergbau. 
Sie belieferte u.a. die Reichswehr mit 
Gasmasken. Heute ist unter den Em- 
Pfängern von Auer-Gasmasken auch 
die südafrikanische Armee, wie sich 
bei dem Putsch in einem Homeland 
in Südafrika dieses Jahres heraus- 
stellte. Auer wurde allerdings in den 
o0er Jahren von Degussa abgesto- 
Ben. 


Auer lieferte der SS die Spezialmas- 
ken, die beim Einsatz des Zyklon- 
-Gases Schützen sollte. In dem Ora- 


nienburger Hauptwerk von Auer wur- 
den 1.700 weibliche Häftlinge zur 
Zwangsarbeit eingesetzt. 

Andere Produktionsschwerpunkte 
hatte Auer bei der Rußerzeugung 
und Aktivkohle und der Verwertung 
von besonderen Erden und Spezial- 
metallen. Bei der Besetzung Frank- 
reichs fielen Auer die gesamten fran- 
zösischen Vorräte an dem radioakti- 
ven Thorium in die Hände. Später 
durfte Auer die gesamten Thorium- 
vorräte des besetzten Europas bei 
sich einlagern. 


1939 war die Kernspaltung gelungen 
und damit war den deutschen Atom- 
wissenschaftlern klar, daß nun Bom- 
benbisher unerreichter Sprengkapa- 
zitäten möglich wurden. Damit ging 
die Entwicklung für Degussa/Auer 
sehr schnell. Alle Uranvorkommen 


Europas sollten für die militärische 
Nutzung des NS-Regimes gesichert 
werden. Degussaging daran, sich alle 
Uran-, Pechblende- und Radium- 
-Vorkommen unter den Nagel zu rei- 
Ben. Bereits wenige Wochen nach 
dem Polenüberfall hatte Auer den 
Auftrag, mehrere Tonnen reines 
Uranoxid herzustellen. Die erste Ton- 
ne reines Uranoxid ging 1940 aus 
dem Auerwerk Oranienburg an das 
Heereswaffenamt. Ende 1940 wurde 
auf reines Uranmetall umgestiegen; 
dadurch trat Degussa mit ihrem 
Frankfurter Stammwerk Il auf den 

Plan.Später bezog Degussa auch 
noch ihr Chemiewerk Grünau bei 
Berlin in die Produktion für das Atom- 
bombenmaterial ein. Bis Kriegsende 
wurden insgesamt 14,3 Tonnen Uran- 
metall hergestellt. 


Auch wenn Degussa bis zuletzt an 
der Atombombe arbeitete, reichte 
die Zeit nicht. Die Sowjetunion und 
die westlichen Alliierten kamen ihr 
zuvor. Das Werk Oranienburg der 
Auergesellschaft wurde im März 
1945 von der US-Luftwaffe dem Erd- 
boden gleichgemacht und damit zu- 
gleich verhindert, daß es der Sowjet- 
union in die Hände fiel. 
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Die Frage ist oft gestellt worden, wie- 
so es die Nazis nicht bis zur Atom- 
bombe gebracht hatten. Kurz vor 
Einmarsch der Alliierten war in 
Schwaben ein Versuchsreaktor 
fertiggestellt worden. Doch der 
Probelauf scheiterte an dem Fehlen 
einer restlichen Menge Schweren 
Wassers, das von der konkurrieren- 
den Physikergruppe aus dem Hee- 


reswaffenamt um Kurt Diebner nicht 
herausgegeben wurde. An der deut- 
schen Atombombe arbeiteten näm- 
lich zwei miteinander konkurrierende 
Gruppen von Kernphysikern. Die 
mangelnde Kooperation zwischen 
Forschern, wie auch zwischen For- 
schern und Industrie scheint ein 
Grund gewesen zu sein, daß die 
Amerikaner ihnen zuvorkamen. Eine 


Fortsetzung Zyklon-B Prozess 


Die Staatsanwaltschaft ging in Revision (,„...liegt doch die Zahl der 
Gemordeten ungewöhnlich hoch“) und das Verfahren ging 1951 an das 
Landgericht Wiesbaden. Das Urteil im November 1951: Die im ersten 
Frankfurter Verfahren getroffenen Feststellungen über das Innenleben 
des Täters seien so widersprüchlich, sie stellen keine Grundlage für 
einen Strafausspruch dar. Dies könne aber nicht Peters angelastet 
werden, dessen Aussagen damit nicht widerlegt seien. Auf der Grund- 
lage seiner eigenen Einlassungen bekam Peters 4 1/2 Jahre. 


Der Bundesgerichtshof hob diesen Strafausspruch 1951 auf. Aufgabe 
des Wiesbadener Gerichts sei es nicht gewesen, die Feststellungen 
über Peters’ Psychologie zu überprüfen,sondern auf der Grundlage 
der getroffenen Feststellungen das richtige Strafmaß zu finden. 


Das Wiesbadener Schwurgericht entschied dann 1953 auf 6 Jahre. 
Die Tat sei Peters „an sich persönlichkeitsfremd“ Wie ein großer 
Teil des deutschen Volkes habe er nicht die Kraft zur erforderlichen 
Kritik an der Staatsführung gehabt. Als mildernd galt, daß Peters 
„das Lebenswerk, dem er seit den Tagen seines Studiums in sachli- 
cher Leidenschaft gedient hat, in sich zusammenbrechen sehen mußte.“ 


Danach strengte Peters ein Wiederaufnameverfahren an. Dazu kam 
es im Mai 1955 vor dem Frankfurter Landgericht. Diesmal ging das Ge- 
richt anders heran. Die Theorie der Massenvergasung aus Humanität 
spielte keine Rolle mehr. Im Zentrum stand für das Gericht die Fra- 
ge: was geschah mit dem Zyklon B in Auschwitz? 


Die sieben Gerichte zuvor waren selbstverständlicherweise davon aus- 
gegangen, daß die in Auschwitz quittierten Gaslieferungen zum Töten 
genutzt worden sind. Das Zyklon war rar und die Desinfektion wurde 
mit anderen Mitteln durchgeführt. Das Gericht wollte jetzt ganz genau 
„die Wege, die das Gift genommen hat, verfolgen.“ 19,5 t sind über 
Tesch & Stabenow geliefert worden.Über den Verwendungszweck sei 
Peters nicht informiert gewesen. Die 3,7 t, die Peters direkt lieferte 
und wo der Gruchswarnstoff fehlte, seien eventuell auch nicht zum 
Töten genutzt worden. 


Der SS-Offizier Gerstein hatte behauptet, Zyklon B-Stoff unbrauchbar 
gemacht zu haben. Da die Zeugen im Verfahren nicht von 500 g-Do- 
sen sprachen, die Größe, die Gerstein angefordert hatte, sondern von 
größeren, könne nicht bewiesen werden, daß ausgerechnet mit dem 
von Peters gelieferten Zyklon getötet wurde. Es könne sein, daß sich 
unter dem von Gerstein vernichteten Zyklon 500 g-Büchsen befunden 
hätten. So kam das Gericht zu dem Schluß, „daß der Angeklagte nicht 
wegen Beihilfe zur Tötung verurteilt werden konnte. Da das Verbrechen, 
zu dessen Begehung der Angeklagte Beihilfe geleistet hat, nicht zur Aus- 
führung gelangt sei, erfülle sein Handeln den Tatbestand der sog. erfolg- 
losen Beihilfe.“ Freispruch! 


DEGESCH/DEGUSSA 


praktisch ausgerichtete Kooperation 
im großen Stil, wie sie in den ameri- 
kanischen „Atomstädten“ Oak Ridge 
und Los Alamos verwirlicht wurde, 
hat in Deutschland nicht stattgefun- 
den. 

Wie Degussa ihre Atompolitik bis in 
die heutigen Tage fortsetzt, wäre sSi- 
cherlich noch mal einer besonderen 
Untersuchung wert. An Degussas 
Image ist nach dem Krieg nicht ge- 
kratzt worden. Die Dresdner Bank 
und die Henkelgruppe sind nach wie 


vor Degussa-Eigner, heute zusam- 
men mit der Münchner Rückversi- 
cherungsgesellschaft und einer 
Vielzahl von Kleinaktionären. 


Hermann Schlosser, Degussa-Vor- 
standsvorsitzender, überreichte in- 
zwischen noch im Januar eine Spen- 
de von 45.000 Reichsmark an die SS. 
Mit dem Bundesverdienstkreuz aus- 
gestattet, war Schlosser auch 1987 
noch mit Generalvollmacht im Fir- 
menvorstand zu finden. 


Degesch Heute 


Mehrer Jahrzehnte lang konnte Degesch unbeachtet weiter ihre Profite mit 
dem todbringenden Stoff machen, mit dem der Massenmord in den Nazi-KZ’s 
durchgeführt wurde. In der ganzen Welt wird auch heute noch das Schäd- 
lingsbekämpfungsmittel unter dem Namen Zyklon vertrieben. Mit Rücksicht 
auf die deutsche Vergangenheit läuft das Zyklon in der BRD unter dem 


Namen Cyanosiil. 


Bis 1986 hatte sich auch an den Besitzverhältnissen seit der Nazi-Zeit nichts 
geändert. Der Stein kam erst ins Rollen, als Degesch an die Firmengruppe 
Detia-Freyberg verkauft wurde. Detia übernahm alle Geschäftsanteile der 
drei Gesellschafter Bayer, Degussa und Goldschmidt. Mit dem Kauf hat 
Detia-Freyberg praktisch das Weltmonopol im Bereich Nachernte-/Vor- 
ratsschutz. Detia/Degesch exportiert heute dreiviertel ihrer Produktion, 
der Rest wird in den Lagerhallen der EG versprüht. 


Nach dem Verkauf kündigte Degussa 
der Degesch das Werksgelände in 
Hanau-Wolfgang zum Sommer 1988. 
Dadurch kam Degesch in Zugzwang 
und beantragte eine neue Produk- 
tionsstätte im Frankfurter Osthafen. 


Doch eine Degesch-Initiative und die 
Grünen machten mit ihren Recher- 
chen dem neuen Degesch-Eigentü- 
mer einen Strich durch die Rech- 
nung. Auf dem Degussa-Gelände in 
Haunau-Wolfgang hatte Degesch 
Aluminiumphosphid produziert. Dies 
sollte in der neuen Produktionsstätte 
im Frankfurter Osthafen fortgesetzt 
werden. In einem Reaktorbrennver- 
fahren sollten bis zu 900t Schäd- 
lingsbekämpfungsmittel im Jahr her- 
gestellt werden. Schon im „Normai- 
betrieb“ wird bei der Produktion von 
Aluminiumphosphid (25 mal giftiger 
als Cyankali) das hochgiftige Gas 
Phosphin (Phosphorwasserstoff) 
freigesetzt. Falls Aluminiumphosphid 
mit Feuchtigkeit (Wasser oder feuch- 
te Luft) in Berührung kommt, ent- 


steht das hochwirksame Stoffwech- 
selgift Phosphin. Auf diese Weise 
wird es in Getreidekammern gegen 
den Kornkäfer eingesetzt; es ist be- 
reits in einer geringen Konzentration 
tödlich. 


In Rinteln bei Hannover starben im 
Mai 1985 zwei Menschen, als Phos- 
phin durch ein Leck in einem Getrei- 
desilo in angrenzende Wohnräume 
entwich. Eine ähnliche Panne ge- 
schah in Mannheim im Dezember 
1987: dort mußten 35 Menschen aus 
ihren Häusern evakuiert werden. 


In seinen Berechnungen geht das 
Darmstädter Ökoinstitut davon aus, 
daß aus den 160t Aluminiumphos- 
phid, das sich maximal in der De- 
gesch-Anlage befindet, bei einem 
Störfall bis zu 94t Phosphin entste- 
hen können. 50 Kubikmeter Wasser 
würden dafür schon ausreichen. Die 
kämen z.B. bei einem Großbrand 
schnell zusammen. Solch ein Brand 
würde für die Menschen in einem 
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Umkreis von 3km Lebensgefahr be- 
deuten; in einem Umkreis von 300 m 
wäre die Dosis sogar innerhalb von 
5 Minuten tödlich. 


In Laudenbach, dem Sitz des Detia- 
Werkes, klagen die Anwohner über 
extremen „Knoblauchgeruch“. Re- 
cherchen der Grünen deckten auf, 
daß der Emissionsausstoß von Detia 
den erlaubten Wert um das 200fache 
übersteigt! 


Außerdem stellten die Grünen aus- 
gehend von der Sicherheitsanalyse 
der Tochterfirma Degesch folgendes 
fest: Bei einem Reaktor, der täglich 
1,8t Aluminiumphosphid herstellt 
(nach Angaben von Detia sind es 
sogar 2t), würden bei einem plötz- 
lichen Wassereinbruch aus einer Ta- 
gesproduktion allein 1 Tonne Phos- 
phin freigesetzt. Genug, um 1 Million 
Meknschen zu töten. Aus diesem 
Grund warnen auch die Umwelt- 
schützer vor einem „Bophal am 
Main“. In Bophal in Indien sind vor 


Al 


ein paar Jahren mehrere tausend 
Menschen bei einer Chemiekata- 
strophe durch das Union Carbide- 
Werk umgekommen. 


Aber neben der Produktion und La- 
gerung von ca.100t Aluminiumphos- 
phid liegen in Laudenbach noch ca. 
28t Methylbromid, einem der heim- 
tückichsten Nervengifte überhaupt. 
Bei einem Unfall wäre das Problem, 
daß die unterschiedlichen Gifte ge- 
gensätzlichen Löschmaßnahmen er- 
fordern. 


Gegen den Degesch-Antrag für die 
Produktionsstätte im Frankfurter 
Osthafen wurden 600 Einwendungen 
eingereicht. Von Bewohnern des 
Osthafenviertels, von Umweltschüt- 
zern, den Grünen, ehemaligen KZ- 
Häftlingen und der Stadt Offenbach. 
Damit war klar, daß Degesch bei 
einer Genehmigung durch den Re- 
gierungspräsidenten mit _Einsprü- 
chen zu rechnen hat. Das würde drei- 
bis vierjährige Prozesse nach sich 
ziehen. Das Degussa-Gelände war 
aber schon zum Sommer 1988 ge- 


kündigt. 


Am 28.3.88 hat dann Degesch offi- 
ziell den Antrag zur Aluminiumphos- 
phid-Produktion im Frankfurter Ost- 
hafen zurückgezogen. Degesch 
spricht jetzt davon, die neue Produk- 
tionsstätte im Ausland zu errichten 
und eventuell zusätzlich die Produk- 
tion bei der Muttergesellschaft in 
Laudenbach zu erweitern. Dort gäbe 
es noch ungenutzte, genehmigte 


Produktionskapazitäten. 


Welche Länder es wohl trifft? Detia/ 
Degesch hat Niederlassungen IN 8 
Ländern. Degesch verfügt über gute 
Beziehungen zu den Diktaturen In 
Chile und Südafrika. Dort ist Degesch 
sicherlich nicht mit den störenden 
Umweltauflagen konfrontiert. Fragt 
sich nur, wie der Umgang mit den 
Detia/Degesch-Produkten in diesen 
Ländern aussieht, wenn es hier in der 
BRD schon zu tödlichen Unfällen 
kommt. 


Degesch: Schließung oder ökologische Produktion? 


Über die Zukunft von Degesch ist 
ein Streit entbrannt. In dem Antrag 
der Grünen-Mehrheit („Realos“ und 
„autonome Frauen“) an den Frank- 
furter Magistrat heißt es: „Ange- 
sichts der ökologischen Unverträg- 
lichkeit und Sinnlosigkeit der Pro- 
dukte und Produktion sowie der NS- 
Vergangenheit der Firma Degesch 
ist die einmalige Voraussetzung für 
ein Modellprojekt gegeben: von Öko- 
logisch unverträglicher zu verträgli- 
cher Produktion überzugehen. In 
der Schließung sehen sie „keine 
echte Vergangenheitsbewältigung”. 


Auf dem Hintergrund des Massen- 
mordes, den Degesch im Hitler-Fa- 
schismus mit betrieben hat, sicher- 
lich eine makabre Argumentation. So 
sehen es die anderen Degesch-Ge- 
gnerInnen. Für Linke, Grünen-Fundis, 
den Zentralrat der Roma und Sinti, 
Mitglieder des „Ausschwitzkomi- 
tees“ und die Vereinigung französi- 
scher Deportierter, Internierter und 
Widerstandskämpfer ist es klar: Daß 
es diese Firma überhaupt noch gibt, 
ist der Skandal. Degesch gehört ge- 
schlossen, selbst wenn die Firma 
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ökologisch unbedenklich wäre. 
Auch die Position der Linken zeigt, 
vor welchen Problemen und Schwie- 
rigkeiten die AntifaschistInnen heute 
stehen. Wie soll denn die Schließung 
der Firma durchgesetzt und verhin- 
dert werden, daß unter anderem 
Namen im Ausland weiterproduziert 
wird? Wie ist das zu kontrollieren? 
Degesch ist kein Einzelfall sondern 
nur ein besonders krasses Beispiel 
für die Rolle der Deutschen Industrie 
von 33 bis 45 und danach. Sollen 
wir deshalb die BRD in einen Agrar- 
staat umwandeln? 


Die Arbeiterklasse hatte nach 1945 
in den Westzonen nicht die Kraft 
und Möglichkeit mit der herrschen- 
den Klasse abzurechnen. Nur wenn 
es den Beschäftigten gelingt, den Un- 
ternehmern die Kontrolle über die 
Produktion zu entreißen und sie in 
gesellschaftliches Eigentum zu über- 
führen, werden auch die Wurzeln des 
Faschismus ausgerottet. Das Wissen 
um die Vergangenheit und die Ur- 
sachen des Faschismus ist eine Vor- 
aussetzung, um diese Zukunftsauf- 
gabe zu bewältigen. 
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DIE IG-FARBEN x 


Die blutige Spur der IG Farben 


Zwei Weltkriege wären undenkbar gewesen ohne den Anteil, den die IGFarben daran hatte. Die IG Farben- 


Konzerne waren maßgebliche Kriegstreiber des 1. Weltkrieges. Daß die IG Farben lediglich der Nazi-Armee bei 
ihren Überfällen auf andere Länder hinterherzogen, ist eine maßlose Verharmlosung dessen, was die IG Farben 
im Nazi-Faschismus betrieb. Sie war der Kriegswirtschaftsplaner der Nazis. AnDegesch, der Zyklon B-Produzentin, 
waren sie mit 42,5% beteiligt. Die Rolle von Degesch bei der Massenvernichtung haben wir schon ausführlich 
beschrieben (siehe Degesch-Artikel). Zwei verlorene Weltkriege, an denen IG Farben maßgeblich beteiligt war, 
haben die Macht der IG Farben-Konzerne nicht brechen können — bis heute nicht. 


Die großen Chemiekonzerne in 
Deutschland machten zu Anfang des 
Jahrhunderts einen großen Entwick- 
lungssprung. 1904 und 1906bbildeten 
sie zwei Kartellringe, die Vorläufer der 
IG Farben. 1913 kontrollierte die deut- 
sche Chemieindustrie 82% der Welt- 
farbenproduktion. 
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IG-Farben Firmenzeichen 
schwarz rot gold 
Lange genug hatten die Konzerne die 
fehlenden Kolonien beklagt. Der 
1.Weltkriegwar das, woraufdiegroßen 
Monopoleschonlangewarteten-nach 
der Devise: „Lassen sich die Märkte 
nicht mehr wirtschaftlich erobern, 
dann werden die Truppen geschickt.“ 


1916 schloßen sich die Chemiebetrie- 
be zu einem Kartell zusammen. Die In- 
teressen der Industrie verlangtennach 
einer zentralisierten Kriegsprodukti- 
on. Durch das Zusammengehen von 
sechs Konzernen war die „Interessen- 
Gemeinschaft der deutschenTeerfar- 
benfabriken“ geboren. Allerdings war 
dieserstdie „kleine“ IG,eswarlediglich 
ein Kartell, kein Konzern. 

DielG Farben warentscneidendfürdie 
Fortführungdes Krieges. Eswarenkei- 
neswegs die heilenden Medikamente 


Bayers, die entscheidend waren. Da- 
mitmachteBayersicherlichauchseine 
Profite, entscheidend war das Ge- 
schäftmitdemTöten.DasdeutscheMi- 
litär war abhängig von auswärtigen 
Rohstoffen. VorallemvonSalpeteraus 
Südamerika, das für Schwarzpulver 
benötigt wurde. Als der deutsche Mili- 
tarismus davon abgeschnitten war, Si- 
chertedielG FarbendieWeiterführung 
des Krieges durch die Produktion von 
synthetischem Salpeter. Wieviele Mit- 
lionen Menschen wären bei einem 
Kriegsende zu diesem Zeitpunkt am 
Leben geblieben! 


Car! Bosch, stellvertretender BASF- 
Direktor, forderte als Gegenleistung 
für die künstliche Salpeterproduktion 
Abnahmegarantien undein Staatsdar- 
lehen von 35 Millionen Mark. Im Mai 
1915liefdieerste Großanlagemiteiner 
Tagesleistung von 150 t Salpetersäu- 
re. 

DasLeuna-Werk wurde daswichtigste 
Glied der Stickstofferzeugung für die 
deutsche Munitionsproduktion (Stick- 
stoffverbindungen sind die Grundlage 
für Schießpulver und Sprengstoff). In 
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den drei Leuna-Verträgen bekam die 
BASF insgesamt 432 Millionen Mark. 
Die sollten zurückgezahlt werden, 
wenn die Jahresproduktion von 
120.000terreichtwird.Diesgeschah 
„zufälligerweise“ im Inflationsjahr 
1923. Mit anderen Worten, die Kredite 
waren so gut wie geschenkt! 

Ein weiterer Bereich, den die IG Far- 
ben-Konzerne aufzubauenbegannen, 
war die Produktion von synthetischem 
Gummi. Durch die Seeblockade der 
Engländer war es zu einem Gummi- 
Mangel gekommen. 


Besondershervorgetanhattensichdie 
IG-Farben-Konzerne mit dem Ga- 
skrieg. Der war durch die Haager Kon- 
ventiongeächtet. EskostetederIGFar- 
ben einige Mühe, die deutschen Mili- 
tärs von dem Einsatz von Giftgasen zu 
überzeugen. Am 22.April lief der erste 
Gasangriff: 6.000 Tote und 10.000 
Personen mit schweren Gasvergiftun- 
gen.SpäterwirddielGFarben-ähnlich 
wie der Degesch-Geschäftsführer Pe- 
ters für den Zyklon B-Einsatz gegen 
Menschen - „Humanitätsgründe“ für 


All 


die Massenvergiftungen anführen. 
Schließlich sollte das Leidejn im Krieg 
verringert werden. 

Bis 1918wurden 60 Millionenkghoch- 
konzentrierte Gaskampfstoffe in Gra- 
naten aller Größen gefüllt. In der Nähe 
der Bayer-WerkeinLeverkusen wurde 
eine Schule für den Gaskrieg für Ar- 
meeangehörige eröffnet. 


DielG Farben 
braucht die Diktatur 


1925 dann schlossen sich die IG Far- 
ben-Unternehmen zu einem einheitli- 
chen, straffgeführten Konzern zusam- 
men. Der Konzern hatte 1927 70 
Tochtergesellschaften, bis 1943 400 
Inlands- und 500 Auslandsbeteiligun- 
gen. 


Die jetzt „große“ IG Farben versuchte, 
massiv Einfluß in der Politik zubekom- 
men. 1928, nach der Reichstagswahl 
hatte die IG Farben fünf führende Kon- 
zernvertreter als Abgeordnete in ver- 
schiedenen Parteien im Reichstag. 
Einer wurde später Reichswirtschafts- 
minister und Reichsfinanzminister. 
DerFinanzberaterdesReichskanzlers 
Brüning war Hermann Schmidt, Vor- 
standsmitglied der IG Farben. Die Not- 
verordnungen, die Brüning erließ, wa- 
ren in der Führungsetage der IG Far- 
hen ausgearbeitet worden. 

Die bürgerlichen Parteien finanzierte 
die!IG Farben solange, wiesie ihr nutz- 
ten. Der 1.Weltkrieg war nun schon 
einige Kahre her. Das Projekt zur Er- 
stellung von künstlichem Kautschuk, 
das die IG Farben damals begonnen 
hatte, war noch nicht bis zur Produk- 
tionsreife entwickelt worden. Das 
künstliche Benzin wurde zunehmend 
unrentabel. Die IG Farben brauchte 
eine Diktatur und näherte sich damit 
den Interessen der Nazis an; auch 
wenn sie anfangs eine gewiße Zurück- 
haltung gegenüber dem Programm 
der Nazis zeigte. Alsexportorientierter 
Konzern konnte sie nicht gänzlich auf 
ausländische Rohstoffe verzichten. 
Da hatte die IG Farben Probleme mit 
dem -autarkieprogramm der Nazis. 


Im Februar 1933 war die IG Farbenbei 
der Wahlkampfspende der Industrie 
dabei. SieleistetezweiWochenvorder 
endgültigen Machtübernahme der Na- 
zis die größte Einzelspende: 400- 
.OOORM. 

Zwischen 1933 und 1944 zahlte allein 
die Dachgesellschaft der IG Farben 
(ohnedieTochterfirmen)über81 Millio- 
nen RM an die Nazis. Daß sich die Un- 
terstützung der Nazis gelohnt hatte, 
zeigendieBilanzen derIGFarben:ihre 
Gewinne schnellten von 48 Millionen 
RMimJahre 1932 auf822 Millionen RM 
im Jahre 1943. Der Nazi-Krieg brachte 
einen immensen Konzentrationspro- 
zeßdesKapitals;dawarnatürlichdielG 
Farben dabei. 1943 besaßen 2% der 
Aktiengesellschaften beinahe die 
Hälfte des Gesamtkapitals in Deutsch- 
land. Der Sprengstoffsektor z.B. war 
fast völlig in der Hand von zwei Unter- 
nehmen: Dynamit Nobel (in IG Farben- 
Hand) und WASAG, ein Stahltrust. 
1937 führte die IG Farben bei sich die 
„Arisierung“ durch, Vorstand und Auf- 
sichtsratwaren von da ab „judenfrei”. 


IhrewesentlicheRolleinder Rüstungs- 
produktion spielte die IG Farben wie- 
derindendreiBereichen: Kohlehydrie- 
rung(fürdaskünstliche Benzin), künst- 
licher Kautschuk (damitdie Militärfahr- 
zeuge rollten) - beides, um das Nazi- 
Deutschland unabhängig von auslän- 
dischen Rohstoffen zu machen - und 
nicht zuleztt die Kampfgasproduktion. 
Die IG Farben verfügte 1943 über 95% 
der deutschen Gesamtproduktion an 
Giftgasen. 


Die Herren der IG Farben 
planen den Krieg 


Die IG Farben war natürlich im „Freun- 
deskreis des Reichs-Führers SS“ ver- 
treten, zusammen mit anderen Ban- 
kiers und Indsutriellen. Dort wurde die 
Idee entwickelt, die Wirtschaft nach 


Das IG Farben-Vorstandsmitglied Bütefisch im Nürnberger Prozeß: 
„Ohne die IG Farben, insbesondere ohne IG-Produktion auf den Gebie- 
ten des synthetischen Gummis, der Treibstoffe, des Magnesiums, wäre 
es in Deutschland ausgeschlossen gewesen, einen Krieg zu führen.“ 


dem Führerprinzip zu organisieren. 
Dieser Kreis brachte Gelder für Himm- 
lers „Fonds für Sonderausgaben“ auf. 
Darunter fielen Gaskammern,. Ver- 
brennungsöfen, die Brechung jegli- 
chen Widerstandes mittles blutiger 
Massenvernichtung. 


Der „Wirtschaftsführerkreis“ (F-Kreis) 
wurde vom IG Farben-Vorstandsmit- 
gliedMaxlIIgnergegründet. Derwarein 
Instrument, den NS-Propagandaap- 
parat zu beeinflußen. Der Ruf im Aus- 
landwarnichtderbesteundesbestand 
die Gefahr, daß die Exportpolitik der IG 
Farben darunter zu leiden hatte. 

Die „Wirtschaftspolitische Abteilung“ 
der IG Farben wurde später zur „Ver- 
mittlungsstelle W” (Wehrmacht). Hier- 
überlief die Verbindung der IG Farben 
zurWehrmacht. Die „Vermittlungsstel- 
lie W“ entwickelte sich zueinem IG Far- 
benen-eigenen Generalstab. Carl 
Wurster (nach dem Krieg bei BASF) 
war der Verantwortliche für die Stelle. 
Der Jahresetat lag zwischen 7 und 12 
Millionen RM. Bereits 1935 befaßte 


sich die „Stelle W“ mit dem Kriegsfall. 
Siehatteden Auftrag, Bombenwirkung 
auf Fabriken zu untersuchen. Seit die- 
sem Zeitpunkt also wußte Wurster vom 
anstehenden Krieg. 


Das Paradebeispiel für die Personal- 
politik der IG Farben im Nationalsozia- 
lismus ist das !G Farben-Vorstands- 
und NSDAP-Mitglied Carl Krauch. An 
seiner Person wird es offensichtlich, 
daß die IG Farben nicht lediglich auf 
einen fahrenden Zug aufgesprungen 
und den mordenden und plündernden 
Nazi-Hordennurhinterhergezogen ist. 
Die IG Farben war ein wichtiger Pfeiler 
der Nazi-Kriegsvorbereitungen. Die 
feinen Herren aus der Vorstandsetage 
der IG Farben betrieben die Planung 
der Kriegswirtschaift. 


DIE IG-FARBEN 


1936 wurde der sog. Rohstoff- und De- 
visenstab gegründet. Aus ihm ging 
einige Monate später die Vierjahres- 
planbehörde hervor. Krauch wurde 
Leiter der Forschungs- und Entwick- 
lungsabteilung dieses Stabes, das IG 
Farben-Vorstandsmitglied Wurster 
ehrenamtlicher Mitarbeiter. 
EingeheimerBerichtderKrauchschen 
Abteilungwardiewirtschaftspolitische 
Grundlage für Hitlers Denkschrift zum 
Vierjahresplan im August 1936. Hitler 
übernahm Krauchs „Denkanstöße“ 
und der Vierjahresolan, der den Weg 
zu Massenmord und höchstem Profit 
weisen sollte, wurde entwickelt. Inner- 
halb von 4 Jahren sollte die Wirtschaft 
kriegsfähig sein. 


Gemäß der Hitlerschen Denkschrift 
wurde die Vierjahresplanbehörde ein- 
gerichtet. Leiter war Göring. Als sie 
1938 in das „Reichsamt für Wirt- 
schaftsausbau“ umgewandelt wurde, 
war sie praktisch eine IG Farben-Be- 
hörde. Krauch war stellvertretender 
Leiter, Berater waren die IG-Vor- 
standsmitglieder Wurster, Ambros, 
Bürgin, Bütefisch, Gajewski und 
Schneider. Krauch war die wichtigste 
Person in der Behörde, nichts wurde 
ohne ihn entschieden. 

Die Unterabteilung leiteten die IG Far- 
ben-Direktoren Ritter und Eckell (der 
war noch zusätzlich Referatsleiter im 
Reichswirtschaftsministerium). 

Ende 1938 ernannte Göring Krauch 
zum Generalbevollmächtigten für 
Sonderfragen der chemischen Erzeu- 
gung. Damit konnte Krauch die übrige 
chemische Industrie konkurrenzunfä- 
higmachen. 

Bei Krauch liefen entscheidende Fä- 
dender Aufrüstungbzw.derKriegsvor- 
bereitung zusammen. 


Ein weiterer Schritt, die Rüstungspro- 
duktion voranzutreiben, wardieSchaf- 
fung eines Kuratoriums, einer rü- 
stungswirtschaftliichen Kommando- 
zentrale. Krauch hatte dies im Juni 
1938 gefordert. Eswurden neun Gene- 
ralbevollmächtigtefürdieeinzelnenIn- 
dustriezweige geschaffen. Krauch war 
der Generalvollbemächtigte für die 


Chemie. Berater blieben Wurster und 
Bütefisch, 


Nicht nur die deutschen Konzerne schielten auf die Eroberungszüge 
der faschistischen Armee. So gab es z.B. zwischen dem englischen 
Chemiegiganten ICI und der IG eine recht gute Zusammenarbeit. 
Noch vor dem Einmarsch der deutschen Armee in das Sudetenland 
legten die beiden Kartellpartner in einer Vertragsklausel ihre Einfluß- 
sphären in der Tschechoslowakei fest für den Zeitpunkt nach der 
Invasion. Das Münchener Abkommen besiegelte die Zerstückelung 
der Tschechoslowakei. Doch bereits davor war schon klar, was passie- 
ren würde. Chamberlain, der britische Premierminister und sein Außen- 
minister Simon, die beim Münchener Abkommen die neutrale Rolle 


AlV 


Englands opferten, wußten es: sie waren Großaktionäre der ICI. 


Krauch entwarf am 13.August 1938 
einen „Schnellplan“, womit die maxi- 
male Steigerung der Rüstungswirt- 
schaft bis Herbst 1939 erreichtwerden 
sollte. 

Im April 1939legteKrauchalsGeneral- 
vollbemächtigter der Chemie und als 
stellvertretender Leiter des „Reichs- 
amtesfürWirtschaftsausbau“ dem Ge- 
neralrat der Vierjahresplanbehörde 
einen Arbeitsbericht vor. Darin forder- 
te er gleich zu Beginn der Feindselig- 
keiten eine schnelle Kriegsentschei- 
dung durch Vernichtungsschläge. Auf 
den „Blitzkrieg“ brauchte er nicht mal 
mehreinhalbesJahrzuwarten.DerPo- 
len-Überfall fand am 1.September des 
selben Jahres statt. in der deutschen 
Rüstungsindustriestecktenbereits90 
Millarden RM undder Nazi-Staatdamit 
bis zum Hals in Schulden. 


Die Invasion Polens war noch im 
Gange, da meldete die IG Farben 
schon Anspruch auf vier polnische 
Stoffabriken an. 1939 machte sich die 
IG Farben daran, zwei neue Riesen- 
werke aufzubauen; eines in Heydeb- 
reck,dasandereaufpolnischen Gebiet 
in Auschwitz. 

1940, auf dem Höhepunkt der faschi- 
stischen Aggression, erstellten alle 


Standard OlL - ein US-Konzern: 


deutschen Großkonzerne zusammen 
mit den Reichsstellen genaue Kriegs- 
zielprogramme. Es ging um die Schaf- 
fung eines europäischen Großwirt- 
schaftsraums, einschließlich Großbri- 
tannien. Das Ganze selbstverständ- 
lich als Etappe zur Weltherrschaft. Die 
IG Farbenerstellte dabeiihren berüch- 
tigten „Friedensplan“. Es war nichts 
anderes als ein Raubplan. Die IG Far- 
benwardurchdiedeutscheNiederlage 
im 1.Weltkrieg auf den internationalen 
chemischen Märkten zurückgedrängt 
worden. Sie drängte aufeine „Neuord- 
nung” der internationalen Märkte. 


Sklavenarbeiter für 
die IG Farben 


Nach dem Polenüberfall ging die IG 
FarbendenAufbaueinesvierten Buna- 
Werkes an, um die Nachfrage der 
Wehrmacht zubefriedigen. DielG Far- 
ben wählte Auschwitz als Standort. 
DortwareinKZim Bau. Um den zu be- 
schleunigen, finanzierte dielG Farben 
den Ausbau des KZ und sorgte für den 
Häftlingsbarackenbau, für die Unter- 
bringungderGestapo.Siedachteauch 
an die Arrestzellen für die Arbeitsskla- 
ven.2Millionen RMsteuertedielGFar- 
ben für den Ausbau bei. 


IG Farben hatte Ende der 20er Jahre Marktabsprachen mit Standard 
Oil getroffen. Als der Weltkrieg bereits voll im Gange war, als die 
deutschen Panzerwagen über die europäischen Nachbarländer hin- 
wegrollten und die deutschen Bomben flogen, gab es einen Treibstoff- 
lieferanten für die Nazi-Armee aus dem Ausland: der US-amerikanische 
Konzern Standard Oil. 

Außerdem bekam IG Farben 20% der Einnahmen von Standard Oil an 
deren Ölpatenten. US-Treibstoff wurde in großem Maße an die britische 
Luftwaffe geliefert. Mit ihren 20% verdiente die IG Farben auch an der 
Bombardierung der deutschen Städte durch die britische Luftwaffe. 
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Das Buna-Werk wurdemitden Arbeits- 
sklaven aus demKZ Auschwitz errich- 
tet. Mehrals25.000 Personenkamen 
dabei um. 

Um den 7 km langen Fußmarsch der 
Häftlinge vom KZzum IG Farben-Werk 
einzusparen, errichtete die IG Farben 
danneineigenesKZaufihrem Firmen- 
geländeinMonowitz. Dasbetriebsiein 
Zusammenarbeit mit der SS. Ein ex- 
Häftling berichtete nach dem Krieg, 
daßanschweren Wintertagen 30 Tote 


nicht Ungewöhnliches waren. Die IG 
Farben rügte sogar die Gestapo Ende 
1943, weil sie nicht hart genug bei den 
„Arbeitspbummelanten“ durchgreife. 
Neben anderen Firmen versorgte das 
KZAuschwitzfünfWerkederlGFarben 
mit Zwangsarbeitern. Das IG Farben- 
eigeneKZin MonowitzwurdezumZen- 
trallagerfür28weitere Außenlager. An- 
fang 1942 entstand das Auschwitzer 
KZ Birkenau, ein reines Vernichtungs- 
lager. Zuerst wurden im KZ Auschwitz 
die ankommenden Häftlinge selektiert 
danach, wer nach Monowitz geht und 
wer direkt nach Birkenau. Später ge- 
schah dies in Monowitz, unter Beteili- 
gung der IG Farben-Werksleitung. Zu- 
vor hatte die IG Farben den Leiter des 
KZ Auschwitz, HÖß, für die schlechte 
Auswahl an Arbeitskräften gerügt. 


Die Lebenserwartung im Werk der IG 
FarbeninMonowitzlagbeinichtganz9 
Monaten. Im KZ Monowitz waren 
120.000 Menschen umgekommen, 


zusammen mit dessen Nebenlagern 
370.000. Nicht enthalten sind in der 
Zahl die durch „Arbeit vernichteten“ 
Häftlinge der IG Farben Werke in den 
Außenlagern der KZs Stutthof, Sach- 
senhausen, Buchenwald, Flossen- 
burg, Mauthausen. 

Die Arbeitskräfte bekam die IG Farben 
sogutwieumsonst.Wenndieseausge- 
laugt und dem Tod nahe waren, ver- 
dientedielG Farbenüberdie FirmaDe- 
gesch noch mal an deren Vergasung. 
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Die Kriegsgewinnler 


Die ernsthaften Untersuchungsbeam- 
ten, die das Material gegen die IG Far- 
ben zusammentrugen, wurden schon 
in der ersten Phase der Ermittlungen 
abgezogen. Als es im Nürnberger Pro- 
zeßan den Komplex „Auschwitz“ ging, 
war das Beweismaterial gleich kisten- 
weise verschwunden. Die „Friedens- 
planung“ der IG Farben, die den Kon- 
zern am stärksten belastete, wurde 
zwar vom Ankläger, aber nicht vom 
Richter als bedeutend angesehen. 


Die Urteile wurden am 30.Juni 1948 
gesprochen. Für die 24 Angeklagten 
ausderIG Farben-Führungsetage gab 
es: 

11 Freisprüche (darunter Schneider, 
Wurster) 

6 Gefängnisstrafen von 1 1/2 bis 3 
Jahre 

1 Gefängnistrafe zu 4 Jahren, 1 zu 5 
Jahren 


Krauch und Bütefisch bekamen 6 
Jahre, teer Meer 7 Jahre. 


Am2O.Juni 1948 genehmigte die Wirt- 
schaftsabteilung der US-Militärbehör- 
dein Deutschland die erste IG-Farben- 
Bilanz der Nachkriegszeit. Für diesen 
großen Tag bekamen die IG Farben- 
Vorstandsmitglieder „Urlaub auf Eh- 
renwort“ vonihrer Zelle. DielG Farben 
hatteBilanzgezogen:6Millarden Mark 
echter Substanzwert-nach Abzug von 
allem, was zerstört wurde. Da sollte 
sich der Nazi-Faschismus nicht ge- 
lohnt haben? 

Aus gutem Grund wurde diese Bilanz 
der Öffentlichkeit über mehrere Jahre 
hinweg verheimlicht. Bei der Wäh- 
rungsreform kam die IG Farben auch 
wieder bestens davon. Während die 
Bevölkerung und kleinere Industrielle 
und Geschäftsleute 1 DM für 10 alte 
Mark erhielten, konnte die IG Farben 
ihre Millionen und aber-Miliionen 1:1 
umtauschen. 


Jie IG Farben hat den 2.Weltkrieg gut 
überstanden. Obwohl ganze Wohn- 
vierteldrumheruminSchuttundAsche 
lagen, sind die IG Farben-Werke größ- 
tenteilsintaktgeblieben. Von551GFar- 
ben-Betrieben in der amerikanischen 
Zone waren nur zwei beschädigt. Die 
einzige große IG Farben-Fabrik, die 
zerbombt war, dasLeuna-Werk, lagin 
der späteren sowjetischen Besat- 
zungszone. 


Die Entkartellisierungsabteilung der 
US-Behörde, die die Entflechtung der 
Großindustrie vorbereiten sollte, 
nurdeim März 1948 aufgelöst. Vonden 
ırsprünglich 150 Beamten waren es 
sowieso nur noch 19 gewesen. 

in den Westzonen wurden schon wie- 
der Arbeiter ausgesperrt, Gewerk- 
schaftsgründungen untersagt, die al- 
ten Betriebsleitungen wieder einge- 
setzt. Es ging um den Erhalt der 
kapitalistischenProduktionsverhält- 
nisse, umIndustriespionage gegen die 
Sowjetunion und um die Wiederauf- 
nahme der Kriegsproduktion. „Kalter 
Krieg“ warinzwischen angesagt. 


Der Entflechtungsausschuß empfahl 
die IG Farben in die drei Unternehmen 


DIE IG-FARBEN 


BASF,BayerundHoechstaufzulösen. 
Einen ähnlichen Plan hatte die IG Far- 
ben schon während des 2.Weltkriegas 
gehabt; der Konzern war zu unüber- 
sichtlich geworden. Die Auflösung 
wurde 1950 genehmigt. 

Die Direktoren der IG Farben, die kurz- 
zeitig die Anklagebank drücken muß- 
ten, sind schnell wieder zu Amt und 
Würden gekommen. Sie waren in der 
BRD alle wieder in den Führungseta- 
gen der IG Farben-Nachfolger zu fin- 
den bzw. in Konzernen, die früher der 
IG Farben gehörten. Auch schon mit 
dem Bundesverdienstkreuz der Bun- 
desrepublik ausgezeichnet. 


DielG Farben-Nachfolger verseuchen 
heute nicht nur den Rhein. 1945, zu 
dem Zeitpunkt des (vordergründigen) 
Endes der IG Farben, hatte der Kon- 
zernca.500 ausländische Beteiligun- 
gen. Die drei wichtigsten IG Farben- 
Nachfolger Bayer, BASF und Hoechst 
sind zusammengerechnet heute ein 
Vielfachesgrößerundmächtigeralses 


In alter IG Farben-Tradition - die Hoechst-Filiale in Chile an die Frank- 
furter Zentrale 1973 nach dem Putsch gegen die Allende-Regierung: 
„Wir sind überzeugt davon, daß sich Chile unter re energischen, 


autoritären und intelligenten... Führung sehr bald erholen wird... Chile 
wird in Zukunft für Hoechster Produkte ein zunehmend interessanter 
Markt sein...Die Regierung Allende hat das Ende gefunden, das sie 


verdient.“ 


die IG Farben jemals war. 

Ihrer Produktionspalette, die von Arz- 
neimitteln bis hin zu Pestiziden reicht, 
können sie in Zukunft eine weitere ge- 
fährliche Waffe hinzufügen: die Gen- 
technologie. AlsderGrüne Joschkari- 
scher noch Hessens Umweltminister 
war, versagteerHoechstdieGenehmi- 
gungeinerArneimittel-Produktionsan- 
lage mit genetisch veränderten Mikro- 
organismen.DieGrünensahenGefah- 
ren für die Bevölkerung durch die 
Großproduktion gentechnisch mani- 
pulierter Bakterien. 

Bei Hoechst fungiert noch immer der 
ex-SA-Mann und ex-IG Farben-Direk- 
torKarlWinnackerals Ehrenvorsitzen- 
der im Aufsichtsrat. Hoechst ist heute 


Aufruf ! 


In der Nacht vom 9. zum 10. November 1938 haben unsere 
Nationalsozialisten der deutschen Öffentlichkeit gezeigt, wozu wir 
fähig sind. Durch brennende Synagogen, zerstörte jüdische 
Geschäfte, Folter und Mord haben sie den Juden den Weg in unsere 
Arbeits- und Vernichtungslager gewiesen. 


Diese Novembernacht ist uns noch in vollem Bewußtsein, trotz des 
schweren Schicksals, das uns mit dem 8. Mai 1945 ereilen sollte. 


Deshalb rufen wir zur Teilnahme auf an einem 


Schweigemarsch. 


- Wir wollen die Verantwortlichen dieser Ereignisse vergessen. 
- Wir wollen die Opfer wieder arbeiten lassen. 
- Wir wollen in Zuversicht für Verhöhnung und Kapital eintreten. 


Hoechst AG 


Daimler Benz 
Deutsche Bank 
Dresdner Bank 
Siemens 

u.a. 


Unterstützer: bezahlte Politiker aus Parteien, Parlament und Regierung 


Bayer 


BASF 


Nummer 1 im deutschen Chemiesek- 
tor(vorBASF undBayer),nachdemHo- 
echst einen US-Großkonzern aufge- 
kaufthatundihnmitderHoechst-Toch- 
ter in den USA fusionieren ließ. Die 
Hoechst-Tochter in den USA ist damit 
so groß wie die Hoechst AG in der BRD 
Ende der 7Oer Jahre. 


Angesichts dieser ungeheuren Macht- 
konzentration ist es klar, welche Mög- 
lichkeiten die IG Farben-Nachfolger 
haben, die politischen Entwicklung in 
der BRD zu steuern. Was wird passie- 
ren, wenn es wieder so weit ist, daß 
diese Konzerne ihre Interessen nicht 
mehr ausreichend von den bürgerli- 
chen Parteien vertreten sehen? 


